
Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt
- Anstalt des öffentlichen Rechts -

SATZUNG

Die am 1. Januar 1967 in Kraft getretene Satzung war im Amtsblatt der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau Nr. 9 vom 27. Juni 1967 veröffentlicht worden.

Danach sind folgende Anderungen eingetreten
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Anschriften und Konten der
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Darmstadt

Anschriften: Postfachadresse: KZVK Darmstadt
Postfach 10 08 43
64208 Darmstadt

Hausadresse: KZVK Darmstadt
Holzhofallee 17 A
64295 Darmstadt

Telefon:
Telefax:

Bankkonten: Bayerische Hypo-
und Vereinsbank AG,
Filiale Darmstadt

Deutsche Bank AG,
Filiale Darmstadt

Spar- und Kreditbank
in der evangelischen
Kirche in Bayern eG,
Nürnberg

Stadt- und Kreis-
sparkasse Darmstadt

Postbank
Frankfurt am Main

Evangelische Darlehns-
genossenschaft eG, Kiel Kto-Nr. 13536

Evangelische Kredit-
genossenschaft eG,

Kassel Kto-Nr. 4800117

Landesbank
Hessen-Thüringen
- Girozentrale -,

Darmstadt

06151/3301-0
061 51 /3301 -1 87

Kto-Nr. 2550107077 BLZ 500 201 60

Kto-Nr. 191205 BLZ 508 700 05

BLZ 210 602 37

BLZ520 604 10

Kto-Nr. 5093666005 BLZ 508 500 49

Kto-Nr. 7000405 BLZ760 605 61

Kto-Nr. 580880 BLZ 508 501 50
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Erster Teil
Organisatorische Verfassung der Kasse

s1
Zweck und Sitz der Kasse

( 1 ) lDie Kìrchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt hat den Zweck, den nichtbeamteten
Arbeitnehmern (in dieser Satzung ,,Mitarbeiter" genannt) der an die Kasse ange-

schlossenen kirchlichen und diakonischen Arbeitgeber nach Maßgabe dieser Sat-

zung zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung zu gewähren. 2Sie ist keine

im Wettbewerb stehende Einrichtung.

(2) Die Kasse hat ihren Sitz in Darmstadt.

s2
Rechtsverhältnisse der Kasse

(1) Die Kasse ist eine kirchliche Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalt

des öffentlichen Rechts)

(2) lSatzungsänderungen werden vom Verwaltungsrat beschlossen ($ 3 a Abs 1

Buchst i). '?Sie bedùrfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger (S 10

Abs. 2) sowie der Genehmigung durch die Versicherungsaufsicht ($ B Abs. 2); S 71

Abs. 3 gilt entsprechend. sSie werden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in

Deutschland (EKD) veröffentlicht. aKünftige Satzungsänderungen gelten, soweit nichts

anderes bestimmt wird, auch fúr die bestehenden Versicherungsverhältnisse sowie

für bereits bewilligte Versicherungsleistungen.

(3) Werden Bestimmungen der Tarifverträge über die Versorgung der Arbeitnehmer im
öffentlichen Dienst geändert oder ergänzt und hat dies Auswirkungen auf die Sat-

zung, so kann die Kasse auf Beschluß des Vorstandes die notwendigen Anderungen
und Ergänzungen der Satzung von dem in den Tarifverträgen vereinbarten Zeitpunkt
an auch vor Abschluß des Satzungsänderungsverfahrens anwenden

ü (4) Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag des Vorstandes Durchführungsvorschriften zu

dieser Satzung erlassen.

$2a
Organe

(1) Die Organe der Kasse sind:
a) der Verwaltungsrat (SS 3 bis 3 b),

b) der Vorstand (SS 4 bis 4 b).

(2) Die lVitglieder der Organe und deren Stellvertreter sind den beteiligten Kirchen, der

EKD, der EKU und der VELKD sowie der Versicherungsaufsicht (S I Abs 2) mitzutei-
len

o



s3
Verwaltungsrat

(1) lDie Mitglieder des Verwaltungsrats werden
a) von den Kirchen, die die Gewährleistung für die Verbindlichkeiten der Kasse über-

nommen haben,
b) von der EKD, der EKU und der VELKD,

c) von dem Ev. Diakonieverein e. V, Berlin,
berufen 2Es entfallen auf

bìs 1000 Versicherte zwd Mitglieder,
von 1001 bis 4000 Versicherte vier lVitglieder,

über 4000 Versicherte sechs Mitglieder.
3Jeweils die Hälfte der Mitglieder muß dem Kreis der Versicherten angehören.

(2) lBei der Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats ist die Diakonie in angemes-
sener Zahl zu beteìligen. 2Die Berufung dieser Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit
dem jeweils zuständigen Diakonischen Werk beziehungsweise der sonst zuständigen
Stelle.

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen

(4) lDie Berufung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren 2Wiederberufung ist zulässig.
3Entfallen bei einem Mitglied oder einem Stellvertreter die Voraussetzungen für die
Berufung oder scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Verwal-
tungsrat aus, so ist für die restliche Zeit eine Neuberufung vorzunehmen

(5) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen ersten und
einen zweiten stel lvertretenden Vorsitzenden

(6) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem für ihn

tätigen Stellvertreter mindestens die Hälfte der lVitglieder anwesend sind.

(7) lDer Verwaltungsrat entscheidet m¡t Stimmenmehrheit 2Bei Stimmengleichheit gilt eln

Antrag als abgelehnt. 3Der Beschluß über die Auflösung der Kasse bedarf einer Drei-
viertelmehrheit der satzungsgemäßen Anzahl der Stimmen.

(8) Der Verwaltungsrat bleibt so ìange in seinem Amt, bis der neue Verwaltungsrat seine
Tätigkeit aufgenommen hat

S3a
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben:
a) Wahl des Vorstandes (S 4 Abs. 2),

b) Feststellung des Haushaltsplanes ($ 70),

c) Feststellung der Jahresrechnung ($ 72 Abs.2 bis 4) und Beschlußfassung über die
Erteilung der Entlastung des Vorstandes,

*
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d) Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prúfung der Jahresrechnung,
e) Festsetzung des vom Vorstand vorgeschlagenen Umlagesatzes ($ 71 Abs. 1 )

Erlaß von Richtlinien für die Anlegung des Vermögens,

Beschlußfassung über den Erlaß von Durchführungsvorschriften (S 2 Abs. 4),

Beschlußfassung uber Satzungsänderungen (S 2 Abs. 2 Satz 1 ),

Auflösung der Kasse ($ 9).

(2) Die Beschlússe des Verwaltungsrates gemáß Absatz 1 Buchst. d bis f , i und k bedür-
fen der Genehmigung der Versicherungsaufsicht (S B Abs. 2).

s3b
Sitzungen des Verwaltungsrates

(1) lDer Verwaltungsrat wird mindestens einmal im Jahre einberufen. 2Wenn mindestens
'15 Verwaltungsratsmitglieder die Einberufung einer Sitzung unter schriftlicher Angabe
der Beratungsgegenstände beim Vorsitzenden des Verwaltungsrates beantragen, ist

zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang

des Antrages stattfinden muß.

(2) lDie Einladung zur Sitzung ergeht spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der

Beratungsgegenstände. 2ln Ausnahmefällen kann die Frist auf fünf Tage verkürzt wer-

den.

Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter leitet die Sitzung

lDie Miiglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil.
2Der Vorstand muß auf Verlangen zu dem Gegenstand der Verhandlung gehört wer-

den 3Er ìst verpflichtet, auf Anfordern Auskunft zu den Beratungsgegenständen zu

erteilen

f)

s)
h)

i)

k)

(3)

(4)

(5) 1Über die Sitzungen wird eine Niederschrift gefertigt. 2Die Niederschrift ist vom Vor-

sitzenden und zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates zu unterschreiben.

s4
Vorstand

(1) lDer Vorstand besteht aus elf Mitgliedern, von denen neun ehrenamtlich und zwei

hauptamtlich tätig sind. 2Von den ehrenamtlichen Mitgliedern gehören drei dem Krei-

se der Versicherten und sechs dem Kreìse der Beteiligten ($ 10), davon mindestens
vier dem Kreise der Gewährleistungsträger (S 10 Abs 2), an.3Ein hauptamtliches
Vorstandsmitglied soll die Befähigung zum Richteramt oder höheren Venrualtungsdienst

besitzen.

(2) lDie Mitglieder des Vorstandes werden vom Verwaltungsrat gewählt. 2Die Wahl bedarf
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Verwaltungsratsmitglieder; vom drit-

ten Wahlgang an genügt die einfache Mehrheit.
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3Die ehrenamtlichen Mitglìeder des Vorstandes werden auf die Dauer von sechs Jah-
ren gewählt.aVon ihnen scheiden alle zwei Jahre drei Mitglieder aus, davon ein Mit-
glied aus dem Kreise der Versicherten. sWiederwahl ist zulässig. 6$ 3 Abs, B gilt entspre-
chend,

(3) lDie Wahl der ehrenamtlichen Mitglieder des Vorstandes erfolgt auf Vorschlag eines
Ausschusses, dem angehören
a) der Vertreter der aufsichtführenden Kirche (S B Abs 1) als Vorsitzender,
b) der Vorsìtzende des Verwaltungsrates,
c) vier vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte Gewählte, von denen zwei dem Kreise

der Versicherten angehören, die beiden anderen die gewährleistenden Kirchen
vertreten,

d) der Vorsitzende des Vorstandes oder ein vom Vorstand bestimmtes anderes Vor-
standsmitglied.

2lm Falle der Verhinderung werden vertreten
der Vorsitzende des Verwaltungsrates durch seinen Stellvertreter,
die aus der Mitte des Verwaltungsrates Gewählten durch Stellvertreter.

(4) Die Wahl der hauptamtlichen Mitglieder des Vorstandes erfolgt auf Vorschlag des
Vorstandes.

(5) lDer Vorstand bestellt aus der Mitte der ehrenamtlìchen lVlitglieder den Vorsitzenden
sowie einen erslen und einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden.2Die Bestellung
erfolgt auf die Dauer ihrer Wahlzeit; vorzeitige Abberufung ist mit einer Mehrheil von
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Zahl der lt/litglieder des Vorstandes zulässig.

(6) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder einem selner
Stellvertreter mindestens fünf N/itglieder des Vorstandes anwesend sind

(7) lDer Vorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit 'zBei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.

(B) Scheidet ein ehrenamtliches Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus dem Vorstand aus,

so ist fur den Rest der Wahlzeit des Ausgeschiedenen ein neues ehrenamtliches Mit-
glied des Vorstandes nach Absatz 2 und 3 in der nächsten Sitzung des Verwaltungs-
rates zu wählen

S4a
Rechtliche Stellung des Vorstandes

und seine Aufgaben

(1) lDer Vorstand vertritt die Kasse gerichtlich und außergerichtlich. 2Er besorgt nach
lVaßgabe der Satzung die Geschäfte der Kasse, stellt den Haushaltsplan und die
Jahresrechnung auf , erstellt den Geschäftsbericht und schlägt die Höhe des Umlage-
satzes vor 3stimmt der Verwaltungsrat dem Vorschlag zur Höhe des Umlagesatzes
nicht zu, hat der Vorstand einen neuen Vorschlag zu unterbreiten. aDer Vorstand ver-
anlaßt alljährlich die erforderlichen Prüfungen der Kasse.

n
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(2) Die hauptamtlichen Mitglieder des Vorstandes führen die laufenden Geschäfle

(3) Erklärungen, welche die Kasse anderen gegenüber verpf lichten, und Vollmachten sind
namens der Kasse von dem Vorsltzenden oder seinem Stellvertreter und einem weile-
ren lVitglied des Vorstandes zu unterzeìchnen, soweit es sich nicht um Verpflichtungs-
erkltirungen des laufenden Geschäftsverkehrs handelt

(4) Der Vorstand erläßt eine Geschåftsordnung, in der insbesondere die Führung der
laufenden Geschäfte zu regeln ist.

$4b
Sitzungen des Vorstandes

( r (1)

t,

lDie Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf, mindestens jedoch viermal im

Jahre statt 2Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung des Vorstandes bean-
tragen, ist zu einer Sitzung einzuladen, die innerhalb eines lVonats nach Eingang des
Antrages stattfinden muß

(2) lDie Einladungen ergehen spätestens zehn Tage vorher unler Angabe der Beratungs-
gegenstände 2ln Ausnahmefällen kann dìe Frist auf drei Tage verkürzt werden,

(3) lDer Vorsitzende leitet die Sitzungen. 2Der Vorsitzende des Verwaltungsrates und der
Vertreter der aufsichtführenden Kirche haben das Recht, an den Sitzungen des Vor-

slandes mlt beratender Stimme teilzunehmen; sie sind einzuladen.

(4) lUber die Sitzungen werden Niederschriften gefertigt. 2Sie sind vom Vorsitzenden zu

unterschreiben und vom Vorstand zu genehmigen

(5) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende außerhalb einer Sitzung eine schriftliche
Beschlußfassung des Vorstandes herbeiführen, wenn ke¡n Widerspruch erfoìgt

ss
Beschlüsse des Verwaltungsrates

und des Vorstandes

(1) lBei Beratung und Abstimmung im Verwaltungsrat oder Vorstand dürfen Personen
nicht anwesend sein, bei denen ein Widerstreit der lnteressen möglich ist 2ln Zwei-
felsfällen entscheidet das Organ endgültig.

(2) lBeschlüsse des Verwaltungsrates, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse
zuwiderlaufen, hat der Vorstand mit aufschiebender Wirkung zu beanstanden. 2Uber

die Beanstandung ist vom Verwaltungsrat erneut zu entschelden. sDer Vorstand kann
verlangen, daß die Entscheidung in einer neu anzuberaumenden Sitzung getroffen

wird.

(3) lBeschlüsse des Vorstandes, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse
zuwiderlaufen, hat der Vors¡tzende des Vorstandes mit aufschiebender Wirkung zu
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beanstanden. 2Úber die Beanstandung ist vom Vorstand erneut zu entscheiden. 3Der

Vorsitzende kann verlangen, daß die Entscheidung in einer neu anzuberaumenden
Sitzung getroffen wird.

s6
Schiedsgericht

(1) lDie aufsichtführende Kirche (S g Abs 1) bestellt im Einvernehmen mit dem Verwal-
tungsrat auf die Dauer von fünf Jahren ein Schledsgericht, das aus dem Vorsitzenden
und zwei Beisitzern besteht 'zFür 

jedes Mitglied ist ein erster und ein zweiter Stellver-
treter zu bestellen

(2) lDer Vorsitzende und seine Vertreter müssen die Befähigung zum Richteramt oder
zum höheren Verwaltungsdienst bes¡tzen. 'zEin Beisitzer muß dem Kreis der Arbeit-
geber, der andere dem Kreis der Versicherten angehören; die Beisitzer müssen in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einem Beteiligten oder Gewähr-
leistungsträger (S 10 Abs 2) stehen oder Pflichtversicherte bei der Kasse sein 3Der

Eintritt in den Ruhestand oder der Eintritt des Versicherungsfalles beendet die Mit-
gliedschaft im Schiedsgericht während der laufenden Amtsperiode nicht,

(3) Das Schiedsgerlcht führt seine Geschäfte nach einer vom Vorsitzenden im Einverneh-
men mit dem Vorstand aufgestellten Verfahrensordnung, die der Genehmigung der
Aufsicht ($ 8 Abs 1) bedarf .

(4) Das Schiedsgericht bleibt im Amt, bis ein neues Schiedsgericht bestellt ¡st

s7
Rechtsstellung der M¡tgl¡eder der
Organe und des Schiedsgerichts

(l ) Mitglied des Verwaltungsrates, des Vorstandes und des Schiedsgerichts kann nur ein

Gemeindeglied der beteiligten Kirchen sein, das für das Amt eines Kirchenvorstehers
(Presbyters) befähigt ist.

(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in den Organen und im Schiedsgericht isl nicht zuläs-
stg

(3) lDie ehrenamtlichen Mitglieder der Organe der Kasse, der Ausschüsse und des
Schiedsgerichts erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Ersatz ihrer Reisekosten
und anstelle des Tagegeldes ein Sitzungsgeld, dessen Höhe der Vorstand bestimmt.
2Etwaiger Verdienstausfall wird erstattet 3lhnen durfen keine Darlehen gewährt weÊ
den. 4Bei Sitzungen des Verwaltungsrales erhalten die Mitglieder des Verwaltungs-
rates je Sitzungstag mindestens ein volles Tagegeld sWird ein Mitglied des Vorstandes
mit Aufgaben betraut, die es in außergewöhnlicher Weise beanspruchen, so kann eine

angemessene Entschädigung gewährt werden

,e
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S7a
Mitarbeiter der Kasse

lDas Arbeitsverhältnis der Mitarbeiter wird durch Dienstvertrag geregelt. 2Auf das
Arbeitsverhältnis finden die fur die kirchlichen Mitarbeiter im Bereich der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau geltenden Bestimmungen in der jeweils gültigen
Fassung entsprechende Anwendung.

s8
Aufsicht

(1) lDie Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau führt für die Ge-
währleistungsträger die Aufsicht über die Kasse, soweit sich nicht aus dieser Satzung
Abweichungen ergeben. 'zSie hat das Recht, jederzeit Auskunft zu verlangen und Ein-
sicht in die Unterlagen der Kasse zu nehmen 3Hierbei kann sie sich ihres Rechnungs-
prufungsamtes oder eines anderen Beauftragten bedienen.

(2) Die Versicherungsaufsicht über die Kasse fùhrt das zuständige lVinisterium des Lan-
des Hessen.

se
Auflösung der Kasse

(1) Die Auflösung der Kasse bedarf der Beschlußfassung durch den Verwaltungsrat
(S 3 a Abs. 1 Buchst. k) sowie der Genehmigung der Versicherungsaufsicht (g B

Abs 2) und sämtlicher Gewährleistungsträger.

(2) rlm Falle der Auflösung erlöschen alle Versicherungen. 2Neue Versicherungen dürfen
nicht mehr begründet oder übernommen werden.

(3) lNach der Auflösung findet die Abwicklung statt. 2Zunächst sind alle Verbindlichkeiten
gegenüber Dritten (Nichtversicherten) zu erfüllen. 3Das danach verbleibende Vermö-
gen ist ausschließlich für die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung der
Leistungsberechtigten und Versicherten zu verwenden aDas Nähere bestimmt die
Versicherungsaufsicht im Einvernehmen mit der Mehrzahl der Gewährleistungsträger.
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Zweiter Teil
Das Versicherungsverhältnis

Abschnitt I

Das Beteiligungsverhältnis

s 10

Voraussetzungen der Beteil¡gung

(i ) Beteiligte können aufgrund einer mìt der Kasse abgeschlossenen Beteiligungsverein-

barung folgende Arbeitgeber und Einzelpersonen sein:

a) Kirchen reformatorischen Bekenntnisses und Zusammenschlüsse solcher Kirchen

mit ihren sämtlichen Rechtsträgern,

b) diakonische Werke, die ihnen angeschlossenen Anstalten und Einrichtungen sowie

sonstige selbständige diakonische Einrichtungen und Anstalten,

c) sonstige kirchlìche Arbeitgeber,
d) in Sonderfällen Einzelpersonen, die ìm kirchlichen Dìenst stehen

(z) lBeteiligungsvereinbarungen setzen die Übernahme der Gewährleistung durch eine

Kirche voraus, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts Kirchensteuerhoheit be-

sitzt (Gewährleistungsträger) 'zDies gilt nicht fÜr Vereinbarungen nach $ 10 a

(3) ln der Beteilìgungsvereinbarung ist - insbesondere auch über die Anrechnung der

beitragsfrelen Vordienstzeiten (s 29 Abs 3 und s 33 Abs. 1 a) - eine Regelung zu

treffen, die die lnteressen der Kasse angemessen berücksichtigt.

g10a
Fortsetzung von Beteil¡gungen

(1) lDie Kasse kann mit einem Beteiligten, bei dem die Beteiligungsvoraussetzungen

entfallen, die Fortsetzung der Beteiligung vereinbaren. 2Hierbei kann insbesondere

auch vereinbart werden, daß der Beteiligte eìnen Zuschlag bis zur HÖhe von 15 v H

zur jeweiligen Umlage zahlt. f)
(2) llst in dieser Vereinbarung vorgesehen, daß nur die zu dem in der Vereinbarung fest-

gelegten Zeitpunkt vorhandenen pflichtversicherten Mitarbeiter weìterhin zu versichern

sìnd, so kann die Zahlung eines Abgeltungsbetrages verlangt werden, der nach versi-

cherungsmathematischen Grundsätzen gewährleistet, daß zusammen mit den laufen-

den Umlagen dìe Verpflichtungen aufgrund

a) der Ansprüche und Anwartschaften im Sinne des $ 13 Abs. 1 ,

b) der Anwartschaften aus den am Stichtag bestehenden Pflichtversicherungen

auf Dauer erfúllt sind und die verwaltungskosten abgedeckt werden kÖnnen. '?s 13

Abs 2 giìt entsprechend.

fl
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(3) 1lm Rahmen der Vereinbarung kann vorgesehen werden, daß nach Ablauf eines
Deckungsabschnittes dìe den Berechnungen nach Absatz 2 zugrundeliegenden ver-
sicherungsmathematischen Annahmen unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen
Entwicklung überpruft werden. 2Ergeben sich Überzahlungen, sind díese zu verrech-
nen, ergeben sich Fehlbeträge, ist der Beteiligte zum Ausgleich verpflichtet. 3Schei-

det ein Beteilìgter aus, der einen Abgeltungsbelrag ganz oder teilweise geleistet hat,
so íst auf den Ausgleichsbetrag nach $ 13 der bereits geleistete Abgeltungsbetrag
anzurechnen,

(4) Die Kosten für die erforderlichen versicherungsmathematischen Berechnungen trägt
der Beteiligte.

(5) lEine besondere Vereìnbarung kann die Kasse auch mit einem Arbeitgeber abschlie-
ßen, der die Voraussetzungen des $ 10 nicht erfüllt und der bisher weder bei der
Kasse Beteiligter noch bei einerZusatzversorgungseinrichtung, zu der Versicherungen
übergeleitet werden, Mitglied ¡st, wenn der Arbeitgeber von einem Beteiligten Aufga-
ben und bisher pflìchtversicherte Mitarbeiter übernommen hat. 2Die Absätze 1 bis 4
gelten entsprechend. 3Für die Berechnung des Abgeltungsbetrages im Sinne des
Absatzes 2 SaIz 1 Buchst. a sind dem Arbeitgeber Ansprüche und Anwartschaften
aufgrund früherer Pflichtversicherungen über den Beteiligten in dem Verhältnis zuzu-
rechnen, das dem Verhältnis der Zahl der übernommenen Arbeitnehmer zur Gesamt-
zahl der am Tag der Personalübernahme über den Beteiligten pflichtversicherten lVit-
arbeiter entspricht. aFür die Höhe der Ansprüche und Anwartschaften errechnet die
Kasse Durchschnittsbeträge, die der Berechnung des Ausgleichsbetrages zugrunde
zu legen sind

s10b
Gewährleistung

(1) lDie Gewährleistungsträger haften gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der Verbind-
lichkeiten der Kasse '?Dies gilt nicht fur die Verbindlichkeiten aus Beteiligungsverein-
barungen nach $ 10 a

(2) Fur die Erfüllung der Verbindlichkeiten der Kasse ist jeder Gewährleistungsträger im
Verhältnis zu den übrigen Gewährleistungsträgern zu dem Anteilverpflichtet, der dem
Verhältnis der monatlichen Rentenlast fur die Leistungsempfänger seines Personen-
kreises zur gesamten monatl¡chen Rentenlast der Kasse zu Beginn des Geschäfts-
jahres entspricht; dabei bleiben Abfindungen unberücksichtigt

s11
Inhalt des Beteiligungsverhältnisses

(1) lDas Beteiligungsverhältnis ist ein privatrechtliches Versicherungsverhältnis zwischen
dem Arbeitgeber und der Kasse. zSein lnhalt wird durch die Vorschriften dleser Sat-
zung bestimmt.

ü
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(2) lDer Beteiligte ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich über alle Umstände und Ver-

hältnisse Auskunft zu erteilen, die für den Vollzug der Vorschriften dieser Satzung von

Bedeutung sind. 2Er ist auch verpflichtet,

a) unverzüglich seine sämtlichen der Versicherungspflìcht unterliegenden Mitarbeiter

bei der Kasse anzumelden und bei Wegfall der Versicherungspflicht abzumelden,

b) in der Abmeldung anzugeben, ob bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses die

Voraussetzungen des $ 28 Abs, 5 Satz 1 oder 2 erfÜllt waren,

c) dem Pflichtversicherten nach Ablauf jedes Kalenderjahres sowie beim Ende der

Pf lichtversicherung einen Nachweis über das zusatzversorgungspf lichtige Entgelt,

die gezahlten Erhöhungsbeträge und dìe Umlagemonate nach dem jeweiligen Form-

blatt der Kasse auszuhändigen,
d) seinen Mitarbeitern die von der Kasse zur Verfügung gestellten Druckschriften aus-

zuhändigen und gegebenenfalls zu erläutern,
e) der Kasse jederzeit Auskunft über bestehende und frühere Arbeitsverhältnisse zu

erteilen und ihr eine örtliche Prüfung der Voraussetzungen für die Versicherungs-

pflicht sowie der Entrichtung der Umlagen zu gestatten,

f) im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr herausgegebenen Formblätter zu

benutzen.

(3) lNach Ablauf jedes Kalenderiahres hat der Beteiligte der Kasse eine Jahresmeldung

fur jeden Pflichtversicherten zu übersenden. 2Die Jahresmeldung ist in allen Angaben

nach Versicherungsabschnitten zu gliedern 3Versicherungsabschnitt ist jeweils der

Zeitraum innerhalb eines Kalenderjahres, für den

a) ununterbrochen Umlagen entríchtet worden sind,

b) bei bestehender Pflichtversicherung keine Umlagen entrlchtet worden sind
aÄndert sich die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wöchent-

liche Arbeitszeit oder in einem Fall des $ 34 a Abs. 1 die für entsprechende Vollbe-

schäftigte maßgebende tarifvertraglich vereinbarte oder betriebsubliche durchschnitt-

liche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, so beginnt ein neuer Versicherungsab-

schnitt. sTritt diese Anderung im Laufe eines Kalendermonats ein, beginnt der neue

Versicherungsabschnitt mit dem Ersten des folgenden Kalendermonats 6ln den Fäl-

len des S 62 Abs. 7 SaIz 7 und B ìst Versicherungsabschnitt die Zeit eines jeden

Kalenderjahres, für die Umlagen nach den genannten Vorschriften entrichtet wôrden

sind; der Pflichtversicherte gilt als vollbeschäftigt. Tlst mit dem Pflichtversicherten

keine durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit vereinbart, gilt er als

Teilzeitbeschäftigter im Sinne des S 34 a Abs. l . 8Als durchschnittliche regelmäßige

wöchentliche Arbeitszeit gilt der wöchentliche Durchschnitt der im Versiche-

rungsabschnitt tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden.

(4) In den Fällen des $ 34 a Abs. 1 sind für jeden Versicherungsabschnìtt, für den Um-

lagen entrichtet worden slnd,
a) die für den Pflichtversicherten maßgebende tarìflìche oder betriebsÜbliche durch-

schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit,

b) die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar-

beitszeit,
c) der Bezug einer Teilrente nach $ 42 SGB Vl bei einer Teilzeitbeschäftigung und

d) die arbeitsvertraglich vereinbarte Altersteilzeit nach dem Altersteilzeitgesetz

anzugeben

n
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(5) lDie Vordrucke zur Abrechnung der Umlagen und Erhöhungsbeträge müssen der Kasse
spätestens sechs Wochen nach ihrer Ubersendung an den Beteiligten ausgefüllt zu-
gehen. 2Die Kasse kann diese Frist im Einzelfall verlängern. 3Für jeden Tag, um den
die Frist überschritten wird, kann die Kasse einen Betrag von 50,- DM von dem Betei-
ligten fordern.

s 12

Beendigung der Beteiligung

(1) Fallen die Voraussetzungen für eine Beteiligung fort, so scheidet der Beteiligte aus;
die bei ihm im Arbeitsverhältnis stehenden Mitarbeiter bleiben nach Maßgabe des

$ 25 beitragsfrei versichert.

(; rzr

ü

ln besonderen Ausnahmefällen kann die Kasse einem Beteiligten dle Beendigung der
Beteiligung gestatten, wenn hierüber eine Vereinbarung zustande kommt, der sämtli-
che Pflichtversicherten dieses Beteiligten zustimmen.

s13
Ausgleichsbetrag

(1) lDer ausscheidende Beteiligte hat an die Kasse einen Ausgleichsbetrag in Höhe des
Barwertes der lm Zeitpunkt der Beendigung der Beteiligung auf ihr lastenden Ver-

pflichtungen aufgrund von
a) Leistungsansprùchen von Personen, bei denen der Versicherungsfall in einer Pflicht-

versicherung aufgrund eìnes Arbeitsverhältnisses bei dem ausgeschiedenen Betei-
ligten eingetreten ist oder deren Pflichtversicherung im Zeitpunkt des Eintritts des
Versicherungsfalles als auf rechterhalten gegolten hat,

b) Leistungsansprüchen von Personen, bei denen der Versicherungsfall in einer bei-
tragsfreien Versicherung eingetreten ist, die auf einer Pflichtversicherung über den
ausgeschiedenen Beteiligten beruht,

c) Leistungsansprüchen von Hinterbliebenen von in den Buchstaben a und b ge-
nannten Personen,

d) Anwartschaften aus beitragsfreien Versicherungen im Sinne des Buchstaben b,
die beim Ausscheiden des Beteiligten schon bestanden haben oder die mit dem
Ausscheiden des Beteiligten entstehen,

e) Anwartschaften von Personen, die beim Ausscheiden des Beteiligten beitragsfrei
versichert im Sinne des Buchstaben b waren oder die mit dem Ausscheiden bei-
tragsfrei versichert werden, deren Pflichtversicherung im Zeitpunkt des Eintritts
des Versicherungsfalles als aufrechterhalten gilt,

f) künftigen, aufgrund des Todes der in den Buchslaben a, b d und e genannten
Personen entstehenden Leistungsansprüchen der Personen, die im Zeitpunkt der
Beendigung der Beteiligung als Hinterbliebene in Frage kommen,

zu zahlen, die erforderlichen versicherungsmathematischen Berechnungen des
Ausgleichsbetrages erfolgen auf Koslen des ausscheidenden Beteiligten 2Bei der
Feststellung des Barwertes werden die Teile der Leistungsansprüche und Anwart-
schaften nicht berücksichtigt, die aus dem Vermögen im Sinne des $ 69 Abs. 3 zu
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erfüllen sind. 3Ansprüche, die im Zeitpunkt der Beendigung der Beteiligung ruhen,

werden nur dann nicht berücksichtigt, wenn das Ruhen auf $ 55 Abs. 5 beruht, aDer

Barwert ist nach versicherungsmathematischen Grundsätzen zu ermitteln, wobei die

Rechnungsgrundlagen des S 69 Abs 5 anzuwenden sind; als Rechnungszins ist je-

doch der Durchschnittssalz der in den letzten fÜnf Geschäftsjahren vor dem Aus-

scheiden erzielten Vermögenserträge, höchstens aber ein Zinssatz von 5,5 v. H,, zu-

grunde zu legen. sAls künftige jährliche Erhöhung ist der Durchschnitt der ErhÖhun-

gen und Verminderungen nach $ 47 Abs 1 Satz 1 in den letzten fÜnf Kalenderjahren

vor dem Ausscheiden zu berücksichtigen, mindestens aber eine Erhöhung von jähr-

lich 3 v. H.

(2) lAbsatz 1 gilt nicht, wenn die Pflichtversicherungen der lVitarbeiter des ausgeschie-

denen Beteiligten, die in den 36 Monaten vor dem Ausscheiden durchgehend oder
zeitweise beslanden haben, spätestens drei Monate nach ihrer Beendigung Über ei-

nen anderen Beteiligten oder mehrere andere Beteiligte, auf den oder auf die die

Aufgaben des früheren Beteiligten übergegangen sind, fortgesetzt wurden 2Wurden

die Pflichtversicherungen zu einem geringeren Teil als B0 v. H. der Zahl der Mitarbei-

ter, die am Ersten des 36, lVlonats vor dem Ausscheiden beim Beteiligten beschäftigt
waren, fortgesetzt, so gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß der Ausgleichsbetrag nur in

Höhe des Bruchteils zuzahlen ist, um den dieZahl der Mitarbeiter, deren Pflichtver-

sicherungen fortgesetzt wurden, hinter B0 v. H, der Zahl der lt/itarbeiter, die am Ersten

des 36, Monats vor dem Ausscheiden beim Beteiligten beschäftigt waren, zurück-

bleibt.3Pflichtversicherungen, die ìn dem Zeitraum von 36 Monaten im Zusammen-

hang mit dem Eintritt des Versicherungsfalles geendet haben, gelten als fortgesetzte

Pflichtversicherungen.

(3) Auch kann von der Anwendung des Absatzes 1 abgesehen werden, soweit im Falle

des g 68 Abs. 1 a die Lasten hìnsichtlich der in Absatz '1 Satz '1 bezeichneten Ansprü-

che von einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung übernommen wurden

(4) lDer Ausgleichsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Zugang des Festset-
zungsbescheides zu zahlen 2Die Kasse kann die Bezahlung unter Berechnung von

Zinsen stunden.

n
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Abschnitt ll
Voraussetzungen und lnhalt

der Einzelversicherungsverhältnisse

s14
Arten der Einzelversicherungsverhältnisse

(1) Es wird unterschieden zwischen
a) Pflichtversicherung (SS 15-20),
b) freiwilliger Weiterversicherung (SS 23, 24),

c) beitragsfreier Versicherung (SS 25, 26).

(2) lVersicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist der Beteiligte (Arbeitgeber) 2Ver-

sicherungsnehmer der freiwilligen Weiterversicherung und der beitragsfreien Versiche-
rung ist der Versicherte. 3Bezugsberechtigte sind der Versicherte und seine Hinter-
bliebenen nach Maßgabe der Satzung

1. Die Pflichtversicherung

s 15

Begründung der Pf lichtversicherung

lDie Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflicht
($$ 16 bis 1B) gegeben sind, mit dem Eingang der Anmeldung. 2Sie beginnt zu dem
Zeitpunkt, in dem nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen für die
Versicherungspflicht eingetreten sind. 3Die Versicherung beginnt nlcht vor dem Zeit-
raum, für den Umlagen entrichtet worden sind.

s16
Versicherungspflicht

(1) lDer Versicherungspflicht unterliegt, vorbehaltlich der SS 17 und 18, vom Beginn des
Arbeitsverhältnisses an der Mitarbeiter,

a) der das 1 7 Lebensjahr vollendet hat und

b) der nach seinem Arbeitsvertrag in diesem Arbeitsverhältnis nicht im Sinne des g B

Abs 1 SGB lV - ohne Berücksichtigung des $ 8 Abs 2 SGB lV - geringfugig be-
schäftigt wird oder nicht als Studierender nach $ 5 Abs 3 SGB Vl versicherungsÍrei
ist und

c) der vom Begìnn des Arbeitsverhältnisses an bis zur Vollendung des 65 Lebens-
jahres die Wartezeit (S 29) erfüllen kann, wobei frühere Versicherungszeiten, die
auf die Wartezeìt angerechnet werden, zu berücksichtigen sind.
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2Der Versicherungspflicht unterliegen, vorbehaltlich des $ 17 Abs. 3 Buchst a, auch

vertretungsberechtigte Organmitglieder eines Beteiligten, für die die Teilnahme an

der Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ist, wenn die Voraussetzungen

des Satzes 1 Buchst. c vorliegen.

(1a) lWechselt ein Pf lichtversìcherter von einem Beteiligten zu einem anderen Arbeitgeber,
der weder Beteiligter der Kasse noch Mitglied einer Zusatzversorgungseinrichtung
ist, zu der Versicherungen übergeleitet werden, an dem aber der Beteiligte unmìt-
telbar oder uber ein verbundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die Pflichtversiche-

rung aufrechterhalten werden, wenn die Pflicht zur Versicherung mit Zustimmung der

Kasse, die mit Auflagen versehen werden kann, arbeitsvertraglich vereinbart wird.

'zDie Aufrechterhaltung der Pflichtversicherung erfolgt auf der Grundlage höchstens

des bisherigen zusatzversorgungspflichtigen Entgelts, erhöht um den Unterschieds-
betrag zur nächsthöheren Lebensaltersstufe/Stufe, die der Pflichtversicherte inner-

halb der nächsten zwei Jahre erreicht hátte - mit Anpassung gemäß S 47 Abs. 1

Satz 1.31m Verhältnis zur Kasse gilt der Beteiligte weiterhin als Arbeitgeber des
Pflichtversicherten

(2) Ein Mitarbeiter, der in regelmäßiger Wiederkehr für eine jahreszeitlich begrenzte Tätìgkeit

als Saisonarbeitnehmer befristet beschäftigt wird, untediegt unter den Voraussetzungen

des Absatzes 1 erst vom Beginn des zweiten Beschäftigungsjahres an der Ver-

sicherungspf licht

(3) Diakonissen können aufgrund einer Sondervereinbarung versichert werden

s17
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) lAusgenommen von der Versicherungspflicht (versicherungsfrei) ist ein Mitarbeiter,

der für nicht mehr als zwölf Monate eingestellt wird, es sei denn, daß er bis zum

Beginn des Arbeitsverhältnisses Versicherter, Versorgungsrentenberechtigter oder
Versicherungsrentenberechtigter der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungs-
einrichtung, von der seine Versicherung zur Kasse Übergeleitet wird, gewesen ist
2Wird das Arbeitsverhältnís über zwölf Monate hinaus verlängert oder fortgesetzt, so

tritt die Versicherungspflicht von dem Beginn des Arbeitsverhältnisses an ein

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für den Saisonarbeitnehmer, der der Versicherungspflicht
nach $ 16 Abs. 2 unterliegt

(3) Versicherungsfrei ist ferner ein Mitarbeiter, der

a) eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung nach

beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entspre-

chenden kirchenrechtlichen Regelungen mindestens in Höhe der beamtenrecht-
lichen Mindestversorgungsbezuge hat und dem Hinterbliebenenversorgung gewähr-

leistet ist oder

a

n
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b) nach einem Tarifuertrag, einer Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestim-
mung fúr den Fall der Diensiunfähigkeit oder des Erreichens einer Altersgrenze
eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf eine vom Arbeitgeber zu gewährende
lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung auf der Grundlage des
nach der Regelung ruhegeldfähigen Arbeitsentgeltes und der Dauer der Dienst-
jahre, Betriebszugehörigkeit oder dergleichen hat oder

c) ... . ..

d) für das bei dem Beteiligten bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetzlicher,
tariflicher oder vertraglicher Vorschriften eìner anderen Zusatzversorgungseinrich-
tung (Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen, Versorgungsanstalt der deutschen
Kulturorchester, Bahnversicherungsanstalt Abteilung B oder einer gleichartigen
Versorgungseinrichtung) angehören muß oder

e) aufgrund des $ 98 oder einer entsprechenden Satzungsvorschrift durch eine ande-
re Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen zur Kasse ubergeleitet
werden, oder aufgrund einer dieser Vorschrìft entsprechenden kirchlichen Arbeits-
rechtsregelung oder aufgrund eines dieser Vorschrift entsprechenden Tarifvertrages
durch ein Mitglied oder einen Beteiligten einer solchen Zusatzversorgungsein-
richtung von der Versicherungspflicht befreit worden ist, oder

f) aufgrund des Absatzes 5 oder durch eine andere Zusatzversorgungseinrichtung,
von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden, aufgrund einer entsprechen-
den Vorschrift von der Versicherungspflicht befreit worden ist, oder

s) ..

h) bei Beginn des Arbeitsverhältnisses das 65. Lebensjahr vollendet hat, es sei denn,
daß er von dem Beteiligten über das 65. Lebensjahr hinaus weiterbeschäftigt wird,
weil die Wartezeit (S 29) nicht erfüllt ist (g 20 Abs. 3), oder

i) ...... ..

k) im Rahmen einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme nach dem Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch oder einer Förderungsmaßnahme nach dem Bundessozialhilfegesetz
oder nach einem entsprechenden öffentlichen Programm zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit beschäftigt wird, es sei denn, daß die Teilnahme an der Zusatzver-
sorgung im Arbeitsvertrag ausdrucklich vereinbart ist, oder

l) bei der Versorgungsanstalt der deutschen Búhnen oder der Versorgungsanstalt
der deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert ist, und zwar auch dann,
wenn diese freiwillige Weiterversicherung später als drei Monate nach Aufnahme
des Arbeitsverhältnisses bei dem Beteiligten endet, oder

m) Rente wegen Alters nach $$ 36 bis 40 SGB Vl als Vollrente erhält oder erhalten hat
oder bei dem der Versicherungsfall nach $ 30 Abs. 2SaIz1 Buchst. b bis e oder
einer entsprechenden Vorschrift der SalzungeinerZusatzversorgungseinrichtung,
von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden, eingetreten ist oder

n) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Nr. 6 der Sonderregelungen 2 n oder
Nr. 4 der Sonderregelungen 2 x zum Bundes-Angestelltentarifvertrag besitzt oder

23



o) mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zu einem ausländischen System der sozia-

len Sìcherung nicht der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung unterliegt und sich dort auch nicht freiwillig versichert hat

(4) Absatz 3 Buchst. a und b gilt nicht fur den Mitarbeiter, der nur Anspruch auf Wit-

wen-, Witwer- oder Waisengeld oder einen entsprechenden Unterhaltungsbeitrag hat.

(5) Von der Versicherungspflicht befreit wird auf seinen schriftlichen Antrag durch die

Kasse ein lVitarbeiter, solange er Mitglied des Versorgungswerks der Presse ist.

s18
Beginn der Versicherungspflicht in besonderen Fällen

Ein vor Vollendung des 17. Lebensjahres eingestellter Mitarbeiter unterliegt der Ver-

sicherungspflicht vom Ersten des Monats an, in den der Geburtstag fällt, frÜhestens
jedoch vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an.

s1e
Ende der Pflichtversicherung

lDie Pflichtversicherung endet, wenn die Versicherungspflicht wegfällt. 'zSie endet auch

mit der Beendigung der Beteiligung des Arbeitgebers.

s20
Ende der Versicherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet in dem Zeitpunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfal-

len.

(2) lSteìlt der Mitarbeiter einen Antrag nach $ 17 Abs 5, so endet die Versìcherungs-
pflicht mit dem Ablauf des lVonats der Antragstellung. 2liegen die in $ 17 Abs 5

angeführten Befreiungsgründe bereits in dem Zeitpunkt vor, in dem nach den allgemei-

nen Vorschriften die Versicherungspflicht beginnen würde, und stellt der Mitarbeiter

den Antrag innerhalb eìner Frist von 15 Monaten seit diesem Zeitpunkt, so tritt die

Versicherungspflicht nicht ein

(3) lBei Vollendung des 65. Lebensjahres endet die Versicherungspflicht mit dem Ablauf

des Monats, in dem der Mitarbeiter das 65. Lebensjahr vollendet. 2Wird ein lVitarbeiter,

der das 65. Lebensjahr vollendet, über diesen Zeitpunkt hinaus weiterbescháftigt,
weil die Wartezeit ($ 29) nicht erfüllt ist, so bleibrt dle Versicherungspflicht bis zur

Beendi gung des Arbeitsverhältnisses bestehen.

ô

Õ
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s22
Ausbildungsverhältnisse

Als Mitarbeiter im Sinne der Satzung gelten
a) Auszubildende, die unter den lVlanteltarlfvertrag für Auszubildende vom 6. Dezem-

ber 197 4 oder unter den Manteltarifvertrag für Auszubildende (Mantel-TV Azubi-O)
vom 5, März 1991 oder unter den lVanteltarifvertrag für Auszubildende (Mantel-TV
Azubi-Ostdeutsche Sparkassen) vom 16. Mai 1991,

b) schülerinnen/schüler in der Krankenpflege und in der Kinderkrankenpflege und
Hebammenschülerinnen/Schüler in der Entbindungspflege, die unter den Geltungs-
bereich des Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/
Schuler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden, vom 28. Februar 19BG oder des Tarifvertrages zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/Schuler, die nach Maßgabe des
Krankenpf legegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden (Man-
tel-TV schü-o) vom 5 März 1991 - mit Ausnahme der schulerinnen/Schuler in der
Krankenpflegehilfe -,

c) Arztinnen/Ärzte im Praktikum, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Arztinnenl)\rzle im praktikum vom
10 April 1987 oder des Mante¡tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der Ärztinnen/Arzte im Praktikum (Mantel-TV AiP-O) vom S. März 1991

in der jeweils geltenden Fassung oder vergleichbare kirchliche Arbeitsrechtsrege-
lungen fallen oder die unter einen dieser Tarifverträge oder eine dieser kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen fallen würden, wenn der Beteiligte diese Tarifverträge oder
kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen anwendete.

2. Die freiwillige Weiterversicherung

s23

s24
Ende der freiwilligen Weiterversicherung

(1) lDie Íreiwillige Weiterversicherung kann von dem Versicherten jederzeit schriftlich ge-
kÜndigt werden; sie endet dann mit Ablauf des Monats, für den der letzte Beitrag
entrichtet worden ist. 'zDie freiwillige Weiterversicherung endet auch dann mit Ablauf
des Monats, für den der letzte Beitrag entrichtet worden ist, wenn der Versicherte mit
seinen Beiträgen für drei Monate im Verzug ist und den Rùckstand nicht innerhalb
einer von der Kasse gesetzten Frist begleicht.

(2) lDie freiwillige Weiterversicherung endet ferner, wenn der Versicherte bei der Kasse
oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen zur Kas-
se übergeleitet werden, wieder versicherungspflichtig wird, mit Ablauf des diesem
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Zeìtpunkt vorangegangenen Monats, für den zuletzt Beiträge entrichtet worden sind.
2Der Versicherte ist verpflichtet, der Kasse unverzüglich unter Angabe des Beginns

der Beschäftigung und des Arbeitgebers den Abschluß eines Arbeitsvertrages mit

einem der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Ver-

sicherungen zur Kasse übergeleitet werden, angeschlossenen Arbeitgeber anzuzei-

gen.

(3) Die freiwillige Weiterversicherung endet weiter

a) mit dem Tod des Versicherten,
b) mit Ablauf des Tages, der dem Tage vorangeht, von dem an aufgrund des Eintritts

des Versicherungsfalles Rente zu gewähren ist.

3. Die beitragsfreie Versicherung

s25
Entstehen der beitragsfreien Versicherung

(1) Endet - außer im Falle des Todes des Versicherten -

a) die Pflichtversicherung, ohne daß ern Anspruch auf Versorgungsrente besteht, oder

b) die freiwillige Weiterversicherung, ohne daß ein Anspruch auf Versicherungsrente

besteht,
so bleibt die Versicherung als beitragsfreie Versìcherung bestehen.

(2) Erlischt - außer im Falle des Todes des Berechtigten - der Anspruch

a) eines Versorgungsrentenberechtigten auf Versorgungsrente oder

b) eines Versicherungsrentenberechtigten auf Versicherungsrente,

ohne daß der Berechtigte bei der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungsein-

richtung, von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden, wieder versiche-

rungspfllchtig wird, so entsteht eine beltragsfreie Versicherung.

s26
Ende der beitragsfreien Versicherung

lDie beitragsfreie Versicherung endet, wenn

a) derVersicherte bei der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung,

von der Versicherungen zur Kasse Übergeleitet werden, wieder versicherungs-

pflichtig wird,
b) ein Anspruch auf Versicherungsrente oder in den Fällen des S 28 Abs. 3 und 5 auf

Versorgu ngsrente entsteht,

c) der Versicherte stirbt,
d) der Versicherte, der die Wartezeit nicht erfÜllt hat, das 67. Lebensjahr vollendet,

e) der Versicherte einen Antrag auf Beitragserstattung stellt, der zum ErlÖschen der

Rechte aus allen Versicherungszeiten führt (S 66 Abs. 3 Satz 4)

'z$ 24 Abs 2 SaTz 2 gilt entsPrechend.

n
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Dritter Teil
Versicherungsleistungen

Abschnitt I

Leistungsarten

s27
Leistungsarten

Die Kasse gewährt als Versicherungsleistungen
1. Versorgungsrenten und Versicherungsrenten für Versicherte, für Witwen von Versi-

cherten, für Witwer von Versicherten und für Waisen von Versicherten,
2. .. ...
3. Sterbegeld,
4 Abfindungen.

Abschnitt ll
Versorgungsrenten und Versicherungsrenten

für Versicherte

1 . Anspruchsvoraussetzungen

s28
Anspruch auf Versorgungsrente und Versicherungsrente

(1) Tritt bei einem Versicherten, der die Wartezeit ($ 29) erfüllt hat, der Versicherungsfall
($ 30) ein und ist er in diesem Zeitpunkt
a) pflichtversichert, so hat er Anspruch auf Versorgungsrente für Versicherte (Ver-

sorgun gsrentenberechti gter),
b) freiwillig weiterversichert oder beitragsfrei versichert, so hat er Anspruch auf

Versicherungsrente f úr Versicherte (Versicherungsrentenberechti gter).

(2) Der Versicherte gilt als bei Eintritt des Versicherungsfalles ($ 30) pflichtversichert,
wenn die Pflichtversicherung an dem Tage, der dem Tag des Eìntritts des Ver-
sicherungsfalles vorhergeht, aus Anlaß des Eintritts des Versicherungsfalles geendet
hat.

(3) lAls bei Eintritt des Versicherungsfalles pflichtversichert gilt
dJ,,,,.,,,..

b) der Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis infolge von Witterungseinflüssen oder
wegen anderer Naturereignisse durch Kündigung nach tarifuertraglichen Vorschriften
oder besonderen kìrchlichen Arbeitsrechtsregelungen beendet worden ist und der
bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch auf Wiedereinstellung hätte,
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c) der Saisonarbeitnehmer im Sinne des $ 16 Abs. 2, dessen Arbeitsverhältnis infolge

des Endes der Saison geendet hat und der bei Beginn der nächsten Saison voraus-

sichtlich wieder eingestellt würde,
wenn der Versicherungsfall nicht eingetreten wäre, 2Dies gilt nìcht, wenn das Pflicht-

versicherungsverhältnis auch ohne Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus einem

anderen Grunde als dem Eintritt des Versicherungsfalles geendet hätte

(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 3 ist durch eine Bescheinigung des

letzten Arbeitgebers nachzuweisen.

(5) lAls bei Eintritt des Versicherungsfalles pflichtversichert gilt ein beitragsfrei Versicher-

ter, der aufgrund gesetzlicher Vorschrift oder aufgrund eines für den Beteiligten gelten-

den Tarifvertrages oder einer entsprechenden kirchlichen Arbeitsrechtsregelung aus

seiner Beschäftigung ausscheiden mußte, wenn er aus demselben Grund auch aus

dem Arbeitsverháltnis ausgeschieden ist.

2Als bei Eintritt des Versicherungsfaìles pflichtversichert gilt ferner ein beitragsfrei

Versicherter, der aufgrund einer vom Beteiligten aus betrieblichen Gründen ausge-

sprochenen Kündigung oder aufgrund eines vom Beteiligten aus nicht verhaltens-

bedingten Gründen veranlaßten Auflösungsvertrages aus dem Arbeitsverhältnis aus-

geschieden ist, wenn er im Ze¡tpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses das

58 Lebensjahr vollendet und mindestens 240 Umlagemonate und Monate kirchlicher

Vordienstzeiten (S 33 Abs. 1a) zurückgelegt hatte,

3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses

erneut Versicherungspflicht bei der Kasse oder bei einer anderen Zusatzversorgungs-

einrichtung, von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden, entstanden ist

(6) Die SS 103, 104 SGB Vl gelten entsprechend

(7) lNeben einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit wird eine Rente wegen Berufsunfähig-

keit nicht gewährt 2Neben Renten nach $ 30 Abs, 1 Satz 1 Buchst. a bis e und h oder

Abs. 2 Satz 1 Buchst. a bis e werden keine Renten wegen Berufsunfähigkeit oder

Erwerbsunfähigkeìt gewährt.

s2e
Wartezeit

(1) lDie Wartezeit beträgt 60 umlagemonate (s 62 Abs. 10) 2ln den Fällen des s 7 Abs. 5

des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundesta-

ges und entsprechender gesetzlicher Vorschriften werden dìe Zeiten einer nach dem

Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im Bundestag, im Europäì-

schen Parlament oder in dem Parlament eines Landes auf die Wartezeit angerechnet,

(2) lDie Wartezeit gilt als erfüllt, wenn die Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder

der Tod durch einen Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung einge-

treten ist, der mit dem der Pflichtversicherung zugrunde liegenden Arbeitsverhältnis

zusammenhängt. 'zOb ein Arbeitsunfall vorgelegen hat, ist durch den Bescheid des

Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung nachzuweisen

fì

n
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(3) Hat die Pflichtversicherung zu dem Zeitpunkt begonnen, zu dem der Beteiligte gemäß

$ 10 der Kasse beigetreten ist, so wird die schon vorher ununterbrochen beì einem
der Kasse angeschlossenen Arbeitgeber verbrachte Zeit ($ 16) auf die Wartezeit an-
gerechnet, soweit nicht in der Beteiligungsvereinbarung (g 10 Abs. 3) Abweichendes
bestimmt ist.

(4) 1Für lVlitarbeiter, die nach S 5 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in
Hessen und Nassau über die Errichtung einer Kirchlichen Zusatzversorgungskasse
Hessen-Pfalz vom B. Dezember 1966 und der Pfälzischen Landeskirche vom 1 B. Ja-
nuar 1967 erst nach dem 1. Januar 1967 in die Kasse aufgenommen worden sind,
wird die schon vorher ununterbrochen bei einem der Kasse angeschlossenen Arbeitge-
ber verbrachte Zeil auÍ die Wartezeit angerechnet. ,g 16 gilt entsprechend.

s30
Versicherungsfall

(1) lDer Versicherungsfall tritt bei einem Versicherten, der in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert ist, vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4 und der Absätze 2 und 3, an
dem Tag ein, von dem an aufgrund des Bescheides des Rentenversicherungsträgers
serne

a) Regelaltersrente nach S 35 SGB Vl als Vollrente,
b) Altersrente für langjährig Versicherte nach g 36 SGB Vl als Vollrente,
c) Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige oder Erwerbsunfähige nach g 37

SGB Vl als Vollrente,
d) Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteiizeitarbeit nach S 38 SGB Vl

als Vollrente,
e) Altersrente für Frauen nach g 39 SGB Vl als Vollrente,
f) Rente wegen Berufsunfähigkeit nach g 43 SGB Vl,
g) Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nach g 44 Abs. 1 SGB Vl,
h) Altersrente für langjährig unter Tage beschäftigte Versicherte nach g 40

SGB Vl als Vollrente
beginnt. 2Beginnt die Rente nach Satz 1 Buchst. a zu einem späteren Zeitpunkt als
dem Beginn des Kalendermonats, der auf den lVonat folgt, in dem der Versicherte das
65. Lebensjahr vollendei hat, tritt der Versicherungsfall am Ersten des Kalendermonats
ein, der auf den Monat folgi, in dem der Vers¡cherte das 65. Lebensjahr vollendet hat,
in den Fällen des $ 20 Abs 3 Satz 2 jedoch erst am Ersten des Monats, der auf den
Monat folgt, mit dessen Ablauf das Arbeitsverhältnis geendet hat 3lst im Bescheid
des Rentenversicherungsträgers für den Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der
Eruerbsunfähigkeit ein vor dem Rentenbeginn liegender Tag festgestellt, so tritt der
Versicherungsfall an diesem Tag ein. aDer Versicherungsfall tritt auf Antrag am Ersten
des lVlonats ein, der auf den fVonat folgt, mit dessen Ablauf der Pflichtversicherte aus
dem die Pf lichtversicherung begründenden Arbeitsverhältnis ausscheidet,
a) weil ihm eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nach g 44 Abs. 3 SGB Vl bew¡lligt

worden ist oder
b) weil, wenn er nicht zugleich Versorgungsrentenberechtigter ist, sich seine Rente

wegen Erwerbsunfähigkeii nach g 100 Abs 1 i. V m. g 75 Abs. 3 SGB Vl geändert
hat.
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(2) lDer Versicherungsfall tritt bei einem Versicherten, der in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung nicht vers¡chert ist oder der die Voraussetzungen für den Bezug einer Ren-

te aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erfüllt, auf Antrag - vorbehaltlich

der Sätze 5 bis 9 und des Absatzes 3 - am Ersten des Monats ein, der auf den Monat

folgt, in dem der Antrag des Pflichtversicherten beim Beteiligten, der Antrag des son-

stigen Versicherten bei der Kasse, eingegangen ist, wenn

a) der Versicherte das 65 Lebensjahr vollendet hat,

b) der Pflichtversicherte das 63 Lebensjahr vollendet und mindestens 420 Umlage-

monate zurückgelegt hat,

c) der Pflichtversicherte das 60. Lebensjahr vollendet hat, als Schwerbehìnderter ($ 1

Schwerbehindertengesetz) anerkannt, berufsunfähig oder erwerbsunfähig ist und

mìndestens 420 Umlagemonate zurückgelegt hat,

d) der Versicherte, der das 60 Lebensjahr vollendet und mindestens 180 Um-

lagemonate zurückgelegt hat, von denen mindestens 96 auf die letzten 120

Kalendermonate entfallen,

aa) arbeitslos im Sìnne des Dritten Buchs Sozialgesetzbuch ist und innerhalb der

letzten eineinhalb Jahre insgesamt mindestens 52 Wochen arbeitslos gewe-

sen ist, oder
bb) mindestens in den lelzlen 24 Kalendermonaten Altersteilzeitarbeit nach dem

Altersteilzeitgesetz ausgeubt hat; S 38 Satz 3 SGB Vl gilt entsprechend,

e) die Versicherte das 60 Lebensjahr vollendet und mindestens '180 Umlagemonate

zurückgelegt hat, von denen mindestens 121 auf die Zeit nach vollendetem

40 Lebensjahr entfallen,
f ) der Versicherte berufsunfähig im Sinne der Vorschriften der gesetzlichen Renten-

verslcherung ist und in den letzten 60 Kalendermonaten vor Eintritt der Berufs-

unfähìgkeit mindestens 36 Umlagemonate zurückgelegt hat oder die Berufsunfä-

higkeit aufgrund eines Arbeitsunfalles eingetreten ist,

g) der Versicherte erwerbsunfähig im Sinne der Vorschriften der gesetzlichen Renten-

versicherung ist und in den letzten 60 Kalendermonaten vor Eintritt der Erwerbs-

unfähigkeit mindestens 36 Umlagemonate zurúckgelegt hat oder die Erwerbsunfä-

higkeit aufgrund eines Arbeitsunfalles eingetreten ist.
2ln den Fällen des Satzes 1 gelten die Begelungen der gesetzlichen Rentenversiche-

rung über die Anhebung der Altersgrenze und die vorzeltlge lnanspruchnahme

der Rente entsprechend 3Der Antrag nach Satz 1 bedarf der Schriftform aSatz l
Buchst f und g gilt nicht, wenn der Rentenversicherungsträger wegen Rehabi-

litationsmaßnahmen eine Rente nicht gewährt oder dìe Gewährung einer Rente abge-

lehnt hat, weil der Versicherte weder berufsunfähig noch erwerbsunfähig ist sOb der

Versicherte berufsunfähig oder erwerbsunfähig ist, ist durch amtsärztliches Gutach-

ten, ob die Berufsunfähigkeit oder die Erwerbsunfähigkeit durch Arbeitsunfall eingetre-

ten isi, ¡st durch den Bescheid des Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung nach-

zuweisen 6Ob der Versicherte die Voraussetzungen des Satzes 1 Buchst d hinsicht-

lich der Arbeitslosigkeìt erfüllt, ist durch Bescheinigung des Arbeitsamtes nachzuwei-

sen Tlst im amtsärztlichen Gutachten für den Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der

Erwerbsunfähigkeit ein bestimmter Tag angegeben, so gilt dieser Tag, sonst der Tag

der abschließenden Untersuchung als Tag des Eintritts des Versicherungsfalles. 8ln

den Fällen des Satzes 1 Buchst f und g sind auf Anirag auch Monate zu berÙcksich-
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tigen, die nicht zugleich Umlagemonate sind, fur die der Versicherte jedoch in den in
Satz 1 Buchst. f und g genannten 60 Kalendermonaten Beiträge zu einer berufs-
ständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des g 6 Abs 1 Nr. 1 SGB Vl aufgrund
eines Arbeitsverhältnisses gezahlt hat, in dem er mit mindestens der Hälfte der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Angestell-
ten beschäftigt gewesen ist. eDer Versicherungsfall tritt in den Fällen des Satzes 1

Buchst. a bis e frühestens am Ersten des Monats ein, der auf den Monat folgt, in dem
die Voraussetzungen einer dieser Vorschriften erfüllt sind, jedoch nicht vor dem Er-

sten des Monats, der auf den lVlonat folgt, mit dessen Ablauf das Arbeitsverhältnis
geendet hat.

(3) lst der Versicherungsfall im N/onat Dezember eingetreten und hat die Pflichtversiche-
rung mindestens bis zum Ablauf dieses Monats bestanden, so gilt der Versicherungs-
fall als am 1. Januar des folgenden Kalenderjahres eingetreten.

2. Höhe der Versorgungsrenten und Versicherungsrenten

s31
Höhe der Versorgungsrente

(1) Als monatliche Versorgungsrente wird der Betrag gezahlt, um den die Summe der in
Absatz 2 genannten Bezüge hinter der nach den $g 32 bis 34 b errechneten Gesamt-
versorgung zurückbleibt.

(2) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Rente wegen Alters (S 33 Abs. 2 SGB Vl) oder wegen verminderter Erwerbsfä-

higkeit ($ 33 Abs, 3 Nr. 1 und 2 SGB Vl) aus der gesetzlichen Rentenversicherung
in der Höhe, in der sie fúr den Monat des Beginns der Versorgungsrente (g 52)
geleistet wird oder zu leisten wäre, wenn
aa) dieSS93 bis95 311 und 312SGBVl nichtangewendetwürden,
bb) sie nicht aufgrund eines Versorgungsausgleichs (S 1587 b BGB, S 1 Abs.3,

SS 3 b, 10 c VAHRG oder g 185 Abs, 2 SGB Vt) nach S 76 SGB Vt vermindert
oder erhöht wäre,

cc) sie nicht aufgrund einer nach S 1402 Abs. B RVO oder 9 
.124 Abs B AVG,

gegebenenfalls in Verbindung mit S 233 Abs 1 SGB Vl durchgefúhrten Kür-
zung nachversicherter Entgelte vermindert wäre,

dd) sie nicht nach g 1 13 Abs. 3 SGB Vi vermindert wäre,
ee) sie nicht nach Art. 6 S 4 Abs. 6 FANG oder nach g 22 Abs. 4 FRG vermindert

wäre,
ff ) sie nicht wegen des Zusammentreffens mit einer höheren Erziehungsrente nach

S 89 Abs. 1 SGB Vl nicht gezahlt würde,
gg) die Vollrente nicht nach SS 34, 100 Abs. 1 SGB Vl wegen Hinzuverdienstes in

eine Teilrente umgewandelt worden wäre,
hh) sie nicht wegen vorzeitig in Anspruch genommener Teilrente vermindert wäre,

rì
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ii) sie nicht nach S 77 Abs. 2 Nr 2 SGB Vl wegen Nìchtinanspruchnahme nach

Vollendung des 65. Lebensjahres erhöht wäre,

kk) sie in unmittelbarem Anschluß an eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähig-

keit nicht als Teilrente geleistet würde,

ll) $ 96 a in Verbindung mit S 43 Abs. 5 bzw. $ 44 Abs. 5 SGB Vl nicht angewen-

det würde,
mm)sie nicht Zuschläge an Entgeltpunkten aus der Zahlung von Beiträgen bei vor-

zeitiger lnanspruchnahme einer Rente wegen Alters enthìelte (SS 76 a, 187 a

SGB VI)

nn) sìe in den Fällen des $ 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e, in denen sie fur mehr als

36 Kalendermonate vorzeitig in Anspruch genommen wurde, nurfÜr 36 Kalen-

dermonate nach $ 77 SGB Vl vermindert wäre;

unberücksichtigt bleiben, vorbehaltlich des Absatzes 2 a, Rentenanteile, die aus-

schließlich auf Kindererziehungszeiten (ss 56, 249, 249 a sGB Vl) - ohne Renten-

anteile für sonstige Beitragszeiten im sinne des $ 70 Abs. 2 Satz 2 SGB Vl - beru-

hen,

b) Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur Höherversicherung, die auf Zeiten entfallen,

die nach s 79 Abs 1 satz 1 Buchst. a als Umlagemonate gelten, oder aus Beiträ-

gen, die nach $ 3 Abs 1 Nr. 1 Buchst. b des Altersteilzeitgesetzes vom 20 Dezem-

ber 19BB (BGBI I S 2343, 2348) entrichtet worden sind,

c) 1,25 v. H monatlich der doppelten Summe der Beträge, die ein Arbeitgeber im

Sinne des $ 55 Abs. 5 als Zuschuß oder als Arbeitgeberanteil zu den Betträgen zu

einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des S 6 Abs 1 Nr 1

sGB Vl bis zum Begìnn der Versorgungsrente (s 52) gezahlt hat, jedoch nicht mehr

als 1,25 v H, monatlich der Beiträge, die während der zeil gezahìt worden sind,

während der sich ein Arbeitgeber im sinne des $ 55 Abs. 5 am Aufbrringen der

Beiträge beteiligt hat, mindestens aber 1,25 v H. monatlich der Beitráge, dìe nach

S 62 Abs. 3 zu zahlen gewesen wären,

d) 1,25 v H monatlich der doppelten Summe der Beträge, die ein Arbeitgeber im

sinne des s 55 Abs. 5 als Zuschuß zu einer Lebensversicherung des Versorgungs-

rentenberecht¡gten bis zum Beginn der Versorgungsrente (s 52) gezahlt hat, je-

doch nicht mehr als 1 ,25 v H monatlich der Beiträge, die während der ZeiI gezahlt

worden sind, während der sich ein Arbeitgeber im sinne des $ 55 Abs. 5 am Auf-

bringen der Beiträge beteiligt hat, mìndestens aber 1,25 v. H. monatlich der Beiträ-

ge, die nach $62Abs.3zuzahlen gewesenwären.

(2 a) Rentenanteile aus Kindererziehungszeiten sind zu berÜcksichtigen, soweit

a) die summe aus diesen Rentenanteilen und der maßgebenden Gesamtversorgung

die sich bei Anwendung des Höchstvomhundertsatzes nach $ 32 Abs. 3 b satz 1

ergebende Gesamtversorgung Übersteigt,

b) die Gesamtversorgung in den Fällen des $ 32 Abs. 2 satz 4 bzw. Abs. 3 b satz 4

die Gesamtversorgung, die sich ohne BerÜcksichtigung des $ 32 Abs. 2 Satz 4

bzw. Abs. 3 b Satz 4 ergeben hatte, übersteigt,

ô
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c) die Gesamtversorgung in den Fällen des g 32 Abs 5 die Gesamtversorgung, die
sich ohne Berücksichtigung des $ 32 Abs. 5 ergeben hätte, übersteigt.

(3) Hat der Versorgungsrentenberechtigte auch Beiträge zur freiwilligen Weiterversiche-
rung entrichtet, wird zur Versorgungsrente nach Absatz 1 ein Erhöhungsbetrag von
monatlich 1,25 v. H. der Summe dieser Beiträge gezahlt.

(4) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 und 3 nicht den Betrag, der sich als
Versicherungsrente bei Anwendung der SS 35, 35 a ergeben würde, so ist dieser
Betrag als Versorgungsrente zu zahlen

s32
Ermittlung der Gesamtversorgung

(1 ) Gesamtversorgung ist der sich aus den Absätzen 2 oder 3 ergebende Vomhundert-
satz des gesamtversorgungsfähigen Entgelts.

(2) lDer Vomhundertsatz beträgt für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit
(S 33) 1,875 v H , insgesamt jedoch höchstens 75 v. H. (Bruttoversorgungssatz).
2Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinüblich zu runden 3Der Brutto-
versorgungssatz vermindert sich fÜr jeden Kalendermonat, f ür den der Zugangsfaktor
nach $ 77 SGB Vl herabgesetzt ist bzw. in den Fällen des g 30 Abs. 2 herabgesetzt
wäre, um 0,3 v. H., in den Fällen des $ 30 Abs 1 Satz 1 Buchst. e und Abs 2SaIz 1

Buchsi. e höchstens jedoch um 10,8 v. H. 4Der Brutloversorgungssatz beträgt minde-
stens 35 v. H.

(3) lHatte der Pflichtversicherte bei Eintritt des Versicherungsfalles das 50. Lebensjahr
vollendet und ist die nach $ 33 Abs. 1 gesamtversorgungsfähige Zeit kürzer als die
Zeit von der Vollendung des 50 Lebensjahres bis zum Eintritt des Versicherungs-
falles, beträgt der Bruttoversorgungssatz für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen
ZeiT 1,6 v H. 2Absatz 2 SaIz 2 und 3 ist anzuwenden; Absatz 2 SaTz 1 und 4 gelten
nicht.

ú

(3 a)

\J
(3 b)

Die Gesamtversorgung ist auf den sich aus Absatz 3 b ergebenden Vomhundertsatz
des nach Absatz 3 c zu errechnenden fiktiven Nettoarbeitsentgelts begrenzt.

lDer Vomhundertsatz beträgt in den Fällen des Absatzes 2 SaIz 1 für jedes Jahr der
gesamtversorgungsfähigen Zeit2,294 v. H., insgesamt jedoch höchstens 91,75 v, H
(Nettoversorgungssatz). 2Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinúblich
zu runden. sln den Fällen des Absatzes 2SaIz3 vermindert sich auch der Netto-
versorgungssatz für jeden Monat um 0,3 v. H. 4Der Nettoversorgungssatz beträgt
mindestens 45 v. H. 5ln den Fällen des Absatzes 3 beträgt der Nettoversorgungssatz
1,957 v. H. für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen ZeiT; dieSäIze 2 und 3 sind
anzuwenden, die Sätze 1 und 4 gelten nicht.
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(3 c) lDas fiktive Nettoarbeitsentgelt ist dadurch zu errechnen, daß von dem gesamtver-

sorgungsfähigen Entgelt
a) bei einem am Tag des Begìnns der Versorgungsrente (S 52) nicht dauernd getrennt

lebenden verheirateten Versorgungsrentenberechtigten sowie bei einem Versor-

gungsrentenberechtigten, der an diesem Tag Anspruch auf Kindergeld oder eine

entsprechende Leistung für mindestens ein Kind hat, der Betrag, der an diesem

Tag als Lohnsteuer nach Steuerklasse lll/0 zu zahlen wàre,

b) bei allen übrigen Versorgungsrentenberechtigten der Betrag, der am Tag des Be-
ginns der Versorgungsrente als Lohnsteuer nach Steuerklasse l/0 zu zahlen wäre,

SOWIE

c) die Beiträge, die als Arbeitnehmeranteile an den Beiträgen zur gesetzlichen Kran-

kenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung, zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung sowie nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch nach Maßgabe der am

Tag des Beginns der Versorgungsrente geltenden Beitragssätze und Beitrags-

bemessungsg renzen zu zahlen wären,
abgezogen werden. 2Lohnsteuer im Sinne dieser Satzung ist die Lohnsteuer für lVlonats-

bezüge (zuzüglìch des Solidaritätszuschlags) - ausgenommen die Kirchenlohnsteuer;

zugrunde zu legen ist die allgemeine Lohnsteuertabelle. 3Arbeitnehmeranteile im Sin-

ne des Satzes 1 Buchst c sind die Beträge, die als Arbeitnehmeranteile zu zahlen
wären, wenn der Versorgungsrentenberechtigte in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung, der sozialen Pflegeversicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung und nach

dem Drilten Buch Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig und mit dem gesamtversor-

gungsfähigen Entgelt beitragspflichtig wäre aFür den Krankenversicherungsbeitrag
ist der nach S 106 Abs. 2 Sätze 2bis4 SGB Vl jeweils maßgebende Beitragssatz

zugrunde zu legen.

(4) lst der Versicherungsfallwegen Berufsunfähigkeit eingetreten, so beträgt die Gesamt-

versorgung 70 v, H. des nach den Absätzen 2 bis 3 c errechneten Betrages.

(5) 1FürdenVersorgungsrentenberechtigten,

a) bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähigkeit nach Vollendung des

40. Lebensjahres oder bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs l Satz 1

Buchst. a bis e und h oderAbs. 2SaIz 1 Buchst. a bis e eingetreten ist und

b) der
aa) während der letzten 180 lMonate vor Eintrrtt des Versicherungsfalles ununterbro-

chen durch eìnen Beteiligten oder dessen Rechtsvorgänger pflichtversichert
gewesen ist und in diesem Zeitraum mindestens 156 Umlagemonate zurÜckge-

legt hat oder
bb) während der letzten 300 lt/onate vor Eintritt des Versicherungsfalles un-

unterbrochen pflichtversichert gewesen ist und in diesem Zeilraum minde-

stens 264 Umlagemonate zurÜckgelegt hat,

ist Gesamtversorgung mindestens das Mindestruhegehalt, das einem kinderlos ver-

heirateten Bundesbeamten nach $ 1 4 Abs. 4 SaIz2 und 3 Beamtenversorgungsgesetz

im Zeitpunkt des Beginns der Versorgungsrente ($ 52) zustehen würde. 2Für den Versor-

gungsrentenberechtigten, der die Vorausselzungen des Satzes 1 Buchst. b Doppel-

buchst. aa nur deshalb nicht erfüllt, weil sein Arbeitsverhältnis bei dem Beteiligten

infolge von Unterbrechungen im Sinne des S 28 Abs 3 Satz 1 Buchst b zeìtweilig

f1i

c)

,(3
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nicht bestanden hat, gilt Satz 1 Buchst. b Doppelbuchst. aa mit der Maßgabe, daß

das zeitweilige Nichtbestehen des Arbeitsverhältnisses nicht als Unterbrechung gilt
undandieStellederZahllBOdieZahl22BIriII.3lndenFällendes$28Abs Strittfür
die Anwendung des Satzes 1 an die Stelle des Eintritts des Versicherungsfalles das
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis

s33
Gesamtversorgungsfähige Zeit

(1) GesamtversorgungsfähÌge Zeit sind die bis zum Beginn der Versorgungsrente
($ 52) zurückgelegten Umlagemonate (S 62 Abs. 10).

(1 a) Hat die Pflichtversicherung zu dem Zeitpunkt begonnen, zu dem der Beteiligte gemäß

$ 10 der Kasse beigetreten ìst, so gilt die schon vorher ununterbrochen bei einem der
Kasse angeschlossenen Arbeitgeber verbrachte Zeit ($ 16) als gesamtversorgungs-
fähige Zeit, soweit nicht in der Beteiligungsvereinbarung ($ 10 Abs. 3) Abweichendes
bestimmt ist.

(2) lAls gesamtversorgungsfähige Zeit gelten

a) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der eine Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung erhält, die Kalendermonate,
aa) die in der gesetzlichen Rentenversicherung als Beitragszeiten (einschließlich

der beitragsgeminderten Zeiten) und beitragsfreie Zeiten - mit Ausnahme
der Zeiten, die ausschließlìch auf Kindererziehungszeiten (SS 56, 249,
249 a SGB Vl) beruhen, sowie mit Ausnahme der vor dem 3 Oktober 1990

zurückgelegten Zeiten im Beitrittsgebiet, wenn die Pflichtversicherung erst-
mals nach dem 2. Oktober 1990 begonnen hat - der Ermittlung der gesetzli-

chen Rente zugrunde liegen; dabei sind die Monate einer Zurechnungszeit,
die auf die Zeit bis zum vollendeten 55. Lebensjahr des Versorgungs-
rentenberechtigten entfallen, mit dem 1,3333fachen, die übrigen Monate einer
Zurechnungszeit mit dem Dreifachen zu berücksichtigen,

bb) für die bis zum Beginn der Versorgungsrente ($ 52) zwar keine Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung, aber Beiträge zu einer berufsständischen
Versorgungseìnrichtung im Sinne des $ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB Vl (S 31 Abs 2

Buchst. c) oder zu einer Lebensversicherung ($ 31 Abs. 2 Buchst. d) - im
Beitrittsgebiet nach dem 2 Oktober 1990 - entrichtet worden sìnd, wobei ein
Kalendermonat, für den nur teilweise Beiträge gezahlt sind, als voller Kalender-
monat gilt,

- abzüglich der Umlagemonate (Absätze 1 und 1a) - zur Hälfte; sich dabei erge-
bende Teilmonate sind auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinüblich zu runden;

b) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der keine Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung erhält, die Hälfte der von ihm nachgewiesenen Zeiten
aa) einer Mitgliedschaft bei einer berufsstándischen Versorgungseinrichtung im

Sinne des S 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB Vl, während deren der Angestellte nach dieser
Vorschrift von der Versicherungspflìcht in der gesetzlichen Rentenversicherung
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befreit war, soweit sich ein Arbeìtgeber im Sinne des $ 55 Abs. 5 an der Auf-

bringung der Beiträge zu dieser Einrichtung beteiligt hat,

bb) während deren Beiträge zu einer Lebensversicherung entrichtet worden sind,

soweit sich ein Arbeitgeber im Sinne des $ 55 Abs. 5 an der Aufbringung der
Beiträge zu ihr beteiligt hat,

cc) einer nach Vollendung des 17 Lebensjahres liegenden Fachschul- oder Hoch-

schulausbildung bis zu drei Jahren; S 252 Abs. 4 SGB Vl gilt entsprechend,
dd) erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, dem Zivildienst oder der früheren

deutschen Wehrmacht und dem Reichsarbeitsdienst sow¡e Zeiten der Dienst-

leistung im Sinne des $ B Abs. 1 des Gesetzes über das Zivìlschutzkorps
(aktive Dienstpflicht und Ubungen),

ee) des Kriegsdienstes im Verbande der früheren deutschen Wehrmacht,
ff) die im Soldalenverhältnis in der Bundeswehr oder in der früheren deutschen

Wehrmacht (einschließlich Reichswehr) zurückgelegt sind, sowie Zeiten im

Reichsarbeitsd¡enst und als Angehöriger des Zivilschutzkorps, soweit sie nicht

nach Buchstaben dd oder ee als gesamtversorgungsfähige Zeiten gelten,

gg) einer Kriegsgefangenschaft als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher
Volkszugehöriger,

hh) einer auf dem Kriegszustand beruhenden Zivilinternierung oder Gefangen-

schaft als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöriger nach

Vollendung des 16. Lebensjahres,
li) einer stationären Lazarett- oder Krankenhausbehandlung, die sìch an die Entlas-

sung aus dem Kriegsdienst oder aus der Kriegsgefangenschaft unmittelbar

angeschlossen haben und die wegen einer anerkannten Gesundheitsschä-
digung im Sinne des $ 1 des Bundesversorgungsgesetzes erforderlich waren,

kk) einer Internierung oder eines Gewahrsams bei nach $ 9 a des Heimkehrerge-
setzes oder nach g 9 Abs 1 des Häftlingshìlfegesetzes berechtigten Perso-

nen,

ll) einer Freiheitsentziehung im Sinne des $ 43 des Bundesentschädigungsgeset-

zes, einer anschließenden Krankheit oder unverschuldeten Arbeitslosigkeit,

sowie Zeiten der durch Verfolgungsmaßnahmen im Sinne des genannten Ge-

setzes hervorgerufenen Arbeitslosigkeit oder eines Auslandsaufenthaltes bis

zum 31 Dezember 1949, wenn der Versicherte Verfolgter im Sinne des $1

Bundesentschädi gungsgesetz ist,

soweìt diese Zeiten nicht zugleich gesamtversorgungsfähig nach den Absätzen l
und 1 a sind; der Ausschluß von Zeiten vor dem 3 Oktober 1 990 nach Buchstabe a

Doppelbuchst. aa gilt sinngemäß, 2lst in den Fällen des Satzes '1 Buchst. b der

Versicherungfall nach $ 30 Abs. 2SaTzl Buchst. f oder g eingetreten, bevor der

Versorgungsrentenberechtigte das 60. Lebensjahr vollendet hatte, gelten dìe Ka-

lendermonate vom Beginn der Versorgungsrente bis zum Ende des Kalendermo-

nats, in dem der Versorgungsrentenberechtigte das 55. Lebensjahr vollenden wür-

de, zusätzlich zu zwei Dritteln und die folgenden Kalendermonate bis zum Ende

des Kalendermonats, in dem er das 60 Lebensjahr vollenden wÜrde, zusätzlich

zur Hálfte als gesamtversorgungsfähig e ZeiI (Zurechnungszeit)

(2 a) ln den Fällen des $ 28 Abs. 5 werden Zeiten im Sìnne des Absatzes 2 nicht berück-

sichtigt, die nach der Beendigung der Pflichtversicherung liegen.

fi)

fl]
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(3) Soweit in den Fällen des Absatzes 2Satzl Buchst, b anrechnungsfähige Zeiten Teil-
monate umfassen, sind die Kalendertage zusammenzuzählen; je 30 Kalendertage
gelten als ein weiterer Monat; verbleibende Tage sind in Bruchteile eines Monats - auf
zwei Stellen nach dem Komma gemeinüblich gerundet - umzurechnen.

(4) Die Summe der Monate nach den Absätzen 1 bis 3 ist zur Ermittlung der Jahre der
gesamtversorgungsfähigen Zeit durch zwölf zu teilen; das Ergebnis ist auf zwei Stel-
len nach dem Komma gemeinublich zu runden.

s34
Gesamtversorgungsfähiges Entgelt

(1) lGesamtversorgungsfáhiges Entgelt ist der nach den Satzen 2 und 3 berechnete monat-
liche Durchschnitt des um die in den Sätzen 4 und 5 genannten Teile verminderten
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts (Regelentgelt), für das für die letzten drei Kalen-
derjahre vor dem Jahr des Eintritts des Versicherungsfalles Umlagen entrichtet wor-
den sind. 2Das Entgelt eines jeden dieser drei Kalenderjahre ist um die Summe der
Vomhundertsätze zu erhöhen oder zu vermindern, um die sich nach Ablauf jedes
dieser drei Kalenderjahre bis zum Ablauf des Tages des Beginns der Versorgungs-
rente ($ 52) die Versorgungsbezüge der Versorgungsempfänger des Bundes infolge
Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse - bei Entgelten im Beitrittsgebiet, die
nach einem Bemessungssatz unter 1OO v H. bemessen waren, auch infolge von An-
derungen des Bemessungssatzes - allgemein erhöht oder vermindert haben; bei den
vor dem 1 April 1995 eingetretenen Erhöhungen sind die Vomhundertsätze maßge-
bend, die für die Versorgungsempfänger des Bundes festgelegt sind, deren Versor-
gungsbezügen ein Ortszuschlag nicht zugrunde liegt. sDie Summe dieser jährlichen

Entgelte ist durch dieZahl der Umlagemonate ($ 62 Abs. 10) im Berechnungszeit-
raum zu teilen
aGesamtversorgungsfähiges Entgelt ist ferner der nach Satz 6 berechnete monatli-
che Durchschnitt der Teile des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts (Sonder-
entgelt), die für die letzten zehn Kalenderjahre vor dem Jahr des Eintritts des
Versicherungsfalles fùr Arbeitsleistungen oder für sonstige vom Arbeitgeber veran-
laßte lnanspruchnahmen außerhalb der tarifvertraglich oder arbeitsvertraglich ver-
einbarten durchschnitilìchen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit - gegebenen-
falls pauschaliert - gezahlt worden sind, wenn der monatliche Durchschnitt dieser
Entgeltbestandteile 2,5 v. H. des gesamtversorgungsfáhigen Entgelts nach Satz 1

nicht unterschreitet und soweit er 35 v H dieses Entgelts nicht uberschreitet. sSon-

derentgelt im Sinne des Satzes 4 sind die Teile des Arbeitsentgeltes, die gezahlf
worden sind
a) für Überstunden (einschließlich des Zeitzuschlages für Überstunden),
b) für sonstige Arbeitsleistungen, für die das Entgelt für Überstunden zu zahlen ist,
c) für Arbeitsbereitschaft außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit und fùr Bereitschafts-

dienst,
d) für Rufbereitschaft (einschließlich der Teile des zusatzversorgungspflichtigen Ent-

gelts, die für die Heranziehung zur Arbeitsleistung gezahlt worden sind),
e) für Arbeitsstunden, die ein Mitarbeiter, mit dem arbeitsvertraglich eine geringere

als die tarifvertragliche durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
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vereinbart ist, über die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschn¡ttliche regelmäßi-

ge wöchentliche Arbeitszeit hinaus geleistet hat
6Für die Berechnung des Durchschnitts gelten die Sätze 2 und 3 mit der lVaßgabe,

daß an die Stelle von drei Kalenderjahren zehn Kalenderjahre treten

(1 a) lWird nachgewiesen, daß der Versorgungsrentenberechtigte in den Umlagemo-
naten der letzten drei Kalenderjahre infolge des Ablaufs der Bezugsfrist für die

Krankenbezüge oder wegen einer Beendigung des Arbeìtsverhältnisses in den in

S 28 Abs. 3 Satz 1 Buchst b genannten Fällen für insgesamt mindestens 20 Kalen-

dertage kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt bezogen hat, so sind diese Ka-

lendertage auf Antrag in l\4onate umzurechnen. 2Dabei gelten 30 Tage als ein Mo-

nat, verbleibende Tage sind in Bruchteile eines Monats - auf zwei Stellen nach dem

Komma gemeinüblich gerundet - umzurechnen 3Die sich ergebenden Monate und

Teilmonate sind von den Umlagemonaten des Absatzes 1 Satz 3 abzuziehen. aDìe

Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die Anwendung des Absatzes 1 Satz 4 bis 6

(2) lWaren innerhalb des in Absatz 1 Satz 1 genannten Berechnungszeitraumes Um-

lagen nicht zu entrichten, so ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt nach Absatz 1

Satz 1 das zusatzversorgungspflichtige Entgelt, das der Versorgungsrentenberech-
tigte in dem Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, ohne Entgeltbe-

standteile nach Absatz 1 Satz 4 und 5, bezogen hätte, wenn er während des gan-

zen Monats beschäftigt gewesen wäre 2Absatz 1 SaIz 2 gilt sinngemäß mit der

lVaßgabe, daß die Erhöhungen oder Verminderungen der VersorgungsbezÙge der

maßgebenden Versorgungsempfänger des Bundes zu berücksichtigen sind, die

nach dem Ende des Monats, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, bis zum

Ablauf des Tages des Beginns der Versorgungsrente (S 52) wirksam geworden

sind

m

n

(3)

(4)

(5)

(6) ln den Fällen des $ 28 Abs. 5 ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt nach Absatz 1

der Betrag, der sich ergibt, wenn das Entgelt, das im Zeitpunkt der Beendigung des

Arbeitsverhältnisses gesamtversorgungsfähig gewesen wäre, wenn in diesem Zeit-

punkt der Versicherungsfall eingetreten wáre und die Versorgungsrente am Ersten

des folgenden Kalendermonats begonnen hätte, bis zum Ablauf des Tages des Be-

gìnns der Versorgungsrente (S 52) entsprechend Absatz 1 SaIz2 angepaßt wird

S34a
Sonderregelung bei Teilzeitbeschäftigung

(1) Fúr den Pflìchtversicherten, der mìt einer arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnitt-

lichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit beschäftìgt gewesen ist, die weniger

als die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit eines entsprechenden
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vollbeschäftigten Mitarbeiters betragen hat, ist die Gesamtversorgung mit den sich
aus den Absätzen 2 bis 5 ergebenden Maßgaben zu errechnen.

(2) 1Fúr jeden Versicherungsabschnitt (S 11 Abs. 3 Satz 3 Buchst. a) ist ein Beschäfti-
gungsquotient zu bilden. 2Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinüblich zu
runden und wird höchstens mit 1,00 berücksichtigt. 3Der Beschäftigungsquotìent ist
für jeden Versicherungsabschnitt, in dem der Pflichtversicherte
a) vollbeschäftigt gewesen ist oder als vollbeschäftlgt gilt (S 11 Abs.3 Satz 6), die

Zahl 1,00,
b) teilzeitbeschäftigt gewesen ist, die Zahl, die sich ergìbt, wenn dìe Zahl der mit dem

Pflichtversicherten für den Versicherungsabschnitt arbeitsvertraglich vereinbarten
durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden durch die Zahl der
für einen entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiter für denselben Zeitraum maß-
gebenden tarifvertraglichen oder betriebsüblichen durchschnittlichen regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitsstunden geteilt wird

(3) lAus den Beschäftigungsquotienten ist ein Gesamtbeschâftigungsquotient zu bilden.
2Gesamtbeschäftigungsquotient ist dieZahl, die sich ergibt, wenn
a) der Beschäftigungsquotient eines jeden Versìcherungsabschnitts mit der Zahl der

Umlagemonate dieses Versicherungsabschnitts vervielfacht wird,
b) die Ergebnisse nach Buchstabe a addiert werden,
c) das Ergebnis nach Buchstabe b durch die Zahl der Umlagemonate nach

S 33 Abs. 1 geteilt und
d) das Ergebnis nach Buchstabe c auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinüblich

gerundet wird.
3Eine Teilzeitbeschäftigung, die wegen lnanspruchnahme einer Teilrente nach $ 42
SGB Vl vereinbart worden ist, ist für die Anwendung des Buchstaben a mit dem
Beschäfti gungsquotienien des vorher geltenden Verslcherungsabschn¡tts zu berück-
sichtigen. aEine Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeitgesetz ist für die Anwen-
dung des Buchstaben a mit dem Beschäftigungsquotienten 0,9 zu berúcksichtigen.

(4) lLiegen in dem nach $ 34 Abs. 1 Satz 1 für das gesamtversorgungsfähige Entgelt
maßgebenden Berechnungszeitraum Versicherungsabschnitte mlt einem Beschäfti-
gungsquotienten unter 1,00, ist für diese Versicherungsabschnitte als zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt im Slnne des $ 34 Abs 1 Satz 1 der Betrag zugrunde zu
legen, der sich ergibt, wenn das diesen Versicherungsabschnitten zuzuordnende
zusatzversorgungspflichtige Entgelt im Sinne des $ 34 Abs. 1 Satz 1 durch den
Beschäftigungsquotienten des jeweiligen Versicherungsabschnitts geteilt wird. 2lst das
gesamtversorgungsfähige Entgelt nach $ 34 Abs 2 zu ermitteln, ist Satz 1 entspre-
chend anzuwenden, wenn sich für den maßgebenden Bemessungsmonat ein
Beschäfti gungsquotìent unter 1,00 ergibt.

(5) lDer sich nach $ 32 Abs 2 und 3 bzw $ 100 Abs. 3 - ohne die Begrenzung auf
75 v. H. - ergebende Bruttoversorgungssatz und der sich nach $ 32 Abs. 3 b bzw.

S 100 Abs. 3 - ohne die Begrenzung auf 91,75 v. H. - ergebende Nettoversorgungs-
satz sind entsprechend dem Gesamtbeschäftigungsquotienten herabzusetzen. 2Das

Ergebnis ist gemeinüblich auf zwei Stellen nach dem Komma zu runden. 3Dabei ist
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der Bruttoversorgungssatz mit höchstens 75 v. H. und der Nettoversorgungssatz mit

höchstens 91,75 v, H. zu berücksichtigen. 4ln den Fällen des $ 32 Abs 2 Satz 3, $ 32
Abs. 3 b Satz 3 bzw. S 100 Abs. 3 Satz 5 ist eine Vermìnderung des Brutto- bzw.

Nettoversorgungssatzes wegen vorzeitiger lnanspruchnahme der Rente nach Anwen-
dung der Sätze 1 bis 3 vorzunehmen. sln den Fällen des $ 32 Abs. 5 ist die Gesamt-
versorgung entsprechend dem Gesamtbeschäftigungsquotienten herabzusetzen.

s34b
Sonderregelung be¡ Beurlaubung

(1) Für den Pflichtversicherten, der nach dem 31. Dezember 1985 ohne Arbeitsentgelt
beurlaubt worden und ununterbrochen länger als zwölf Monate - bei lnanspruchnah-
me des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz länger als des-
sen Dauer - ohne Arbeitsentgelt beurlaubt gewesen ist (Beurlaubung), ist dìe Gesamt-

versorgung mit den sich aus den Absätzen 2 bis 4 ergebenden lVaßgaben zu errech-

nen

(2) lBei Anwendung des g 33 Abs. 2 sind die Zeiten der Beurlaubung unberucksichtigt zu

lassen. 'zSatz 1 gilt nicht für
a) Zeiten einer Beurlaubung, während derer der Pflichtversicherte aufgrund eines

anderen Arbeitsverhältnlsses bei der Kasse oder bei einer Zusatzversorgungsein-
richtung, von der seine Versicherung zur Kasse ubergele¡tet wird, pflichtversichert
gewesen ist,

b) Zeiten einer Beurlaubung, fúr die Umlagen nach $ 62 Abs 7 Satz 7 entrichtet wor-

den sind,
c) Zeiten der Kindererziehung, die nach $$ 56,249,249 a SGB Vl bei der Bemes-

sung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung berücksichtigt sind, so-

weit sie zugleich sonstige Beitragszeiten im Sinne des $ 70 Abs. 2 Satz 2 SGB Vl

sind,

(3) Bei der Errechnung der Gesamtversorgung ist $ 34 a entsprechend anzuwenden mit

der Maßgabe, daß

a) bei der Anwendung des Absatzes 3SaIz2 Buchst, c die Zahl der Umlagemonate

um die Zahl der lt/lonate einer Beurlaubung zu erhöhen ist,

b) bei der Anwendung des Absatzes 5 die Zeit der Beurlaubung zusätzlich als gesamt-

versorgungsfähige Zeit zu berúcksichtigen ist,

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Zeiten einer Beurlaubung, für die der Beteiligte

vor Antritt des Urlaubs ein dienstliches oder betriebliches lnteresse an der Beurlaubung

schriftlich anerkannt und während des Urlaubs eine monatliche Sonderzahlung in HÖhe

von 7 v H. des in sinngemäßer Anwendung des S 47 Abs 1 jeweils anzupassenden

zusatzversorgungspflichtigen Entgelts, für das im Monatsdurchschnitt des der Beur-

laubung vorangegangenen Kalenderjahres Umlagen entrichtet worden sind, geleistet

hat
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s35
Höhe der Versicherungsrente

(1) lAls monatliche Versicherungsrente werden gezahlt
a) 0,03125 v. H der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, von denen

für die Zeit nach dem 31 . Dezember 1977 bis zum Beginn der Versicherungsrente
($ 52) Umlagen entrichtet worden sind, zuzüglich

b) 1,25 v. H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 bis zum Be-
ginn der Versicherungsrente ($ 52) entrichteten Erhöhungsbeträge zuzuglich

c) 1,25 v. H. der Summe der Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung zuzüglich
d) 1 ,25 v. H. der Summe der für die Zeilvor dem 1 . Januar 1978 entrichteten Pflichi-

beiträge einschließlich der Erhöhungsbeträge.
2Zusatzversorgungspflichtige Entgelte, Pflichtbeiträge und Erhöhungsbeiräge, die der
Berechnung der Versicherungsrente nach $ 35 a zugrunde geiegt werden, bleiben bei
der Anwendung des Salzes 1 unberücksichtigt

(2) lTritt bei einem Versicherungsrentenberechtigten ein neuer Versicherungsfall ein,
so wird die Versicherungsrente neu berechnet, wenn nach dem Beginn der Ver-
sicherungsrente (S 52) weitere Beiträge oder Umlagen entrichtet worden sind; S 35 a
ist anzuwenden. 2Die Versicherungsrente wird ferner neu berechnet, wenn im Falle
des $ 56 Abs. 4 die Anwendbarkeit des $ 35 a entfällt.

S35a
Versicherungsrente aufgrund des Gesetzes zur Verbesserung

der betrieblichen Altersversorgung

lBei einem Versicherten, der nach dem 21. Dezember 1974 und nach Vollendung
seines 35. Lebensjahres aus einem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, aufgrund
dessen er
a) seit mindestens zehn Jahren ununterbrochen durch bei der Kasse beteiligte Arbeit-

geber oder deren Rechtsvorgänger pflichtversichert gewesen ist, oder
b) - wenn das Arbeìtsverhältnis mindestens zwölf Jahre ohne Unterbrechung bestan-

den hatte - seit mindestens drei Jahren ununterbrochen durch denselben Arbeit-
geber oder dessen Rechtsvorgänger pflichtversichert gewesen ist,

wird, wenn ein Anspruch auf Versicherungsrente entsteht, die Versicherungsrente
hinsichtlich dieses Abschnittes der Pflichtversicherung abweichend von g 35 Abs 1

Satz 1 wie folgt berechnet:
1 . Der monatliche Betrag der Versicherungsrente beträgt für je zwölf Umlagemonate

(S 62 Abs 10), die aufgrund des nach Buchstabe a oder b maßgebenden Arbeits-
verhältnisses zurückgelegt worden sind, 0,4 v. H. des Entgelts nach Nummer 2; ein
verbleibender Best von weniger als zwölf Umlagemonaten bleibt bei der Berech-
nung unberucksichtigt.

2. Entgelt im Sinne der Nummer 1 ist das Entgelt, das nach S 34 Abs. 1 , 1a und 2 im
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses gesamtversorgungsfähig ge-
wesen wäre, wenn in diesem Zeitpunkt der Versicherungsfall eingetreten wäre und
die Versorgungsrente am Ersten des folgenden Kalendermonats begonnen hätte
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3. War der Versicherungsrentenberechtigte während des nach Nummer 1 maßge-

benden Zeitraumes teilzeitbeschäftigt (S 34 a), ist für jeden Versicherungsabschnitt

eìn Beschäftigungsquotient und fùr das maßgebende Arbeitsverhältnis ein Gesamt-

beschäftìgungsquotient zu bilden (S 34 a Abs. 2 und 3). War der Versicherungs-

rentenberechtigte während des nach S 34 für die Berechnung des gesamt-
versorgungsfähigen Entgelts maßgebenden Berechnungszeitraumes teilzeit-
beschäftigt, gilt für die Ermittlung des Entgelts im Sinne der Nummer 2 S 34 a
Absatz 4 sinngemäß. Entgelt im Sinne der Nummer 2 ist das entsprechend dem

Gesamtbeschäftìgungsquotienten herabgesetzte Entgelt
2Eneicht der nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 sich ergebende Betrag nicht den Betrag, der sich

bei Anwendung des $ 35 Abs, 1 Satz 1 Buchst. a, b und d auf den in Satz 1 bezeich-
neten Abschnitt der Pflichtversicherung ergeben würde, so ist dieser Betrag maß-

gebend. 3Eine Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den in $ 28 Abs. 3 Satz 1

Buchst, b genannten Fällen gilt nicht als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1

Buchst. a.

Abschnitt lll
Versorgungsrenten und Vers¡cherungsrenten

für Hinterbliebene

1 . Anspruchsvoraussetzungen

s36
Anspruch auf Versorgungsrente und

Versicherungsrente für Witwen/Vì/itwer

(1) Für die Durchführung der Satzung gelten die Vorschriften für Witwen auch für Witwer

(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat oder dessen Wartezeìt als erfüllt gilt

und der bis zu seinem Tode pflichtversichert ist oder als pflichtversìchert gilt, oder ein

Versorgungsrentenberechtigter, hat die Witwe Anspruch auf Versorgungsrente nach

$ 40 (versorgungsrentenberechtigte Witwe), wenn an sìe

a) eine Witwenrente nach S 46 SGB Vl aus der gesetzlichen Rentenversicherung ge-

leistet wird oder
b) eine solche Rente geleistet würde, wenn der Verstorbene in der gesetzlichen Renten-

versicherung versichert gewesen wäre und dort die Wartezeit erfüllt gehabt hätte

(3) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat und bis zu seinem Tode freiwillìg

weiterversichert oder beitragsfrei versichert ist, oder ein Versicherungsrentenberech-
tigter, hat dle Witwe Anspruch auf Versicherungsrente nach $ 43 (versicherungsrenten-

berechtigte Witwe), wenn an sie

(.*
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a) eine Witwenrente nach S 46 SGB Vl gele¡stet wird oder
b) eine Witwenrente nach $ 46 SGB Vl geleistet würde, wenn der Verstorbene in der

gesetzlichen Rentenversicherung versichert gewesen wäre und dort die Wartezeit
erfüllt gehabt hätte

(4) 1lm Falle der Verschollenheit gilt S 49 SGB Vl entsprechend. 2Sterbegeld wird nicht
gewährt.

s37
Ausschluß von Ansprüchen

(1) Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente fur Witwen besteht nicht,
wenn
a) die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei Monate gedauert hat, es sei denn,

daß nach den besonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt
ist, daß es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe eine
Rente zu verschaffen, oder

b) die Ehe nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden ist und der
Verstorbene zurZeiT der Eheschließung das 65. Lebensjahr vollendet hatte, es sei
denn, daß aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder daß im Zeitpunkt der
Eheschließung ein Kind aus einer früheren Ehe des Verstorbenen der elterlichen
Betreuung bedurfte.

(2) Die SS 103 bis 105 SGB Vl gelten entsprechend.

s38
Anspruch auf Versorgungsrente und

Versicherungsrente f ür Waisen

(1) Kinder eines Verstorbenen im Sinne des g 36 Abs 2 oder 3 erhalten eine Versor-
gungsrente (S 41) oder Versicherungsrente ($ 44) für Halbwaisen oder für Vollwaisen,
wenn an ste
a) eìne entsprechende Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung (S 48 SGB Vl)

geleistet wird oder
b) eine solche Rente geleistet wùrde, wenn der Verstorbene in der gesetzlichen Renten-

versicherung versichert gewesen wäre und dort die Wartezeit erfüllt gehabt hätte.

(2) Hat die Waise einen Anspruch auf Versorgungsrente oder auf Versicherungsrente aus
Versicherungsverhältnissen mehrerer Personen, wird nur die höchste Versorgungsrente
oder Versicherungsrente für Waisen gezahlt.

(3) S 105 SGB Vl gilt entsprechend

s3e
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2. Höhe der Versorgungsrenten für Hinterbliebene

s40
Höhe der Versorgungsrente für Witwen

(1) Als monatliche Versorgungsrente fürWitwen wird der Betrag gezahlt, um den die Summe

der in Absatz 3 genannten Bezüge hinter der Gesamtversorgung für Witwen (Absätze

2und 4) zurückbleibt.

(2) lDie Gesamtversorgung beträgt

a) für die Witwe eines Versorgungsrentenberechtigten 60 v H der Gesamtversorgung,

die sich für den Verstorbenen ergebren hätte, wenn seine Versorgungsrente zum

Zeitpunkt des Beginns der Versorgungsrente der Witwe (S 52 Abs 2) wegen Ein-

tritts der Erwerbsunfähigkeìt nach $ 46 a neu zu berechnen gewesen wäre,

b) für die Witwe eines Pflichtversicherten, der nicht Versorgungsrentenberechtigter
gewesen ist, 60 v, H. der Gesamtversorgung, die der Berechnung der Versorgungs-

rente des Verstorbenen zugrunde zu legen gewesen wäre, wenn fÜr ihn im Zeit-

punkt des Beginns der Versorgungsrente der witwe (s 52 Abs. 2) der Verslche-

rungsfall wegen Erwerbsunfähi gkeit eingetreten wäre;

dabei ist jeweils eine Verminderung nach $ 32 Abs 2 satz 3 und Abs 3 b Satz 3 zu

berücksichtigen
2ln den Fällen des s 105 b ist Gesamtversorgung jedoch höchstens der Betrag, den

der Verstorben e zur ZeiI seines Todes aufgrund einer rechtskräftigen Entscheidung

oder einer Vereinbarung monatlich als Unterhalt zu lelsten hatte; ist eine solche Ent-

scheidung nicht ergangen oder liegt eine Unterhaltsvereinbarung nicht vor, so ist

Gesamtversorgung höchstens der monatliche Durchschnitt des Betrages, den der

Verstorbene im Jahr vor seinem Tod als Unterhalt geleistet hat, sDer HÖchstbetrag

nach Satz 2 ist vom Beginn der Versorgungsrente an jeweils in entsprechender An-

wendung des $ 47 Abs. 1 Satz 1 anzupassen.

(3) lBezüge im Sinne des Absatzes 1 sind

a) die Witwenrente aus der Versicherung des Verstorbenen in der gesetzìichen Renten-

versicherung (S 46 SGB Vl) in der Höhe, in der sie geleistet wird oder zu leisten

wäre, wenn
aa) $ 90 Abs. 1, SS 93, 97 und 31 4 Abs 2 bis 4 SGB Vl nicht angewendet wÜrden,

bb) nicht aufgrund des $ 67 Nr.5 oder 6 oder des $ 82 satz I Nr. 6 oder 7 oder

Satz 2 Nr. 3 SGB Vl ein höherer Betrag gewährt wurde,

cc) sie nìcht aufgrund eines Versorgungsausgleichs (S 1587 b BGB' $ 1 Abs.3'

SS 3 b, 10 c VAHRG oder $ 185 Abs.2 Satz 2 SGB Vl) nach $ 76 SGB Vl

vermindert oder erhÖht wäre,

dd) sie nicht aufgrund einer nach S 1402 Abs B RVO oder $ 124 Abs S AVG,

gegebenenfalls in Verbindung mit $ 233 Abs l SGB Vl durchgeführten Kür-

zung nachversicherter Entgelte vermindert wäre,

#

æ
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ee) sie n¡cht nach Art. 6 S 4 Abs. 6 FANG oder nach g 22 Abs. 4 FRG vermindert
ware,

ff) sie nicht nach g 113 Abs 3 SGB Vl vermindert wäre,
gg) sie nicht wegen vorzeitig in Anspruch genommener Teilrente vermindert wäre;
unberücksichtigt bleiben Bentenanteile, die ausschließlich auf Kindererziehungs-
zeiten ($$ 56,249,249 a SGB Vl) - ohne Rentenanteile für sonstige Beitragszeiten
im Sinne des g 70 Abs. 2 Satz 2 SGB VI - beruhen; g 31 Abs. 2 a ist entsprechend
anzuwenden,

b) Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur H0herversicherung, die auf Zeiten entfallen,
die nach $ 79 Abs. 1 Satz 1 Buchst a als Umlagemonate gelten, oder aus Beiträ-
gen, die nach $ 3 Abs 1 Nr. 1 Buchst b des Altersteilzeitgesetzes vom 20 Dezem-
ber 19BB (BGBI. I S. 2343, 2348) entrichtet worden sind,

c) 60 v. H. der Bezüge im Sinne des g 31 Abs. 2 Buchst. c, die der Berechnung der
Versorgungsrente des verstorbenen Versorgungsrentenberechtigten im Zeitpunkt
des Beginns der Versorgungsrente der Witwe (S 52 Abs. 2) zugrunde zu legen
gewesen wären, bzw. der Bezùge, die der Berechnung der Versorgungsrente des
verstorbenen Pflichtversicherten zugrunde zu legen gewesen wären, wenn für ihn
im Zeitpunkt seines Todes der Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit eingetre-
ten wäre,

d) 60 v. H. der Bezüge im Sinne des g 31 Abs. 2 Buchst d, die der Berechnung der
Versorgungsrente des verstorbenen Versorgungsrentenberechtigten im Zeitpunkt
des Beginns der Versorgungsrente der Witwe (g 52 Abs. 2) zugrunde zu legen
gewesen wären, bzw. der Bezüge, die der Berechnung der Versorgungsrente des
verstorbenen Pflichtversicherten zugrunde zu legen gewesen wären, wenn fúr ihn
im Zeitpunkt seines Todes der Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit eingetre-
ten wäre,

e) in den Fällen des $ 105 b ferner die Grundrente für Witwen nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz.

2Stehen diese Bezüge nur für einen Teil eines Monats zu, sind sie in Höhe des vollen
lVlonatsbetrags zu berücksichtigen.

(4) Die Gesamtversorgung beträgt 70 v. H des nach Absatz 2 errechneten Betrages,
wenn an die versorgungsrentenberechtigte Witwe
a) eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach g 46 Abs 1 SGB Vl

geleistet wird oder
b) eine solche Rente geleistet würde, wenn der Verstorbene in der gesetzlichen Renten-

versicherung versichert gewesen wäre und dort die Wartezeit erfüllt gehabt hätte

(5) Sind auch Be¡träge aufgrund einer freìwilligen Weiterversicherung entrichtet worden,
so wird zur Versorgungsrente nach Absatz 1 ein Erhöhungsbetrag von monatlich
0,75 v H. der Summe dieser Beiträge gezahlt.

(6) Als Versorgungsrente werden monatlich mindestens 60 v. H. des Betrages gezahlt,
der sich bei Anwendung des g 31 Abs. 4 ergeben wurde
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(4)

(s)

s41
Höhe der Versorgungsrente für Waisen

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Waisen wird der Betrag gezahlt, um den die

Summe der in Absatz 5 genannten Bezüge hinter der Gesamtversorgung fÜr Waisen

(Absatz 2) zurückbleibt.

(2) Die Gesamtversorgung fur Waisen beträgt für die Halbwaise 12 v H., für die Vollwaise

20 v, H. der nach g 40 Abs, 2SaTzl für den Verstorbenen zum Zeitpunkt des Beginns

der Versorgungsrente der waise (s 52 Abs. 2) errechneten Gesamtversorgung.

lBezüge im Sinne des Absatzes 1 sind ffi
a) die Waisenrente aus der Versicherung des Verstorbenen in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung (s a8 sGB Vl) in der Höhe, in der sie geleistet wird oder zu leisten

wäre, wenn
aa) S 89 Abs. 3, SS 92, 93 und 97 SGB Vl nicht angewendet würden'

bb) sie nicht aufgrund eines Versorgungsausgleichs (S 1587 b BGB, S 1 Abs 3

SS 3 b, 10 c VAHRG oder $ 185 Abs.2 Satz 2 SGB Vl) nach $ 76 SGB Vì

vermindert oder erhöht wäre,

cc) sie nicht aufgrund einer nach S 1402 Abs B RVO oder $ 
.124 Abs. B AVG'

gegebenenfalls in Verbindung mit s 233 Abs 1 sGB Vl durchgeführten KÜr-

zung nachversicherter Entgelte vermindert wäre,

dd) sie nicht nach Art 6 s 4 Abs. 6 FANG oder nach $ 22 Abs. 4 FRG vermindert

ware,

ee) sie nicht nach $ 113 Abs. 3 SGB Vl vermindert wäre,

ff) sie nicht wegen vorzeitig in Anspruch genommener Teilrente verminderi wäre;

unberücksichtigt bleiben Rentenanteile, die ausschließlich auf Kindererziehungs-

zeiten (ss 56,249,249 a sGB Vl) - ohne Rentenanteile für sonstige Beitragszeiten

im sinne des $ 70 Abs. 2 Satz 2 sGB Vl - beruhen; $ 31 Abs. 2 a ist entsprechend

anzuwenden,

b) Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur Höherversicherung, die auf Zeiten entfallen, m
die nach s 79 Abs. 1 satz 1 Buchst. a als umlagemonate gelten, oder aus Beiträ-

gen, die nach $ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b des Altersteilzeitgesetzes vom 20 Dezem-

ber 19BB (BGBI 1S.2343,2348) entrichtetworden sind'

c) bei eìner Halbwaise 12v.H , bei einer Vollwaise 20 v. H der BezÜge im sinne des

s 31 Abs 2 Buchst c, die der Berechnung der Versorgungsrente des verstorbenen

Versorgungsrentenberechtigten im Zeitpunkt des Beginns der Versorgungsrente

der Waise (S 52 Abs. 2) zugrunde zu legen gewesen wären, bzw der Bezüge, die

der Berechnung der Versorgungsrente des verstorbenen Pflichtversicherten zu-

grunde zu legen gewesen wären, wenn fÜr ihn im Zeitpunkt seines Todes der Versi-

cherungsfall der Erwerbsunfähigkeit ei ngetreten wäre,
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d) bei einer Halbwaise 12v.H., bei einer Vollwaise 20 v. H. der Bezüge im Sinne des

S 31 Abs. 2SaIz 1 Buchst. d, die der Berechnung der Versorgungsrente des ver-
storbenen Versorgungsrentenberechtigten im Zeitpunkt des Beginns der Versor-
gungsrente der Waise (S 52 Abs. 2) zugrunde zu legen gewesen wären, bzw. der
Bezüge, die der Berechnung der Versorgungsrente des verstorbenen Pflichtver-
s¡cherten zugrunde zu legen gewesen wären, wenn für ihn im Zeitpunkt seines
Todes der Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit eingetreten wäre.

2stehen diese Bezüge nur für einen Teil eines Monats zu, sind sie in Höhe des vollen
Monatsbetrags zu berücksichtigen.

(6) Sind auch Beiträge aufgrund einer freiwilligen Weiterversicherung entrichtet worden,
so wird zur Versorgungsrente nach Absatz 1 ein Erhöhungsbetrag von 0,1 5 v. H. der
Summe dieser Beitràge bei e¡ner Halbwaise bzw.0,25 v. H. bei einer Vollwaise ge-
zahll

(7) Als Versorgungsrente werden monatlich mindestens
a) bei einer Halbwaise 12v.H.,
b) bei einer Vollwaise 20 v. H.

des Betrages gezahlt, der sich bei Anwendung des $ 31 Abs. 4 ergeben würde,

S41 a

s42
Höchstbeträge bei mehreren Hinterbliebenen

(1) Die Gesamtversorgungen für die Hinterbliebenen dürfen zusammen die Gesamtver-
sorgung des Verstorbenen nicht ubersteigen, dìe der Berechnung der Versorgungs-
renten für die Hìnterbliebenen zugrunde liegt.

(2) lTreffen Versorgungsrenten nach $ 40 Abs. 6 und $ 41 Abs. 7 zusammen, so dürfen
sie die Versorgungsrente nicht übersteigen, die dem Verstorbenen nach $ 31 Abs. 4
zugestanden hätte, wenn er zum Zeitpunkt des Beginns der Hinterbliebenenrente
(S 52 Abs. 2) Anspruch auf Versorgungsrente erworben hätte 2Erhöhungsbeträge, die
den aus der Gesamtversorgung errechneten Versorgungsrenten nach S 40 Abs. 5
oder $ 41 Abs. 6 zugeschlagen werden, dùrfen zusammen den Erhöhungsbetrag nicht
ubersteigen, der dem Verstorbenen nach $ 31 Abs 3 zugestanden hätte, wenn er zum
Zeitpunkt des Beginns der Hinterbliebenenrente ($ 52 Abs 2) Anspruch auf Versor-
gungsrente erworben hätte

(3) Überschreiten die Gesamtversorgungen der Hinterbliebenen oder die in Absatz 2
genannten Versorgungsrenten oder Erhöhungsbeträge der Hinterbliebenen die nach
Absatz I oder Absatz 2 maßgebende Grenze, so werden die Gesamtversorgungen,
die Versorgungsrenten oder die Erhöhungsbeträge im gleichen Verhältnis gekurzt.
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3. Höhe der Versicherungsrenten für Hinterbliebene

s43
Höhe der Versicherungsrenten für Witwen

Die monatliche Versicherungsrente für Witwen beträgt 60 v. H der Versicherungs-

rente, die dem Verstorbenen nach SS 35,35 azugestanden hätte, wenn derAnspruch
darauf im Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre.

s44
Höhe der Versicherungsrente für Waisen

Die monatliche Versicherungsrente für Waisen beträgt für eine Halbwaise 12 v. H. und

fûr eine Vollwaise 20 v. H. der Versicherungsrente, die dem Verstorbenen nach $$ 35,

35 a zugestanden hätte, wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt seines Todes ent-

standen wäre.

s45
Höchstbetrag bei mehreren Hinterbliebenen

(1) lDie Versicherungsrenten für Hinterbliebene dürfen zusammen die Versicherungsrente

nicht übersteigen, die dem Verstorbenen nach $S 35, 35 a zugestanden hätte, wenn

der Anspruch darauf im Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre. 2Versicherungs-

renten für Hinterbliebene, die zusammen einen höheren Betrag ergeben, werden im
gleichen Verhältnis gekürzt.

(2) Erlischt eine der nach Absatz l SaIz2gekürzten Versicherungsrenten, so erhöht sich

die Versicherungsrente der verbleibenden Hìnterbliebenen vom Beginn des folgen-

den Kalendermonats an entsprechend, jedoch hÖchstens bìs zu dem sich aus den

SS 43, 44 ergebenden vollen Betrag.

n
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Abschnitt lV
Zusammentreffen, Neuberechnung und Anpassung

von Versorgungsrenten

s46
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche

(1) Bestehen bei der Kasse fùr dieselbe Person aufgrund mehrerer Arbeitsverhältnisse
mehrere Pflichtversicherungen, so sind diese bei der Berechnung von Leistungen als
ein einheitliches Versicherungsverhältnis zu behandeln.

(2) lBestehen für elne Person gleichzeitig ein Anspruch auf Versorgungsrente für Ver-
sicherte aus einem Versicherungsverhältnis bei der Kasse und ein Anspruch auf Ver-
sorgungsrente für Versicherte gegen eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, von
der Versicherungen zur Kasse übergeleiiet werden, so ist der Versorgungsrenten-
berechtigte verpflichtet, nach Maßgabe des Überleitungsabkommens die Überleitung
der Versicherung von der anderen Zusatzversorgungseinrichtung zur Kasse oder von
der Kasse zur anderen Zusatzversorgungseinrichtung zu beantragen. 2Das gleiche
gilt im Falle des Todes eines bei mehreren Zusatzversorgungseinrichtungen Pflicht-
versicherten für seìne Hinterbliebenen

(3) lTrifft in der Person eines Hinterbliebenen ein Anspruch auf Versorgungsrente aus
einem eigenen Versicherungsverhältnis bei der Kasse mit e¡nem Anspruch auf Versor-
gungsrente fur Hinterbiiebene gegen die Kasse zusammen, so werden gezahlt,
a) wenn die Versorgungsrente aus eigener Versicherung nicht niedriger ist als die

Versorgungsrente für Hinterbliebene, nur die Versorgungsrente aus eigener Ver-
sicherung und daneben die Versorgungsrente nach g 40 Abs. 6 oder g 41 Abs. 7,

b) wenn die Versorgungsrente aus eigener Versicherung niedriger ist als die Versor-
gungsrente für Hinterbliebene, nur die Versorgungsrente für Hinterbliebene und
daneben die Versorgungsrente nach $ 31 Abs. 4.

2lm übrigen ruhen in den Fällen des Satzes 1 Buchst. a der Anspruch auf Ver-
sorgungsrente für Hinterbliebene und in den Fällen des Satzes 1 Buchst. b der
Anspruch auf Versorgungsrente aus eigener Versicherung

(4) lAbsatz 3 gilt entsprechend, wenn ein Anspruch auf Versorgungsrente für Ver-
sicherte mit einem Anspruch auf Versorgungsrente für Hinterbliebene zusammen-
trifft und sich einer dieser Ansprüche gegen eine andere Zusatzversorgungsein-
richtung, von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden, richtet. ,Die Zah-
lungen werden von den aus dem einzelnen Versicherungsverhältnis jeweils ver-
pflichteten Kassen geleistet.
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$46a
Neuberechnung

(1) lDie Versorgungsrente ist neu zu berechnen,

a) wenn sich einer der nach S 31 Abs. 2 Buchst. a, $ 40 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a oder

S 41 Abs 5 Satz 1 Buchst a zu berücksichtigenden Bezüge ändert; dies gìlt nicht,

wenn
aa) diese Bezüge einer Änderung des aktuellen Rentenwertes angepaßt wer-

den,
bb) die Rente, dìe nach $ 100 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit $ 34 Abs. 2 SGB Vl

geendet hat, wieder geleistet wird,
cc) anstelle einer sonstigen Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine

Erziehungsrente nach S 47 SGB Vl geleistet wird,
dd) sich eine Rente wegen Alters durch eine veränderte lnanspruchnahme nach

S 42 SGB Vl ändert,
ee) die Änderung ausschließlich auf der durch das Rentenreformgesetz 1999 vom

16. Dezember 1997 (BGBI. I S. 2998) verbesserten BerÜcksichtigung der
Kindererziehungszeiten beruht,

b) wenn bei der Berechnung der Versorgungsrente keine Bezuge im Sinne des

S 31 Abs 2 Buchst. a S 40Abs. 3 Satz 1 Buchst. aoder $ 41 Abs 5 Satz 1

Buchst a zu berücksichtigen waren und derartige BezÜge gewährt werden,

c) wenn bei einem Berechtigten ein neuer Versicherungsfall eintritt; dies gilt nicht,

wenn
aa) eine Neuberechnung der Versorgungsrente bereits nach Buchstabe a oder b

vorzunehmen ist,

bb) der Versorgungsrentenberechtigte, der Rente wegen Alters nach SS 36 bis 40

SGB Vl erhält oder bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs 2 Salz 1

Buchst. b bìs e eingetreten ist, das 65. Lebensjahr vollendet,

cc) ein Ereignis eintritt, aufgrund dessen dìe Versorgungsrente nach $ 52 a Abs 2

wieder gezahlt wird,

d) wenn in den Fällen des $ 36 Abs. 2 Buchst. b der versorgungsberechtigten Witwe

anstelle der bisherìgen eine andere Witwenrente nach S 46 Abs, 1 oder 2 SGB Vl

zustehen würde,

e) wenn in den Fällen des S 38 Abs. 1 Buchst, b anstelle der bisherigen Waisenrente

eine andere Waisenrente nach $ 48 Abs. 1 oder 2 SGB Vl zustehen wÜrde,

f) wenn ein früherer Anspruch auf Versorgungsrente fÜr Witwen wieder auflebt
oder ein neuer Anspruch auf Versorgungsrente fÜr Witwen oder fÜr Waisen ent-

steht,

g) wenn eine der nach S 42 Abs 3 gekürzten Versorgungsrenten erlischt

m
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(2)

(3)

(3a)

(4)

(5)

2Die Neuberechnung ist nach den für die Erstberechnung geltenden Vorschriften, be-
zogen auf den Tag des Beginns der neu berechneten Versorgungsrente (S 52 Abs. 3),
durchzuführen, soweit sich aus den Absätzen 2 bis 7 nichts anderes ergibt. 3lst die
Versorgungsrente nach Satz 1 Buchst a neu zu berechnen, weil anstelle einer Rente
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit eine Teilrente wegen Alters geleìstet wird, gilt
für die Anwendung des $ 30 Abs. 1 die Teilrente als Vollrente.

1$ 32 Abs. 3 a bis 3 c ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß

a) die Lohnsteuer ($ 32 Abs. 3 c Satz 2), die Beitragssätze und Beitragsbemessungs-
grenzen, die am Tag des Beginns der neu berechneten Versorgungsrente ($ 52
Abs. 3) gelten, und

b) die bisher maßgebende Steuerklasse

zugrunde zu legen sind. 2War bisher die Steuerklasse l/0 maßgebend, ist auf Antrag
vom Beginn der neu berechneten Versorgungsrente an die Steuerklasse lll/0 zugrun-
de zu legen, wenn eine der Voraussetzungen des $ 32 Abs. 3 c Satz 1 Buchst. a
eingetreten ist. 3War bisher der Bruttoversorgungssatz nach $ 32 Abs. 2 berechnei,
findet $ 32 Abs. 3 keine Anwendung

ln den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Buchst. a sind Umlagemonate, die nach dem
Beginn der neu zu berechnenden Versorgungsrente zurückgelegt worden sind, nur zu

berücksichtigen, wenn ein neuer Versicherungsfall eingetreten ist.

lst eine nach $ 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa berücksichtigte Zurech-
nungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung zur Anrechnungszeit ($ 58 Abs. 1

Nr. 5 SGB Vl) geworden, verbleibt es, wenn dies günstiger ist, bei der bisherigen
Anrechnung als Zurechnungszeit

1Für die Neuberechnung ist, vorbehaltlìch des Satzes 2, vom bisherigen gesamtver-

sorgungsfähigen Entgelt auszugehen. 2lst die Neuberechnung wegen des Eintritts

eines neuen Versìcherungsfalles nach Absatz 1 Satz 1 Buchst c oder aufgrund des
Absatzes 1 Satz 1 Buchst. c Doppelbuchst. aa nach Absatz 1 Satz 1 Buchst, a durchzu-
führen und ist der Versorgungsrentenberechtigte bei Eintritt des neuen Versicherungs-
falles pflichtversichert, so ist, wenn dies günstiger ist, von dem sich aus $ 34 erge-
benden gesamtversorgungsfähigen Entgelt auszugehen.

lWaren bisher Bezüge im Sinne des $ 31 Abs 2 Buchst c und d, S 40 Abs. 3
Satz 1 Buchst. c und d oder $ 41 Abs. 5 Satz 1 Buchst c und d oder nicht dynamische
Bestandteìle der Bezüge im Sinne des $ 31 Abs. 2 Buchst. b, S 40 Abs. 3 Satz 1

Buchst. b, S 41 Abs 5 Satz 1 Buchst. b oder $ 57 Abs. 2SaIz2 berücksichtigt, so sind
sìe in der Höhe zu berücksichtigen, in der sie ohne die Neuberechnung am Tag des
Beginns der neu berechneten Versorgungsrente berücksichtigt worden wären. 2Hat

ein Arbeitgeber im Sinne des $ 55 Abs. 5 nach dem Beginn der neu zu berechnenden
Versorgungsrente Zuschüsse zu oder Arbeitgeberanteile an Beiträgen ìm Sinne des

S 31 Abs. 2 Buchst c oder d gezahlt, sind die sich hieraus ergebenden Bezüge
den bisher berúcksichtigten Bezügen hinzuzurechnen, wenn die Neuberechnung
erfolgt, weil ein neuer Versicherungsfall (Absatz 4 SaIz 2) eingetreten ist,

trl
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(6) lWar die Gesamtversorgung bisher nach $ 32 Abs. 5 berechnet, ist, wenn dies gün-
stiger ist, die Gesamtversorgung weiterhin nach dieser Vorschrift zu berechnen, es

sei denn, daß der Versorgungsrentenberechtigte nicht mehr erwerbsunfähig, sondern
berufsunfähig ist. '?lst $ 32 Abs 5 bisher nur deshalb nìcht angewendet worden, weil
der Versorgungsrentenberechtigte berufsunfáhig war, und ist er erwerbsunfähig gewor-

den oder ist bei ihm ein Versicherungsfall im Sinne des $ 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, a
bìs e und h oder Abs. 2SaIzl Buchst. a bis e eingetreten, so ist dìe Gesamtversorgung
nach S 32 Abs, 5 zu berechnen, wenn dies günstiger ist.

(7) Sind in den Fällen des Absatzes 1 die Voraussetzungen für die Neuberechnung der
Versorgungsrente in der Person eines Hinterbliebenen gegeben, so sìnd, wenn meh-
rere Hinterbliebene vorhanden sind, die Versorgungsrenten aller Hinterbliebenen neu
zu berechnen

(B) Vom Beginn der neu berechneten Versorgungsrente (S 52 Abs 3) an sind die sich bei

der Neuberechnung ergebenden Beträge
a) gesamtversorgungsfähiges Entgelt,
b) Gesamtversorgung,
c) zu berücksichtigende Bezüge nach $ 31 Abs 2, S 40 Abs. 3 S 41 Abs 5 und $ 57

Abs.2Satz2und
d) Versorgungsrente
im Sinne der Satzung

s47
Anpassung

(1 ) lWerden nach dem Tag des Beginns der Versorgungsrente (S 52) die Versorgungs-
bezüge der Versorgungsempfänger des Bundes infolge von Veränderungen der wirt-
schaftlichen Verhältnisse - bei Entgelten im Beitrittsgebiet, die nach einem Bemes-
sungssatz unter 100 v H bemessen waren, auch infolge von Anderungen des Bemes-
sungssatzes - allgemein erhöht oder vermindert, wird das gesamtversorgungsfähige
Entgelt zu demselben Zeitpunkt und in dem gleichen Ausmaß angepaßt. 2Die Versor-
gungsrente ist, ausgehend von dem nach Satz 1 angepaßten Entgelt, unter Beibehal-
tung der bisherigen gesamtversorgungsfähigen Zeit und, vorbehaltlich des Absatzes
2, der bisher zu berücksichtigenden Bezüge, soweit sich nach $ 31 Abs 2 a, lsei
Hinterbliebenen in entsprechender Anwendung des $ 31 Abs. 2 a, keine Anderung
ergibt, - im übrigen nach den für die Erstberechnung geltenden Vorschriften - neu zu

errechnen. 3$ 32 Abs. 3 a bis 3 c ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß

a) die Lohnsteuer ($ 32 Abs 3 c Satz 2), die Beìtragssätze und Beitragsbemessungs-
grenzen, die im Anpassungszeitpunkt gelten, und

b) die bisher maßgebende Steuerklasse
zugrunde zu legen sind. aWar bisher die Steuerklasse l/0 maßgebend, ist auf Antrag
vom Anpassungszeitpunkt an die Steuerklasse lll/0 zugrunde zu legen, wenn eine der
Voraussetzungen des $ 32 Abs 3 c Satz 1 Buchst a eingetreten ist

(2) lWerden nach dem Tag des Beginns der Versorgungsrente (S 52) die Renten aus
der gesetzlichen Rentenversicherung nach $ 65, 254 c SGB Vl angepaßt, sind die

#
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nach S 31 Abs. 2, $ 40 Abs. 3, S 41 Abs.5 und $ 57 Abs 2Satz2 berücksichtigten
Bezüge zu demselben Zeitpunkt um den auf zwei Stellen nach dem Komma gemein-
üblich gerundeten Vomhundertsatz anzupassen, um den sich der neue aktuelle Ren-
tenwert bzw. der neue aktuelle Rentenwert (Ost) gegenüber dem bisherigen geändert
hat. 2Dies gilt nicht für Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur Höherversicherung für
Zeiten, die nach $ 79 Abs. 1 als Umlagemonate gelten sowie aus Beiträgen nach g 3
Abs. 1 Nr. 1 Buchst b des Altersteilzeitgesetzes vom 20. Dezember 19BB (BGBI. I

S 2343, 2348). 3Die Versorgungsrente ist unter Zugrundelegung der zu diesem Zeit-
punkt maßgebenden Gesamtversorgung und der nach Satz 1 angepaßten Bezüge
unter Berücksichtigung des $ 31 Abs 2 a, bei Hinterbliebenen in entsprechender
Anwendung des $ 31 Abs. 2 a, neu zu errechnen.

(2 a) llst eine Anpassung nach Absatz 1 oder Absatz 2 zu demselben Zeitpunkt vorzuneh-
men, zu dem nach $ 46 a eine Neuberechnung durchzuführen ist, ist die Anpassung
vor der Neuberechnung zu vollziehen 2lst eine Anpassung nach Absatz 1 zu demsel-
ben Zeitpunkt vorzunehmen, in dem nach dem Tod eines Versorgungsrentenberechtig-
ten eine Versorgungsrente für Hinterbliebene beginnt (S 52 Abs. 2), ist sie so durchzufüh-
ren, als ob der Verstorbene diesen Zeitpunkt noch erlebt hätte; das angepaßte gesamt-
versorgungsfähige Entgelt ist der Errechnung der Versorgungsrente für Hinterbliebe-
ne zugrunde zu legen.

(3) Vom Anpassungszeitpunkt an sind die sich bei der Neuerrechnung ergebenden Be-
träge
a) gesamtversorgungsfähiges Entgelt,
b) Gesamtversorgung,
c) zu berücksichtigende Bezüge nach $ 31 Abs 2, S 40 Abs. 3, $ 41 Abs. 5 und

$ 57 Abs. 2SaTz2und
d) Versorgungsrente
im Sinne der Satzung.

Abschnitt V
Sonstige Leistungen

s4e
Sterbegeld

(1) lStirbt ein Versorgungsrentenberechtigter während des Ruhens seines Arbeits-
verhältnisses wegen des Bezugs einer Zeitrente oder nach dem Ende des Arbeits-
verhältnisses, das bei Eintritt des Versicherungsfalles bestanden hat, erhalten
a) der uberlebende Ehegatte,
b) die Abkömmlinge
Sterbegeld.
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2Sind nach Satz 1 Anspruchsberechtigte nicht vorhanden, erhalten Verwandte der

aufsteigenden Linie, Geschwister, Geschwisterkinder sowie Stiefkinder Sterbegeld,

wenn sie zur Tei|des Todes des Versorgungsrentenberechtigten mit diesem in häus-

licher Gemeinschaft gelebt haben oder wenn der Verstorbene ganz oder Überwie-

gend ihr Ernährer gewesen ist.

(2) Stirbt der Ehegatte eines Versorgungsrentenberechtigten, der mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft gelebt hat, erhält der Versorgungsrentenberechtì gte Sterbegeld, wenn

sein Arbeitsverhältnis, das bei Eintritt des Versicherungsfalles bestanden hat, im
Zeitpunkt des Todes des Ehegatten beendet war oder wegen des Bezugs einer

Zeitrente geruht hatte.

(3) Stirbt eine versorgungsrentenberechtigte Witwe (S 36 Abs. 2), erhalten die in Ab-

satz 1 Satz 1 genannten Kinder Sterbegeld, wenn sie zur Zeit des Todes mit der

Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben

(4) Als Sterbegeld wird
a) beim Tode eìnes Versorgungsrentenberechtigten und beim Tode des Ehegatten

eines Versorgungsrentenberechtigten ein Betrag in HÖhe der im Zeitpunkt des

Todes maßgebenden Gesamtversorgung zuzÜglich des Ausgleichsbetrages
(ss 103,104)

b) beim Tode einer versorgungsrentenberechtigten Witwe ein Betrag in Höhe der Ge-

samtversorgung des Verstorbenen, die im Zeìtpunkt des Todes der Witwe der

Berechnung der Gesamtversorgung der witwe zugrunde gelegen hat, zuzüglich

des Ausgleichsbetrages, der der Witwe zugestanden hat (SS 103, 104)'

gezahlt, höchstens jedoch 3.000,- DM.

(5) lSind beim Tode des Versorgungsrentenberechtigten oder der versorgungsrenten-

berechtigten Witwe Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden,

werden natürlichen Personen, die die Bestattungskosten im Sinne des $ 1968 BGB

getragen haben, diese Aufwendungen bis zur Höhe des Sterbegeldes ersetzt, 2ster-

begelder aus einer Kranken- oder Sterbegeldversicherung des Verstorbenen sind von

den tatsächlichen Bestattungskosten abzuziehen, auch wenn sie zum Nachlaß gehÖ-

ren. 3lm übrigen bleibt der Nachlaß unberúcksichtigt.

(6) Auf das Sterbegeld ist ein von einem Arbeitgeber im Sinne des S 55 Abs. 5 gezahltes

Sterbegeld anzurechnen.

(7) Die Zahlung an einen der Berechtigten befreit die Kasse gegenüber allen Berechtig-

ten.

(B) Wer den Tod des Versorgungsrentenberechtigten, seines Ehegatten oder der versor-

gungsrentenberechtigten Witwe vorsätzlich herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch

nach den Absätzen 1 bis 5.

fr
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s50
Abfindung

(1) lDie Witwe, die Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Witwen
hat und wieder heiratet, erhält eine Abfindung. 'zDie Abfindung beträgt das 24fache
der Versorgungsrente oder Versicherungsrente, die der Witwe für den Monat der Wieder-
verheiratung zustand; Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 3Über den Zeitpunkt des
Entstehens des Anspruchs auf Abfindung hinaus gezahlte Renten sind auf den Ab-
f indungsbetrag anzurechnen.

(2) lVersicherungsrenten, die einen Monatsbetrag von 30,- DM nicht überschreiten, wer-
den abgefunden.2lm übrigen werden Versicherungsrenten auf Antrag des Berechtig-
ten abgefunden. sWird der Antrag nach Zugang der Mitteilung uber die Berechnung
der Rente gestellt, so tritt bei der Anwendung des Absatzes 3 an die Stelle des Zelt-
punktes des Entstehens des Anspruches das Ende des Monats, in dem der Antrag
bei der Kasse eingegangen ist. aUber diesen Zeitpunkt hinaus gezahlte Leistungen
werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet. sVersicherungsrenten wegen Verschol-

lenheit ($ 36 Abs. 4 Satz 1) werden nicht abgefunden.

(3) lDer Abfindungsbetrag (Absatz 2) wird berechnet, indem die Versicherungsrente, die
dem Berechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit dem sich
aus der nachstehenden Tabelle ergebenden Faktor vervielfacht wird:

a) Versicherungsrenten f ür Versicherte:

Alter des Berechtigten
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

B4

96
108
120
132
144
132
120
108
96
84
7C

60
48
36
24

23 Jahre
26 Jahre
28 Jahre
31 Jahre
33 Jahre
36 Jahre
59 Jahre
63 Jahre
66 Jahre
69 Jahre
72 Jahre
74 Jahre
78 Jahre
81 Jahre
86 Jahre
92 Jahre

unter 23 Jahre
bis unter 26 Jahre
bis unter 28 Jahre
bis unter 3.1 Jahre
bis unter 33 Jahre
bis unter 36 Jahre
bis unter 59 Jahre
bis unter 63 Jahre
bis unter 66 Jahre
bis unter 69 Jahre
bis unter 72 Jahre
bis unter 74 Jahre
bis unter 78 Jahre
bis unter 81 Jahre
bìs unter 86 Jahre
bis unter 92 Jahre
und mehr
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b) Versicherungsrenten fur Witwen oder Witwer:

Alter des Berechtigten
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

unter 25 Jahre
25 Jahre bis unter 27 Jahre
27 Jahre bis unter 28 Jahre
28 Jahre bìs unter 29 Jahre
29 Jahre bis unter 30 Jahre
30 Jahre bis unter 31 Jahre
31 Jahre bis unter 32 Jahre
32 Jahre bis unter 33 Jahre
33 Jahre bis unter 34 Jahre
34 Jahre bis unter 36 Jahre
36 Jahre bis unter 38 Jahre
38 Jahre bis unter 43 Jahre
43 Jahre bìs unter 45 Jahre
45 Jahre bis unter 52 Jahre
52 Jahre bis unter 55 Jahre
55 Jahre bis unter 58 Jahre
58 Jahre bis unter 61 Jahre
61 Jahre bìs unter 63 Jahre
63 Jahre bis unter 65 Jahre
65 Jahre bis unter 68 Jahre
68 Jahre bis unter 70 Jahre
70 Jahre bis unter 73 Jahre
73 Jahre bis unter 75 Jahre
75 Jahre bis unter 78 Jahre
78 Jahre bis unter 82 Jahre
82 Jahre bis unter 86 Jahre
86 Jahre bis unter 92 Jahre
92 Jahre und mehr

60
72
84
96

108
120
132
144
156
168
180
192
204
192
180
168
156
144
132
120
108
96
84
aa

60
48
36
24

*

c) Versicherungsrenten für Waisen n
Alter des Berechtigten
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

unter 2 Jahre
2 Jahre bis unter 4 Jahre
4 Jahre bis unter 5 Jahre
5 Jahre bis unter 7 Jahre
7 Jahre bis unter 8 Jahre
8 Jahre bis unter 10 Jahre

10 Jahre bis unter 11 Jahre
I1 Jahre bis unter 12 Jahre

156
144
132
120
108
96
84
79
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Alter des Berechtigten
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

12 Jahre
14 Jahre
15 Jahre
16 Jahre
17 Jahre

bis unter 14 Jahre
bis unter 15 Jahre
bis unter 16 Jahre
bis unter 17 Jahre
und mehr

60
48
36
24
12

ü

2Bei mehreren H¡nterbliebenen ist der Abfindungsbetrag für jeden Berechtigten ge-
trenntzuberechnen slsteineVersicherungsrentenachAbsalz2abzuÍinden,zuderen

Ausgleich nach $ 1587 BGB durch Entscheidung eines Familiengerichts nach $ 1

Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich Renten-
anwartschaften bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung begründet
worden sind, errechnet sich der Abfindungsbetrag aus dem unter Berücksichtigung
des durchgeführten Versorgungsausgleichs gekürzten Betrag der Versicherungsrente
aDies gilt auch dann, wenn die Versicherungsrente vor der Abfindung noch ungekürzt
zuzahlenwar.

(4)

(5) Mit der Abfindung nach Absatz 2 erlöschen alle Ansprüche und Anwarlschaften aus
der Versicherung; Zeiten aus dieser Versicherung werden bei der Berechnung einer
künftigen Leistung nicht berücksichti gt

(6) lDie nach Absatz 2 abgefundene Versicherungsrente für Hinterbliebene gilt für die
Anwendung des $ 45 Abs. 2 nicht als abgefunden. 2Die nach Absatz 1 abgefundene
Versorgungsrente oder Versicherungsrente fur Witwen gilt fùr die Anwendung des

S 42 Abs. 3 oder des $ 45 Abs. 2 für die auf den Monat der Wìederverheiratung
folgenden 24 Kalendermonate nicht als abgefunden

s51
Härteausgleich

Die Kasse kann zur Vermeidung besonderer Härten im Einzelfall Leistungen ohne
Anerkennung eines Rechtsanspruchs widerruflich bewilligen.

S51 a
Rückzahlung von Kassenle¡stungen

(1) Hat sich die Versorgungsrente wegen einer Anpassung nach $ 47 oder wegen einer
Neuberechnung nach $ 46 a geändert, so hat der Berechtigte Uberzahlungen nach
Maßgabe der Absätze 2 und 3 auszugleichen.

(2) lErgibt sich die Überzahlung aus der Gewährung oder Anderung einer Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung, so gilt der überzahlte Betrag als Vorschuß auf die
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Rente 2Der Berechtigte ìst verpflichtet, insoweit seine AnsprÜche gegen den Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung an die Kasse abzutreten.

(3) Soweit Absatz 2 nicht anzuwenden ist oder der Berechtigte seìner Verpflichtung zur

Abtretung nìcht nachkommt oder die Abtretung nicht zur Erfüllung des Rùckzahlungs-

anspruches der Kasse führt, gilt der überzahlte Betrag als Vorschuß auf die Leistun-
gen der Kasse.

(4) Eine aus anderen Rechtsgründen bestehende Verpflichtung, Überzahlungen in den

Fällen der Absätze 1 bis 3 und in anderen Fällen auszugleichen, bleìbt unberührt.

(5) Die Kasse kann die Ruckzahlung von Leistungen, die ohne Rechtsgrund gewährt

wurden, ganz oder teilweise erlassen, wenn die RÜckzahlung fÜr den Empfänger

eine besondere Härte mit sich brächte

(6) Zur Vermeidung von Überzahlungen kann die Kasse laufende Rentenzahlungen

vorübergehend herabsetzen und als Vorschuß gewähren, wenn die Voraus-

setzungen für eine Neuberechnung im Sinne von Absatz '1 eingetreten sind oder

demnächst eintreten werden

Abschnitt Vl
Gemeinsame Vorschriften für die Versorgungsrenten

und Versicherungsrenten

s52
Rentenbeginn

(1) lDie Versorgungsrente oder die Versicherungsrente beginnt, wenn der Versiche-

rungsfall
a) nach S 30Abs 1 Satz 1 Buchst f, g oderSatz3 eingetreten ist, mìtdem Beginn der

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
b) nach den übrigen Vorschriften des $ 30 eingetreten ist, mit dem Eintritt des Versiche-

rungsfalles.
2lst der Versicherungsfall nach S 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, f, g oder Satz 3 oder nach

S 30 Abs. 2 SaIz 1 Buchst. f oder g in Verbindung mit Satz 7 eingetreten, beginnt die

Versorgungsrente jedoch frühestens am Ersten des Monats, der auf den Monat folgt,

für den letztmals laufendes Arbeitsentgelt, KrankenbezÜge, Krankengeldzuschuß -

auch soweit der Krankengeldzuschuß wegen der HÖhe der Barleistungen des

Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt worden ist -, Urlaubslohn oder Urlaubsver-
gütung aus dem Arbeitsverhältnis, das aus Anlaß des Eintritts des Versicherungsfal-

les geendet hat, zugestanden haben. 3Erhält der Versorgungsrentenberechtigte eine

befristeie Rente (S 102 Abs, 2SaIz l SGB Vl) und tritt aufgrund tarifvertraglicher oder

entsprechender kirchlicher Vorschriften das Ruhen des Arbeitsverhältnisses ein, so

tritt der Beginn des Ruhens an die Stelle der Beendìgung des Arbeitsverhältnisses,

ffi
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(2) Die Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Hinterbliebene beginnt in dem Zeit-
punkt, von dem an Rente wegen Todes aus der gesetzlichen Rentenversicherung
geleistet wird, in den Fällen des $ 36 Abs. 2 Buchst. b oder des g 38 Abs 1 Buchst b
zu dem Zeitpunkt, zu dem die gesetzliche Rente geleistet würde, in den Fällen des

S 105 b Abs 1 jedoch erst mit dem Ersten des lVlonats, der auf den lVonat folgt, in

dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist.

(3) Wird die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente neu berechnet, beginnt
die neuberechnete Rente
a) in den Fällen des $ 46 a Abs, 1 Satz 1 Buchst a und b mit dem Beginn der

geänderten oder neu gewährten Rente,
b) in den Fällen des $ 46 a Abs. 1 Satz 1 Buchst. f mit dem Ersten des Monats, in dem

die Voraussetzungen für die Neuberechnung eingetreten sind,
c) in den übrigen Fällen mit dem Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, in dem

die Voraussetzungen für die Neuberechnung eingetreten sind.

$52a
Nichtzahlung der Versorgungsrente

und der Versicherungsrente in besonderen Fällen

(1 ) Die Versorgungsrente nach $ 31 Abs. 1 und 3 oder Absatz 4 und die Versicherungs-
rente werden von dem Zeitpunkt an nicht gezahlt, von dem an
a) bei dem Versorgungsrentenberechtigten und dem Versicherungsrentenberechtigten,

bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst b bis e und h
eingetreten oder bei dem die Versorgungsrente unter Anwendung des $ 46 a
Abs. 1 Satz 3 neu berechnet worden ist, die Rente wegen Alters aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung nach $ 100 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit $ 34 Abs. 2,

S 236 SGB Vl endet,
b) der Versorgungsrentenberechtigte, bei dem der Versicherungsfall nach $ 30

Abs. 2 Satz 1 Buchst. b bis e eingetreten ist, Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkom-
men aus einer selbständigen Tätigkeit bezieht, das 40 v. H seines jeweiligen gesamt-
versorgun gsfähigen Entgelts übersteigt.

(2) lDie Versorgungsrente und die Versicherungsrente sind auf Antrag vom Ersten des
Monats an wieder zuzahlen,
a) fúr den dem Versorgungsrentenberechtigten oder dem Versicherungsrentenberech-

tigten die Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung als Voll-
oder Teiirente wieder geleistet wird (Absatz 1 Buchst a) oder das Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen die Grenze des Absatzes 1 Buchst. b unterschreitet,

b) der auf den Monat folgt, in dem der Versorgungsrentenberechtigte oder der Ver-

sicherungsrentenberechtigte das 65, Lebensjahr vollendet hat und, wenn er in der
gesetzlichen Rentenverslcherung versichert ist, ihm Rente geleistet wird.

2Die Versorgungsrenie und die Versicherungsrente sind in der Höhe zu zahlen, die
sich bei ununterbrochener Zahlung seit dem Beginn der Rente (g 52) ergeben würde
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s53
Auszahlung der Renten

(1)

(2)

(3)

(4)

Besteht der Rentenanspruch nicht fur einen vollen Kalendermonat, wird der Teil ge-

zahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.

lDie Rente wird monatlich im voraus auf ein Girokonto des Berechtigten oder eines

Empfangsbevollmächtigten im lnland uberwiesen. 2Die Kosten der Uberweisung, mit

Ausnahme der Kosten für die Gutschrift, trägt die Kasse,

Beträgt die monatliche Leistung der Kasse weniger als 20,- DM, so können die

Leistungen für das Kalenderjahr in einem Betrag zu Beginn des Jahres gezahlt

werden.

lstirbt ein Berechtigter, der den Leistungsantrag gestellt hat, vor der Auszahlung

und sind in $ 49 Abs 1 genannte Hinterbliebene vorhanden, so können nur diese

die Auszahlung verlangen 2Wer den Tod des Berechtigten vorsätzlich herbeige-
führt hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1. 3Die Zahlung an einen Hinterbliebenen

bringt den Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum ErlÖschen

lHat der Berechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Ausland, kann

die Kasse die Zahlung der Rente davon abhängìg machen, daß der Berechtigte einen

Empfangsbevollmächtigten im lnland benennt oder der Berechtigte die Auszahlung

der Versorgungsrente auf ein auf seinen Namen lautendes Konto im lnland ermÖg-

licht 2Ferner ist die Kasse berechtigt, die Leistungen für das laufende Kalenderjahr in

einem Betrag ìm Dezember aUSZUZahlen. 3Rentenzahlungen in das Ausland erfolgen

auf Kosten und Gefahr des Berechtigten.

(5)

(6)

s54
Anzeigepflichten des Berechtigten

und Zurückbehalten von Le¡stungen

(1) lAnspruchsberechtlgte sind verpflichtet, der Kasse eine Änderung ihrer Anschriften

sowie jede Anderung von Verhältnissen, d¡e ihren Anspruch dem Grunde oder der

Höhe nach berúhren können, sofort schriftlich mitzuteilen. 2lnsbesondere sind mitzu-

teilen

1. bei Renten aus eigener Versicherung

a) die Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung mit Ausnahme der Anpassungen (S 65, 254 c SGB Vl)'

die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversìcherung und der

Verzicht auf die Auszahlung solcher Leistungen,

die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

der Wegfall der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit,
die Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden Aufenthalts ins Ausland,

der Bezug von Krankengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung'

b)

rs
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S) die Gewährung einer Hinterbliebenenrente durch eine andere Zusalzver-
sorgungseinrichtung,

h) Versorgungsbezüge und versorgungsähnliche Bezüge (auch Hinterbliebenen-
bezüge) aus einem Arbeitsverhältnis bei einem öffentlichen Arbeltgeber ($ 55

Abs.5)

sowie darüber hinaus

i) bei Berufsunfähigkeit alle Arbeitseinkünfte, die monatlich ein Siebtel der mo-
natlichen Bezugsgröße (S 18 SGB lV) übersteigen,

k) bei Erwerbsunfähigkeit alle Einkünfte aus unselbständiger und selbständiger
Tätigkeit,

l) bei Bezug vorzeitiger Altersrente ohne entsprechende Leistungen aus der
gesetzlichen Rentenversicherung alle Einkunfte aus unselbständiger oder
selbständiger Tätigkeit, soweit sie monatlich ein Siebtel der monatlichen
Bezugsgröße (S 18 SGB lV) übersteigen;

2. bei Witwen- und Witwerrenten

a) die Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung mit Ausnahme der Anpassungen ($ 65, 254 c SGB Vl),

b) die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der
Verzicht auf die Auszahlung solcher Leistungen,

c) die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
d) dieWiederverheiratung,
e) die Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden Aufenthalts ins Ausland,
f) die Gewährung einer Versorgungsrente aus eìgener Versicherung von einer

anderen Zusatzversorgungseinrichtung,

S) Versorgungsbezüge und versorgungsähnliche Bezúge aus einem Arbeits-
verhältnis des Verstorbenen oder aus einem eigenen Arbeitsverhältnis bei ei-

nem öffentlichen Arbeitgeber ($ 55 Abs. 5),

h) bei Bezug einer Versorgungsrente für geschiedene Ehegatten die Gewährung
einer Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz,

i) bei Bezug einer wiederaufgelebten Witwenrente alle Unterhaltsansprüche so-

wie Leistungen aus der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung, der
Beamtenversorgung oder aus einer anderen Zusatzversorgung oder betrìebli-
chen Altersversorgun g,

k) bei Bezug von kleiner Witwen- oder Witwerrente alle Arbeitseinkünfte, die
monatlich ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße (S 1B SGB lV) ùberstei-
gen;

3 bei Waisenrenten

a)

b)

c)

die Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung mit Ausnahme der Anpassungen (S 65 254 c SGB Vl),

die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der
Verzicht auf die Auszahlung solcher Leistungen,
die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
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d) das Ende der Schul- oder Berufsausbildung oder eines freiwilligen sozialen

Jahres oder der Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Lebensjahr

vollendet ist,

e) die Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden Aufenthalts ins Aus-
land,

f) Versorgungsbezüge und versorgungsähnliche Bezüge aus einem Arbeits-
verhältnìs des Verstorbenen bei einem öffentlichen Arbeitgeber (S 55 Abs. 5)

3Soweit nur eine Versicherungsrente bezogen wird, entfällt die Verpflichtung zu Anga-
ben nach Nummer 1 Buchst f bis l, Nummer 2 Buchst. f bis k, Nummer 3 Buchst. f

(2) Der Berechtigte ist ferner verpflichtet, innerhalb einer von der Kasse zu setzenden

Frist auf Anforderung Auskünfte zu erteilen und Nachweise sowie Lebensbeschei-
nigungen vorzulegen.

(3) Die Kasse kann die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente zurückbehalten,
solange der Berechtigte seinen Verpflichtungen nach Absatz I und Absatz 2 nicht
nachkommt oder einen Antrag auf Überleitung nach $ 68 nicht stellt.

s5s
Ruhen der Rente

(1) Die Versorgungsrente ruht,

a) solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ganz oder teilweise

versagt ist,

b) solange sich der Berechtigte, der in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht
versìchert ist oder dort die Wartezeit nicht erfüllt hat und für den die Wartezeit auch

nicht als erfullt gilt, entgegen dem Verlangen der Kasse nicht innerhalb einer von

ihr gesetzten Frist amtsärztlich untersuchen läßt oder das Ergebnis der Unter-

suchung der Kasse nicht vorlegt

(2)

(3) Die Versorgungsrente ruht ferner, solange der Berechtigte einen Anspruch auf eine in

S31 Abs.2Buchst.a,$40Abs 3Satz1 Buchst.a, $41 Abs.SSatz1 Buchst aoder
g 57 Abs 2Salz2genannte Leistung nicht geltend macht oder auf deren Auszahlung

verzichtet

(3 a) Die Versorgungsrente ruht ferner
a) ln Höhe des Betrages des für die Zeit nach dem Beginn der Versorgungsrente

gezahlten Krankengeldes aus der gesetzlichen Krankenversicherung, soweit die-

ses nicht
aa) nach S 50 Abs. 1 SGB V verrechnet wird

oder
bb) bereits nach $ 50 Abs. 2 SGB V gekürzt ist,

b) in Höhe des Betrages, um den die nach $ 67 Nr, 5 oder 6 oder nach $ 82 Satz 1

Nr. 6 oder 7 oder Satz 2 Nr 3 SGB Vl höhere Rente die nach S 40 Abs 3 Satz 1

Buchst a Doppelbuchst. bb berücksichtigte Rente Übersteigt

n
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(4) lDieVersorgungsrente

a) eines Versorgungsrentenberechtigten, bei dem
aa) der Versicherungsfall wegen Berufsunfähigkeit eingetreten ¡st,

bb) der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähigkeit nach $ 30 Abs. 1 Satz 1

Buchst. g eingetreten ist und dessen Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wegen ArbeÌtsentgelt oder Arbeitseinkommen (SS 14, 15 SGB Vl)
in Höhe der Rente wegen Berufsunfähigkeit geleistet wird (SS 44 Abs. 5, 96 a
Abs 2 Nr. 1 SGB Vl),

cc) der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähigkeit nach $ 30 Abs 2 SaIz 1

Buchst. g eingetreten ist und dessen Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen
(SS 14, 15 SGB Vl) im Sinne des $ 96 a Abs. 1 SGB Vl die Hinzuverdienst-
grenze des $ 96 a Abs. 2 Nr. 1 SGB Vl überschreitet - S 302 b SGB Vl gilt
entsprechend -,

oder
b) einer versorgungsrentenberechtigten Witwe, die unter $ 40 Abs. 4 fällt,

ruht in Höhe des Arbeitsentgeltes oder Arbeitseinkommens ($$ 14 15 SGB Vl), das
monatlich ein Slebtel der monatlichen Bezugsgröße ($ 1B SGB lV) ùbersteigt.
2ln den Fällen des Satzes 1 Buchst. b bleibt Einkommen, das nach S 97 SGB Vl auf die
Witwenrente aus der gesetzlichen Bentenversicherung angerechnet wird oder wurde,
unberücksichtigt.

(4 a) Die Versorgungsrente eines Versorgungsrentenberechtigten, bei dem der Versiche-
rungsfall nach $ 30 Abs 2 Satz 1 Buchst. b bis e eingetreten ist, ruht bis zum Ablauf
des Monats, in dem er das 65 Lebensjahr vollendet, wenn der Berechtigte Arbeitsent-
gelt oder Arbeitseinkommen (SS 14, 15 SGB lV) erhält, das monatlich ein Siebtel der
monatlichen Bezugsgröße in der gesetzlichen Rentenversicherung (S 1B SGB lV) über-
steigt, in Höhe des übersteigenden Betrages, soweìt die Versorgungsrente nicht nach

$ 52 a nicht gezahlt wird

ü

(4 b)

(5)

lVorbehaltlich des Absatzes 4 ruht die Versorgungsrente eines Versorgungsrenten-
berechtigten, bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähigkeit eingetreten
ist, bis zum Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, wenn er
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen (SS 14, 15 SGB lV) bezieht, soweit das
Arbeitsentgelt oder das Arbeitseinkommen zusammen mit den nach $ 31 Abs. 2

Buchst. a unberücksichtìgten Rentenanteilen aus Kindererziehungszeiten und der
Gesamtversorgung das dieser zugrunde liegende gesamtversorgungsfähige Entgelt
ubersteigt. 2Eine Zuwendung im Sinne der geltenden Tarifverträge oder kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen sowie eine entsprechende Leistung bleiben unberücksich-
tigt.

lDie Versorgungsrente ruht ferner insoweit, als der Berechtlgte von
a) eìnem der Kasse angeschlossenen Arbeitgebe¡
b) einer Gebietskörperschaft oder einer sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung

des öffentlichen Rechts,
c) einem sonstigen Arbeitgeber, der seine Mitarbeiter bei einer anderen Zusalzver-

sorgungseinrichtung versichert, von der Versicherungen zur Kasse übergeleitet
werden,

63



d) einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der eìne Gebiets-
körperschaft oder eine sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts durch Zahlung von Beiträgen oder in anderer Weise beteiligt ist,

u/ ..... .,..

laufende oder kapitalisierte Versorgungsbezüge oder versorgungsähnliche Bezu-
ge aus einem Arbeitsverhältnis erhält. 2Als Bezüge im Sinne des Satzes 1 gelten
auch Le¡stungen, die von einer Einrichtung (einschließlich eines ausländischen
Systems der sozialen Sicherung) erbracht werden, zu der der Arbeitgeber Beiträge
geleistet hat, sowie das Übergangsgeld nach $ 1B des Gesetzes über die Rechtsver-
hältnisse der N/litglìeder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) und
entsprechenden gesetzlichen Regelungen . 3SaIz 2 gilt nicht fur
a) Bezüge, die nach S 31 Abs. 2, $ 40 Abs, 3 oder $ 41 Abs 5 berücksichtigt sind,
b) Leisiungen aus der Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung,
c) Leistungen, die von einer Zusatzversorgungseinrichtung gewährt werden, von

der Versicherungen zur Kasse übergeleitet werden,
d) Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung,
e) . ......
f ) Leistungen aus einer privaten Unfallversicherung, deren Beiträge der Arbeitgeber

ganz oder teilweise getragen hat,
g) Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, die ein versorgungsrenten-

berechtigter Hinterbliebener aus einer eigenen Versicherung bezieht,
h) Leistungen, für die vor dem 1 Januar 1970 Sondervereinbarungen getroffen wor-

den sind.
4Als Bezüge im Sinne des Satzes 1 gelten nicht Ausgleichsbeträge nach Nummer 9 a

Abs 5 und 6 derSonderregelungen 2 e I oder Nummer6Abs 5 und 6 derSonder-
regelungen 2hzum Bundes-Angestelltentarìfvertrag sowie einmalige Unfallentschädi-
gungen,

(6) lDie Versorgungsrente einer Berechtigten, bei der der Versicherungsfall nach $ 30
Abs. 1 Satz 1 Buchst. e oder Absatz 2SaTzl Buchst. e eingetreten ist, ruht bis zum
Ablauf des lvlonats, in dem sie das 63. Lebensjahr vollendet. 'zDies gilt nicht, wenn die
Versorgungsrentenberechtigte am Tage vor dem Einiritt des Versicherungsfalles im
Sinne des Satzes 1 eine Versorgungsrente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä-
higkeit erhalten hat oder wenn sie als Schwerbehinderte anerkannt ist und die Voraus-
setzungen für die Altersrente nach S 37 SGB Vl oder die Voraussetzungen des $ 30
Abs. 2Satz 1 Buchst c erfüllt

(7) lln den Fällen derAbsätze 3 bis 6 ist jedoch die Versorgungsrente in Höhe des Betra-
ges nach $ 31 Abs 4 oder $ 40 Abs 6 oder $ 41 Abs. 7 zuzahlen 2ln den Fällen des
Absatzes I Buchst a sind die in Satz 1 genannten Beträge zuzahlen, wenn die Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung nur teilweise versagt ist 3Treffen in den
Fällen des Absatzes 5 Satz 1 in der Person des Berechtigten Einkünfte aus eigener
Erwerbstätigkeit und Hinterbllebenenansprüche zusammen, sind, wenn dies günsti-
ger ist, mindestens 20 v. H. der Versorgungsrente zu zahlen

(B) Die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente eines Berechtigten, der eine Ent-

schädigung nach $ 1 1 des Abgeordnetengesetzes oder einer entsprechenden gesetz-
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lichen Regelung erhält, ruht nach Maßgabe des $ 29 Abs. 2Salz 1 und 2 des Abgeord-
netengesetzes oder anderer dieser Vorschrift entsprechender gesetzlicher Regelun-
gen.

(9) Die Versicherungsrente ruht, wenn die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

versagt ist oder wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchst. b gegeben sind.

s56
Erlöschen des Anspruchs auf Rente

( 1 ) lDer Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente des Versorgungsrenten-

berechtigten oder Versicherungsrentenberechtigten erlischt mit dem Ablauf des Mo-

nats,

a) in dem der Berechtigte gestorben oder verschollen ist (S 36 Abs. 4 Satz '1 
) oder

b) für den Rente nach g 43 oder $ 44 Abs. 1 SGB Vl letztmals gezahlt worden ist oder

c) der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusatzversorgungseinrich-

tung, zu der die Versicherung übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Versor-

gungsrente oder der Versicherungsrente verpflichtet ist
2Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente des Versorgungsrenten-

berecht¡gten oder Versicherungsrentenberechtigten, der keine Rente aus der gesetz-

lichen Rentenversicherung erhält, erlischt auch mit dem Ablauf des Monats, der auf

den Monat folgt, in dem die Entscheidung der Kasse uber das Erlöschen des An-

spruchs wegen Wegfalls der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit dem Be-

rechtigten zugegangen ist

(2) lDer Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Witwen erlìscht mit

dem Ablauf des Monats, ìn dem die Witwe geheiratet hat oder gesiorben oder ver-

schollen ist (S 36 Abs. 4 Satz 1). ,Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche-

rungsrente für Waisen erlischt mit dem Ablauf des Monats, in dem die Waise gestor-

ben oder verschollen ist (S 36 Abs 4 Satz 1).

(g) lDer Anspruch auf Versorgungsrente erlischt ferner mit Ablauf des Monats, in dem die

Entscheidung eines deutschen Gerichts rechtskräftig geworden ist, durch die der

Berechtigte
a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren

oder
b) wegen einer vorsätzl¡chen Tat, die nach den Vorschriften ùber Friedensverrat, Hoch-

verrat, Gefàhrdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und

Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von minde-

stens sechs Monaten
verurteilt ist. 2Es ist jedoch der Betrag zu zahlen, der sich bei Anwendung des s 35

sowie der ss 43 bis 45 - jeweils ohne Berücksichtigung des $ 35 a - ergeben würde

(4) llst ein beitragsfreì Versicherter, ein Versicherungsrentenberechtigter oder ein versiche-

rungsrentenberechtigter Hinterbliebener zu einer der in Absatz 3 genannten Strafen

rechtskräftig verurteilt worden, so entfällt von diesem Zeitpunkt an die Anwendbarkeit

des $ 35 a 2Die Berechnung der Versicherungsrente für den Versicherungsrenten-

berechtigten oder den Hinterbliebenen richtet sich insgesamt nach $ 35 Abs. 1 Satz 1
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$57
Wiederaufleben des Anspruchs auf Rente

(1) lHat eine Witwe oder ern Witwer wieder geheiratet und wird diese Ehe aufgelöst oder
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die Versorgungsrente oder die Versiche-
rungsrente wieder auf,
a) wenn der Antrag spätestens zwölf Monate nach der Auflösung oder der Nichtig-

keitserklärung der Ehe gestellt wird, vom Ablauf des Monats an, in dem die Ehe
aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist,

b) wenn der Antrag später gestellt wird, vom Beginn des Antragsmonats an
2Hat die Witwe eine Abfindung nach $ 50 Abs. 1 erhalten, so lebt die Rente fruhestens
mit dem Ablauf des 24 lvlonats nach dem Monat der Wiederverheiratung wieder auf.

(2) 1ln den Fällen des Absatzes 1 ist die Versorgungsrente entsprechend $ 46 a neu zu
berechnen. 2Bezüge im Sinne des g 40 Abs. 1 sind neben den in g 40 Abs. 3 genann-
ten Bezügen auch die infolge der Auflösung der Ehe erworbenen
a) Unterhaltsansprüche
b) Ansprüche auf Grundrente für Witwen nach dem Bundesversorgungsgesetz,
c) Ansprüche auf Wltwenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
d) Anspruche auf Witwenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung,
e) Anspruche auf Witwengeld oder Unterhaltsbeitrag nach beamten- oder soldaten-

rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen
Begelungen,

f) Ansprüche auf Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit diese auf
einem Versorgungsausgleich im Sinne des g 1SB7 b BGB beruhen, und Ansprúche
aus einem schuldrechtlichen Versorgungsausgleich nach gg 1SB7 g bis 1SB7 n
BGB

g) Ansprüche auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Witwen gegen die
Kasse oder gegen eine Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen
zur Kasse ubergeleitet werden,

h) Anspruche auf Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung;
unberÜcksichtigt bleiben die Bezüge im Sinne der Buchstaben a bis h, soweit sie
nach $ 90 Abs 1 SGB Vl auf eine nach $ 40 Abs, 3 berucksichtigte Rente angerechnet
worden sind. 3Treten in satz 2 genannte Bezüge neu hinzu oder fallen sie weg, so ist
die Versorgungsrente in sinngemäßer Anwendung des $ 46 a neu zu berechnen

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Witwe oder der Witwer infolge des Todes des Ehegatten
einen neuen Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente gegen die Kas-
se oder eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen zur Kas-
se Übergeleitet werden, erwirbt, die gleich hoch oder höher ist als die nach Absatz 1

für den Fall des Wiederauflebens zustehende Versorgungsrente oder Versicherungs-
rente

I
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s58
Abtretung von ErsatzansPrüchen

lSteht dem Versicherten, den Versorgungsrentenberechtigten, Versicherungsrentenbe-

rechtigten oder einem anspruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Ereignis,

das die Kasse zur Gewährung oder Erhöhung von Leistungen verpflichtet, ein Schaden-

ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, so haben die anspruchsberechtigten Perso-

nen ihre Ansprüche gegen Kasse infolge des

schädigenden Ereignìsses e abzutreten 2Der

Übergang kann nicht zum N rsonen geltend ge-

macht werden. 3Verweigern die Abtretung oder

die Beibringung der erforderlichen Unterlagen, so ist die Kasse zu einer Leistung

nicht verpflichtet.

s5e
Ausschlußfristen

lDer Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente für einen Zeitraum' der

mehr als zwei Jahre vor dem Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der

Kasse eingegangen ist, kann nicht geltend gemacht werden (Ausschlußfrist). 'zDem

Antrag steht elne Mitteilung des Berechtigten gleich, die zu einem höheren Anspruch

fùhrt

lDer Anspruch auf Sterbegeld nach $ 49 Abs. 1 bis 3 oder auf Ersatz der Bestattungs-

kosten nach s 49 Abs. 5 sowìe der Anspruch auf Abfindung nach $ 50 Abs. 1 ist

innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren seit Entstehen des Anspruchs schrift-

lich bei der Kasse geltend zu machen. 2Der Anspruch auf Auszahlung von Leistungen

nach $ 53 Abs. 5 ist innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren seit dem Tode des

Leistungsberechtigten schriftlich bei der Kasse geltend zu machen'

rDie Beanstandung, dìe nach $ 74 Abs. 1 mitgeteilte laufende monatliche Versorgungs-

rente oder Versicherungsrente sei nicht oder nicht in der zugebilligten Höhe ausge-

zahlt worden, ist nur schriftlich und innerhalb einer Ausschlußfrist von einem Jahr

zulässig; die Frist beginnt mit dem Ersten des Monats, für den die Versicherungsrente

oder Versorgungsrente zu zahlen ist. 2Die Beanstandung, eine Rentennachzahlung,

ein Sterbegeld, ein Bestattungskostenersatz, eine Abfindung, eine Beitragserstattung

oder eine BeitragsrÚckzahlung sei nicht oder nicht in der zugebilligten Höhe ausge-

zahlt worden, ist nur schriftlich und ìnnerhalb einer Ausschlußfrist von elnem Jahr

nach Zugang der |Vitteilung gemäß $ 74 Abs. 1 oder der Mittellung, daß Beiträge

zuruckgezahlt werden ($ 67), zulässig.

(1)

(2)

(3)
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s60
Abtretung und Verpfändung

lAnsprüche auf Kassenleistungen und Beitragserstattungen können nicht abgetre-
ten oder verpfändet werden 'zDies gilt nicht für Ansprüche, die an den Arbeitgeber,
der den Anspruchsberechtigten versichert hat, oder an eine andere Zusatzversor-
gungskasse, die dem Überleitungsstatut der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
und kirchlichen Zusatzversorgungskassen beigetreten ist, abgetreten werden. 3Die

Abtretungserklärung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem Antrag zu ùber-
senden.

$60a
Auskunft über die Rentenanwartschaft

lDie Kasse hat dem Versicherten nach Maßgabe einer Durchfùhrungsvorschrift Aus- \-/
kunft Über die erworbene Rentenanwartschaft zu erteilen 2Die Auskunft ist unverbind-
lich.

V¡erterTeil
Aufbringung der Mittel

Abschnitt I

Aufbringung der Mittel durch Versichefte
und Beteiligte

1. Aufbringung der Mittel bei Pftichtversicherung

s61
Aufwendungen für die pflichtversicherung

Der Arbeitgeber hat für die versicherten Mitarbeiter an die Kasse umlagen und
Erhöhungsbeträge (zusätzliche Umlagen) nach Maßgabe des g 62 zu entrichten:
er ist gegenüber der Kasse Schuldner.

s62
Umlagen und Erhöhungsbeträge

Die umlagen sind in Höhe des satzes zu zahlen, den die Kasse jeweils nach
S 71 festsetzt; Bemessungsgrundlage ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt des
einzelnen Versicherten (Absatz 7)

(1)

(2)
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(3) llst der Versicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht pflìchtvers¡chert,

so ist eine zusätzliche Umlage (Erhöhungsbetrag) in Höhe des Betrages zu entrich-

ten, der ohne BerÜcksichtigung der Aufwendungen des Arbeitgebers fÜr eìne Zu-

kunftssicherung des Mitarbeìters als Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung

zu zahlen wäre, wenn der Versicherte dort pflichtversichert wäre. 2Der Erhöhungs-

betrag vermindert sich um das Doppelte des Zuschusses des Arbeitgebers zum

Beitrag oder des Arbeitgeberanteils am Beitrag zu einer

a) freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung,

b) Lebensversicherung und

c) Versicherung bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des

S 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB Vl,

höchstens jedoch um den zu dlesen Versicherungen insgesamt gezahlten Beitrag.
3Ein Erhöhungsbetrag von weniger als 20,- DM monatlich ist nicht zu zahlen. aDer

Erhöhungsbetrag ist vom Arbeitgeber und vom Versicherten je zur Hälfte zu tragen

(Arbeitgeberanteil, Arbeitnehmeranteil). sDer Arbeitgeber ist berechtigt, den Arbeit-

nehmeranteìl vom Arbeitsentgelt einzubehalten. 6Der Arbeitgeberanteil ist nicht zu

zahlen, wenn der Arbeitgeber einen Beitragsanteil nach s 172 Abs 1 sGB Vl zu ent-

richten hat,

(4) Übersteigt das monatliche zusatzversorgungspflichtige Entgelt (Absatz 7) die Sum-

me aus EndgrundvergÜtung und ortszuschlag eìnes kinderlos verheirateten Ange-

steltten der Vergütungsgruppe I BAT (VKA) bzw. - im Beitrittsgebiet - BAT-O (VKA) -

jáhrlich einmal einschließlich der Zuwendung, wenn der Versicherte eine zusatz-

versorgungspflichtige Zuwendung erhält -, so ist eine zusätzliche Umlage in Höhe von

9 v H. des übersteigenden Betrages zu entrichten

(5)

(6)

(7) lZusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes be-

stimmt ist, der - entsprechend den Bestimmungen über die Beitragsentrichtung in

der gesetzlichen Rentenversicherung zeitlich zugeordnete - steuerpflichtige Arbeits-

lohn. 2Kein zusatzversorgungspflichtìges Entgelt sind

a) .........
b) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verweisung auf beamtenrechtliche

Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen BezÜ9e nicht ruhegehaltfähig

sind, sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, dìe durch Tarifvertrag, Betriebsver-

einbarung oder Arbeitsvertrag ausdrÙcklich als nicht zusatzversorgungspflichtig

(gesamtversorgungsfähi g) bezeichnet sind,

c) Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung des Mitarbeiters'

d)
e) wendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlaß

des Ruhens oder nach der Beendigung des Ar-

den, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die dem

mit Bllligung des angeschlossenen Arbeitgebers zu einem anderen der Kasse

angeschlossenen Arbeitgeber oder einem einer anderen Zusatzversorgungsein-
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richtung angeschlossenen Arbeitgeber, von der Versicherungen zur Kasse uber-
geleitet werden, übergetretenen Pflichtversicherten aufgrund des Tarifvertrages
vom 12. Oktober 1973 in der jeweils geltenden Fassung oder entsprechenden
kirchlichen Regelungen gezahlt wird,

e1)einmalige Zahlungen (2.8. Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung
Monate berücksichtigt sind, für die kelne umlagen für laufendes zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt zu entrichten sind,

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumszuwendungen,
g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes gewährt werden, für den kein laufen-

des zusatzversorgungspflicht¡ges Entgelt zusteht,
h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,
i) geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (2. B. Aufwendungen

für Werkzeuge, Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zuschüsse (2. B. zu Fahr-,
Heizungs-, Wohnungs-, Essens-, Kontoführungskosten),

k) Mietbeiträge an Mitarbeiter mit Anspruch auf rrennungsgeld (Trennungsentschädi-
gung),

l) Schulbeihilfen,
m) einmalige Zuwendungen anläßlich des Erwerbs eines Diploms einer verwaltungs-

oder Wirtschaftsakademie,
n) Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieblichen Vorschlagswesens,
o) Erfindervergütungen,
p) Kassenverlustentschädigungen (N/ankogelder, Fehlgeldentschädigungen),
q) Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationserlösen zufließen,
r) einmalige Unfallentschädigungen,
s) Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigungen; Entgelte aus

Nebentätigkeiten; Tantiemen, Provisionen, Abschlußprämien und entsprechende
Leistungen; einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte über- oder
außertarifliche Leisiungen oder vergleichbare Leistungen in nicht tarifunterwor-
fenen Arbeitsverhältnissen,

t) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit
3Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen
Arbeitslohnes, der das jeweilige Gehalt (Grundgehalt und Familienzuschlag) - jährlich
einmal einschließlich der sonderzuwendung, wenn der Versicherte eine zusatzver-
sorgungspflichtige Zuwendung erhält - eines kinderlos verheirateten Bundesbeamten
der Besoldungsgruppe B 11 Bundesbesoldungsgesetz - im Beitrittsgebiet in Verbin-
dung mit der 2. Bes Üv - ùbersteigt; hierbei sind Grundgehalt und Familienzuschlag
nach dem stand des [/onats Dezember des vorjahres zugrunde zu legen. aHat der
Mitarbeiter f ür einen Zahlungszeitraum/Abrechnungszeitraum oder für einen Teil eines
Zahlungszeitraums/Abrechnungszeitraums Anspruch auf Krankengeldzuschuß, gilt -
auch wenn der Krankengeldzuschuß wegen der Höhe der Barleistungen des sozialver-
sicherungsträgers nicht gezahlt wird - für diesen Zahlungszeitraum/Abrechnungszeit-
raum als zusalzversorgungspflichtiges Entgelt der urlaubslohn (zuzüglich eines
etwaigen sozialzuschlags, es sei denn, daß dieser durch rarifvertrag ausdrücklich als
nicht gesamtversorgungsfähig bezeichnet ist) bzw, die Urlaubsvergütung für die
Tage, für die der Mitarbeiter Anspruch auf Lohn, Vergutung, urlaubslohn, Urlaubs-
vergütung oder Krankenbezüge hat 5ln diesem Zahlungszeitraum/Abrechnungszeit-
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(B)

raum gele¡stete einmalige Zahlungen sind neben dem Urlaubslohn bzw der Urlaubs-

vergütung nach Maßgabe der sätze 1 und 2 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
cscheidet ein Pflichtversicherter in den Fällen des $ 28 Abs. 5 Satz 1 aus seiner bishe-

rigen Beschäftìgung aus, ohne daß gleichzeitig die Versìcherungspflicht bei der Kas-

se endet, so können weiterhin Umlagen nach dem zusatzversorgungspflichtigen Ent-

gelt (ohne Zuwendung) des letzten Kalendermonats vor dem Ausscheiden aus dìeser

Beschäftigung entrichtet werden, falls sich nicht nach Satz 1 bis 3 eine hÖhere Umla-

ge erglbt. 7Für Pflichtversicherte, die zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungs-

hilfe im Sinne des $ 1 Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 in der jeweils gel-

tenden Fassung ohne Arbeìtsentgelt beurlaubt sind, sind vom Beteiligten fÜr die Zeit

der Beurlaubung Umlagen an die Kasse abzufÜhren, wenn der Träger der Entwick-

lungshilfe die Umlagen erstattet oFür die Bemessung der Umlage gilt als zusatz-

versorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach s 166 Abs. 1 Nr. 4 SGB Vl

die Beiträge fúr d¡e gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind.

lDie Umlage einschließlich eines Erhöhungsbetrages ist in dem Zeitpunkt fällig, in

dem das zusatzversorgungspflichtige Entgelt dem Versicherten zufließt. 2Umlagen

und Erhöhungsbeträge müssen bis zum '15 Tag des folgenden Kalendermonats bei

der Kasse durch Gutschrift auf ein Konto erngegangen sein. 3Umlagen und Erhö-

hungsbeträge - fur die Zeit vor dem 1 , Januar 1978 Beiträge und Umlagen -, die nach

diesem Zeitpunkt entrichtet werden, sind bis zum Ïage der Gutschrift mit jährlich

3 v. H. über dem an diesem Tag geltenden Basiszinssatz zu verzinsen

lUmlagemonat ist ein Kalendermonat, fÜr den Umlage aus laufendem zusatzversor-

gungspflichtigem Entgelt für mindestens einen Tag enirichtet ist. 2FÜr die Zeit vor dem

1 . Januar 1978 tritt an die stelle der umìage der Pflichtbeitrag. 3FÜr eine eìnmalige

Zahlung, die nach Absatz 7 SaIz l einem Zeitraum zuzuordnen wäre, für den keine

Umlage für laufendes zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Sinne des Satzes 1

entrichtet ist, ist die Umlage dem letzten vorangegangenen Umlagemonalzuzuo(d-

nen.

s63

s64
Nachversicherung aufgrund des Gesetzes zur Verbesserung

der betriebl¡chen Altersversorgung

llst ein Mitarbeiter nach $ 1B Abs. 6 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen

Altersversorgung (Betriebsrentengesetz) nachzuversichern, sind entsprechend den
golten haben,
sie zu entrich-
um Pflichtver-
nberührt, 2FÜr

(s)

(10)

(1)
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Zeilenvor dem 1. Januar 1967 beträgt der Beitrag 6,9 v. H. des sozialversicherungs-
pflichtigen Entgelts, soweit es 1.820,- DM/RM monatlich nicht uberschritten hat; Beiträ-
ge, die fürZeiten vor dem 21, Juni 1948 nachentrichtet werden, sind im verhältnis
1 RfV : 1 DNI zu zahlen.

(2) lDie Beiträge und umlagen sind für Mitarbeiter, die vor dem 1. Januar 1992 nach
S 1229 Abs. 1 Nr. 3, g 1231 Abs. 1 RVO oder S 6 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 oder: S B Abs, 1

AVG oder nach dem 31 . Dezember 1 991 nach S 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB Vl versicherungsfrei
gewesen sind, zum selben Zeitpunkt zu zahlen, zu dem die Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung nachzuentrichten sind. 2lm ùbrigen sind die nachzuentrichtenden
Beiträge und Umlagen im Zeitpunkt der die Nachversicherung auslösenden Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses fällig; sie müssen bis zum 15. Tag des vierten
Kalendermonats nach Beendigung des Arbeitsverhälinisses bei der Kasse eingegan-
gen sein. 3g 62 Abs B Satz 3 gilt entsprechend, 

\,/
(3) lDie nachentrichteten Beiträge und Umlagen gelten als rechtzeitig entrichtete Pflicht-

beiträge und umlagen im sinne der satzungsbestimmungen, die im Nachversi-
cherungszeitraum gegolten haben. 2satz 1 gilt nicht fùr die Anwendung des 28 Abs. 2
3Entsteht innerhalb eines Jahres nach dem Ende des Zeitraums, für den der Mitarbei-
ter nachversichert worden ist, Pflicht zur Versicherung aufgrund einer Beschäftigung
bei dem Beteiligten, der die Nachversicherung durchgeführt hat, gilt satz 1 nur fùr
einen Anspruch auf Versicherungsrente nach $ 35 a einschließlich der Anwendung
des $ 29; für einen Anspruch auf Versorgungsrente - einschließlich der Anwen-
dung des $ 29 - gilt Satz 1 erst, wenn nach dem Beginn dieser Pflichtversicherung
mindestens 180 umlagemonate (g 62 Abs. 1o) zurückgelegt worden sind oder hät-
ten zurückgelegt werden können, wenn nicht der Versicherungsfall nach S 30 Abs 1

satz 1 Buchst. f oder g oder Abs 2saIz 1 Buchst. f oder g eingetreten oder der
Pf lichtversicherte gestorben wäre.

(4) Wird die Nachversicherung durch einen Arbeitgeber durchgeführt, der nicht der
Kasse angeschlossen ¡st, so gilt er insoweit als der Kasse angeschlossen.

(5) lsind die nach Absatz 1 maßgebenden Entgelte nach g 1g Abs, B Beiriebsrenten-
gesetz gekÙrzt worden und sind die Zeiten der Nachversicherung als Umlagemonate
(S 33 Abs. 1 und 1 a) zu berücksichtigen, ist für die Anwendung des g 34 von den
ungekürzten Entgelten auszugehen 2Die Versorgungsrente nach g 31 Abs i, S 40 J
Abs. 1 und g 41 Abs. 1 - zuzüglich des Ausgleichsbetrags nach g 104 - ist um den
Betrag zu kürzen, der sich ergeben würde, wenn der Versorgungsausgleich nicht zu
Lasten des Anrechts bei dem nachversichernden Arbeitgeber, sondern zu Lasten ei-
nes entsprechenden Anrechts bei der Kasse durchgeführt worden wäre. 3Die Sätze 1

und 2 gelten nicht für die Anwendung des g 31 Abs. 4, g 40 Abs. 6 und g 4.1 Abs 7.



S64a
Nachentrichtung von Umlagen

durch Mitglieder eines Parlaments

(1) Für den Pflichtversicherten, der nach S 23 Abs 2 des Gesetzes über die Rechts-

verhältnisse der Mitglìeder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) in der

gesetzlichen Rentenversicherung oder in einer berufsständischen Versorgungsein-

richtung im Sinne des g 6 Abs 1 Nr. 1 SGB Vl nachversichert worden ist, können fÙr

die Kalendermonate seiner N/itgliedschaft im Deutschen Bundestag, fúr die bei beste-

hender Pflichtversicherung Umlagen nicht entrichtet worden sind, Umlagen in der Höhe

nachentrichtet werden, die sich aus dem im Kalenderjahr vor dem Beginn der Mitglied-

schaft bezogenen, nach $ 47 Abs 1 Satz 1 angepaßten durchschnittlichen monat-

lichen zusatzversorgungspflichtigen Entgelt und dem jeweils geltenden Umlagesatz

ergibt

(2) lDie nachzuentrichtenden Beträge können nur für alle in Absatz 1 genannten Monate

ìn einer Summe eingezahlt werden 2Die Nachentrichtung ist ausgeschlossen, wenn

der Versicherungsfall eingetreten ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige lVitglieder des Europäischen Parlaments

sowie fùr ehemalige Mitglieder des Partaments eines Landes, deren Rechte und Pflich-

ten aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Umfang geruht haben, entsprechend, wenn

das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder dieses Parlaments eine Nachver-

sicherung im Sinne des $ 23 Abs 2 Abgeordnetengesetz vorsieht.

(4) lMitglieder eines Parlaments, deren Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis

nicht in vollem Umfang ruhen, sind bei Anwendung der Satzung so zu behandeln, als

ob ihre Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Umfang ruhten 2$ 29

Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

2. Beiträge zur freiwilligen We¡tervers¡cherung

s65
Beitrag zur freiw¡ll¡gen Weiterversicherung

(i) Als Beitrag zu einer am 1. Januar 1977 bestehenden freiwilligen Weiterversiche-

rung ist monatlich der Betrag zu zahlen, der fÙr den lVonat Dezember 1976 als

Beitrag zu enirichten gewesen ist.

(2) Die Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung sind am Ersten eines jeden Monats

fällig.
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3. Erstattung und Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen

s66
Erstattung von Beiträgen

(1) Dem beitragsfrei Versicherten, der die Wartezeit ($ 29 Abs 1 und 2) nicht erfüilt hat,
werden die Beiträge auf Antrag erstattet.

(2) lDer Versicherte, dessen freiwillige Weiterversicherung geendet hat, ohne daß ein
Anspruch auf Versicherungsrente besteht, kann jederzeit die Erstattung der Beiträge
zur freiwilligen Weiterversicherung beantragen. 23ind zum Ausgleich der Anwartschaft
auf Versicherungsrente nach $ 1587 BGB durch Entscheidung eines Familiengerichts
nach $ 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich
Rentenanwartschaften bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung begrün- '.J
det worden, beschränkt sich die Erstattung auf den Teil der Beiträge, der dem Verhält.
nis entspricht, in dem der aufgrund der Durchführung des Versorgungsausgleichs
sich ergebende Kürzungsbetrag zu dem Betrag der ungekürzten Versicherungsrente
steht

(3) lDer Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle Beiträge. 2Er kann nicht widerrufen
werden 3Hat die Kasse eine Versorgungsrente oder eine Versicherungsrente gewährt,
werden nur die nach dem Beginn der Rente entrìchteten Beiträge erstattet. 4Rechte

aus der Versicherung für Zeiten, für die Beiträge erstattet werden, erlöschen mii der
Antragstellung

(4) Das Recht, die Beitragserstattung zu beantragen, erlischt mit der Vollendung des
67. Lebensjahres, in den Fällen des g 20 Abs. 2SaTz3 jedoch erst 24 lVlonate nach
dem Ende der Pflichtversicherung

(5) 1Stìrbt der Vers¡cherte, der den Antrag gestellt hat, vor der Beitragserstattung, so geht
der Anspruch auf die in g 49 Abs 1 genannten Hinterbliebenen ûber 2Zahlung an
einen der Hinterbliebenen bringt den Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die
Kasse zum Erlöschen

(6) lNach dem Tode eines Versicherten sind, wenn kein Anspruch auf Versicherungs-
leistungen besteht, den Personen, die die Kosten der Bestattung getragen haben,
auf Antrag die Beiträge bis zur Höhe ihrer Aufwendungen (S a9 Abs. 5) zu er-
statten, jedoch nicht mehr als die Beiträge der letzten beiden Kalenderjahre vor
dem Todesfall, in denen Beiträge entrichtet worden sind. 2Das Recht, die Beìtrags-
erstattung zu beantragen, erlischt zwölf Monate nach dem Tode des Versicherten
3Die Zahlung an einen Berechtigten w¡rkt gegenüber allen Berechtigten 4Satz 1 gilt
nicht, wenn das Recht, die Erstattung der Beiträge zu beantragen, nach Absatz 4
erloschen ist

(7) Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.
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(B) Beiträge im Sinne der Absätze 1 bis 7 sind

a) die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich

der Arbeitnehmeranteile an den Erhöhungsbeträgen,

b) Beìträge zur freiwilligen Weiterversicherung,

c) die für die Zeit nach dem 3l Dezember 1977 entrichteten Arbeitnehmeranteile an

den Erhöhungsbeträgen.

s67
Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen

(1) lBeiträge im Sinne des $ 66 Abs B und Arbeitgeberanteile an den Erhöhungsbeträgen,

die ohne Rechtsgrund geleistet wurden, begründen keinen Anspruch auf Verslcherungs-

leistungen. 25ie werden dem Einzahler zurÜckgezahlt.

(2) Umlagen, die ohne Rechtsgrund entr¡chtet worden sind, werden dem Arbeitgeber

zurückgezahlt

(3) lHat sich eine Versicherte nach S 1304 RVO, S 83 AVG oder $ 96 RKG (jeweils in der

bis 31 , Dezember 1967 geltenden Fassung) Beiträge erstatten lassen, so begrÜnden

die bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem die Beiträge aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung erstattet worden sind, zu der Kasse entrichteten Beiträge keinen Anspruch

auf Leistungen. 2Die Beiträge sind der Versicherten zurückzuzahlen'

(3a) lHatsìchvordeml.Januarlgg2einVersicherternachSl303Abs. 1,S1322Nr4
RVO,S82Abs. 1, S 101 Nr 4AVGoder$95Abs 1,S 10Bd Nr 4RKGodernachdem
31. Dezember 1991 nach $ 210 Abs 1 Nr 1 SGB Vl Beiträge erstatten lassen, so

begründen die bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem die Beiträge aus der gesetzlichen

Rentenversicherung erstattet worden sind, an die Kasse entrichteten Beiträge und

umlagen keinen Anspruch auf Leistungen. 2Die Beiträge (s 66 Abs. B) sind dem

Versicherten zurúckzuzahlen. 3Auf einen Versicherten, der in der gesetzlichen

Rentenversicherung nicht pflichtversichert gewesen ist, finden die Sätze 1 und 2

auf Antrag entsprechende Anwendung, wenn der Versicherte nachweist, daß er

die Voraussetzungen für eine Beitragserstattung nach s 210 Abs 1 Nr. 1 SGB Vl

erfüllen würde, wenn er in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert

gewesen wäre asind zum Ausgleich einer Bentenanwartschaft nach s 1587 BGB

durch Entscheidung eines Familiengerichts nach s 1 Abs. 3 VAHRG Rentenanwart-

schaften bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung begrÜndet wor-

den, beschränkt sich die Rückzahlung auf den Teil der Beiträge, der dem verhält-

nis entspricht, in dem der aufgrund der DurchfÚhrung des Versorgungsausgleichs

sich ergebende Kürzungsbetrag zu dem Betrag der ungekÙrzten Versicherungsrente

steht

(4) lDie Beiträge und Umlagen werden ohne Zlnsen zurÜckgezahlt 2Hat die Kasse

Leistungen gewährt, so werden diese in Abzug gebracht, soweit sie auf den ohne

Rechtsgrund geleisteten Beiträgen, umlagen und ErhÖhungsbeträgen beruhen
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4. Überleitungen und Übernahmen zwischen
Zusatzversorgun gsei n richtun gen

s68
Überleitungen von Versicherungen

sowie Ubernahme von Rentenlasten

(1) lDie Kasse kann durch Úberleitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungsein-
richtungen vereinbaren, daß Versicherungen gegenseitig ubernommen werden 2Recht_

liche Vorteile, die auf g 16 Abs. 3 S 29 Abs. 3 und 4 sowie S 33 Abs. 1 a beruhen,
können nicht übergeleitet werden

(1 a) lEndet die Beteiligung eines Arbeitgebers bei der Kasse und erwirbt der Arbeitgeber
in unmittelbarem Anschluß an das Ausscheiden die Mitgliedschaft/ Beteiligung bei
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen zur Kasse über-
geleitet werden, so können die im Zeitpunkt des Ausscheidens auf der Kasse liegen-
den Lasten hinsichtlich der in g 13 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Ansprüche von der
anderen Zusatzversorgungseinrichtung übernommen werden 2Entsprechendes gilt,
wenn ein Arbeitgeber bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Ver-
sicherungen zur Kasse übergeleitet werden, ausscheidet und in unmittelbarem An-
schluß daran Beteiligter der Kasse wird.3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend,
wenn pflichtversicherte [/litarbeiter eines Beteiligten von Rechts- oder Aufgaben-
nachfolgern des Beteiligten innerhalb von sechs lvlonaten nach dem Zeitpunkt der
Wirksamkeit der Rechtsnachfolge oder des Aufgabenübergangs übernommen wor-
den sind.

(2) Zusatzversorgungseinrìchtungen ¡m Sinne des Absatzes 1 sind die ordentlichen
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen und kirchlichen Zusatzversor-
gungskassen, die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, die Versorgungs-
anstalt der Deutschen Bundespost, die Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, die
Versorgungsanstalt der deutschen Buhnen, die Versorgungsanstalt der deutschen Kul-
turorchester, die Penslonskasse deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen.

(3) rDie Uberleitung findet statt
a) bei einem Pflichtversicherten, dessen frühere Pflichtversicherung ohne Eintriti des *"1

Versicherungsfalles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuer-
lichen Pflichtversicherung,

b) bei einem Pflichtversicherten, der aus seiner früheren Versicherung einen Anspruch
auf Versicherungsrente oder Versorgungsrente besitzt, mit dem Zeìtpunkt der Be-
grÜndung der neuerlichen Pflichtversicherung ohne Rücksicht darauf, ob die ande-
re Zusatzversorgungseinrichtung die Rente weitergewährt,

c) bei einem Pflichtversicherten, der gleichzeitig bei einer anderen Zusatzversor-
gungseinrichtung pflichtversichert ist, wenn diese Pflichtversicherung endet, ohne
Rucksicht darauf, ob gegen die andere Zusatzversorgungseinrichtung ein An-
spruch auf Versorgungsrente entstanden ist,
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d) bei einem Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis bei dem Beteiligten nach Erreì-

chung eines die Versicherungspflicht ausschließenden Alters begründet worden

und der früher bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung pflichtversichert
gewesen ist, mit dem Zeitpunkt der Begründung des neuerlichen Arbeitsverhältnis-

ses, wenn durch die Überleitung die Voraussetzungen fur die Versicherungspflicht

hergestellt werden, und zwar auch dann, wenn die andere Zusatzversorgungsein-

richtung eine Versicherungsrente oder Versorgungsrente gewährt
2Die Überleitung wird nur auf Antrag des Versicherten, im Falle des Satzes 1

Buchst. d des lVlitarbeiters, durchgeführt 3Der Versicherte oder der Mitarbeìter hat

den Antrag bei Eintritt der Voraussetzungen des Satzes 1 unverzüglich zu stellen. 4Die

weiteren Einzelheiten sind im Überleitungsabkommen zu regeln.

(4) Versicherungen, die aufgrund des Absatzes 1 Übernommen werden, gelten als Ver-

sicherung bei der annehmenden Kasse,

(5)

(6) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewährt hat oder gewährt,

gelten nach Durchführung der Überleitung als von der Kasse gewährt; insoweit gilt

auch der Versicherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der Kasse

eingetreten,

Abschnitt ll
Finanzverfassung der Kasse

s6e
Kassenvermögen

(1) Als Deckungsmasse für die satzungsmäßigen Leistungen der Kasse und ihrer

Verwaltungskosten wird ein Kassenvermögen gefÜhrt

(2) Das KassenvermÖgen wird aus dem am 31 Dezember 1977 vorhandenen Ver-

sicherungsvermögen und Umlagevermögen sowie aus Umlagen, Beiträgen zur frei-

willìgen Weiterversicherung und den sonstigen Einnahmen der Kasse gebildet

(3) lDas Kassenvermögen muß mìndestens einen solchen Stand aufweisen, daß es nach

versìcherungsmathemat¡schen Grundsätzen (Anwartschaftsdeckungsverfahren)

voraussichtlich ausreicht, um die aus den bis 31. Dezember 1977 entrichteten Beiträ-

gen sowie den nach diesem Zeltpunkt geleisteten Erhöhungsbeträgen und Beiträgen

zur freiwilligen Weiterversicherung entstandenen und entstehenden Ansprüche und

Anwartschaften für Versicherte in HÖhe von monatlich 1,25 v. H der Summe dieser

Beiträge und Erhöhungsbeträge - f Ür Hinterbliebene in der sich aus ss 43, 44 ergeben-

den Höhe - zu decken. 2Der Berechnung der Deckungsrückstellung sind fÜr die bis

31 Dezember '1977 entstandenen Anspruche die Versicherungsrenten und diejeni-

gen Teìle der Versorgungsrenten zugrunde zu legen, die am 31 Dezember 1977 nach
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der bis zu diesem Zeitpunkt gultigen Satzung aus dem Versìcherungsvermögen zu
zahlen waren.

(4) Für die Bewertung des Kassenvermögens gelten die Bewertungsvorschriften des Han-
delsgesetzbuches f ür Versicherungsunternehmen.

(5) Für die versicherungsmathemalischen Berechnungen nach Absatz 3 sind die vom
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen für Pensionskassen zugelassenen
Rechnungsgrundlagen entsprechend anzuwenden.

$70
Verwaltungskosten

Die Verwaltungskosten (Personal- und Sachaufwand der Kasse) sind im voraus durch
einen Haushaltsplan zu veranschlagen

s71
Ermittlung des Umlagesatzes

(1) lDer Umlagesatz wird jeweils für einen Deckungsabschnitt von zehn Jahren festge-
setzt ($ 3 a Abs. 1 Buchst. e) ,Nach spätestens fünf Jahren ist der Umlagesatz fùr
einen neuen Deckungsabschnitt nach Satz 1 festzusetzen (gleitender Deckungs-
abrschnitÏ). 3Die Umlage ist vom 1 Januar des auf die Neufestsetzung folgenden Ka-
lenderjahres an nach dem neuen SaIz zu erheben; bis dahin gilt der bisherige
Umlagesatz aDer Umlagesatz beträgt vom 1 Januar 1998 an 4,25v.H, im Beitritts-
gebiet vom 1. Januar 1997 an 1 v H.

(2) lDer Umlagesatz ¡st zu erhöhen, wenn die fur den Deckungsabschnitt zu entrich-
tenden Umlagen zusammen mit den sonstigen zu erwartenden Einnahmen und dem
zu Beginn des Deckungsabschnittes vorhandenen Kassenvermögen nach ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen voraussichtlich nlcht ausreichen, um d¡e
Ausgaben fur den Deckungsabschnitt und ein weiteres Jahr zu bestreiten.2Bei der
Berechnung sind außer Betracht zu lassen einerseits die Ansprüche und Anwart-
schaften gemäß $ 69 Abs. 3, andererseits der zur Deckung dieser Ansprüche und
Anwartschaften benötigte Teil des Kassenvermögens.

(2 a) Für Versicherungen aus dem Beitrittsgebiet wird unter Beachtung der Grundsätze
des $ 69 und der Absätze 1 und 2 ein eigener Abrechnungsverband innerhalb des
Kassenvermögens gebildet.

(3) Anderungen des Umlagesatzes bedürfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger
mit Zweidrittelmehrheit, wobei jedem Gewährleistungsträger je Versicherten eine Stim-
me zusteht; maßgebend fùr die Anzahl der Versicherten ist der Stand am Ende des
vorausgegangenen Geschäftsjahres.
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$71 a

Anlage und Verwaltung des Kassenvermögens

(1) Das Vermögen der Kasse darf nur fûr die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-

den.

(2) lDas Vermögen ist unter Beachtung der hierfür erlassenen Bichtlinien so anzulegen,

daß ein angemessener Ertrag gewährleistet ist.2Es muß für die satzungsmäBige Verwen-

dung rechtzeitig verfÜgbar sein.

(3) lDer Vorstand bildet für die Anlage des Vermögens für die Dauer von jeweils fünf

Jahren einen Ausschuß, der aus bis zu vier Mitgliedern des Vorstandes sowie bis zu

drei weiteren sachverständigen Mitgliedern besteht. 2Der Vorstand bestellt den Vorsit-

zenden des Ausschusses. 3Der Ausschuß ist nach Bedarf einzuberufen; er soll vor

allen wichtigen Entscheidungen Über VermÖgensanlagen gehört werden.

s72
Rechnungslegung

(1)

(2)

(3)

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

Die Kasse hat für jedes Geschäfts.iahr eine Jahresrechnung zu erstellen.

Die Jahresrechnung besteht aus:

a) dem Jahresabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang)'

b) dem Lagebericht,
c) der Rechnung über die Verwaltungskosten

Für dìe Aufstellung und Gliederung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

gelten die Vorschriften des Handelsgesetzbuches, der Verordnung über die Rech-

nungslegung der Versicherungsunternehmen sowie die mit der Versicherungsauf-

sichtsbehörde getroffenen Vereinbarungen

(4)
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Füntter Teil
Verfahren und Rechtsweg

s73
Antrag auf Leistungen

(1) lDie Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag. 2Dem Antrag sind die von der Kasse
geforderten Unterlagen beizufügen.

(2) rlst der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu haben, so
kann der Antrag nur nachgeholl werden, wenn dem Verstorbenen ein Anspruch auf
Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zugestanden und
er den Antrag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat. 2Das Recht, den Antrag nach-
zuholen, steht nur den in $ 49 Abs 1 genannten Hinterbliebenen zu.

s74
Entscheidung

(1) lDie Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag auf Leistungen und über sonstige
Rechte aus dem Versicherungsverhältnis. 'zStellt sich nachträglich heraus, daß eine
Entscheidung auf unrichtigen Voraussetzungen beruht, so kann die Kasse die unrich-
tige Entscheidung aufheben und eine neue Entscheidung treffen,

(2) lWird von der Kasse eine Leistung gewährt, so sind ihre Höhe, die Art ihrer Berech-
nung und ihr Beginn anzugeben. 2Wird ein Antrag abgelehnt oder die Zahlung einer
Rente eingestellt oder gemindert, so sind die Gründe anzuführen

(3) Die Entscheidung ist mit dem Hinweis auf die Möglichkelt der Beschwerde nach Maßga-
be des $ 75 und die Folgen der Fristversäumnis zu versehen.

s75
Beschwerde

(1) lGegen die Entscheidung der Kasse (g 74 Abs 1) kann innerhalb einer Frist von
einem Monat nach deren Zustellung Beschwerde beim Vorstand eingelegt werden.
2Die Beschwerde ist schriftlich oder zu Protokoll bei der Kasse einzulegen und zu
begründen. 3Die Kasse legt die Beschwerde dem Vorstand vor, sofern sie dem
Beschwerdebegehren nicht entspricht.

(2) Die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde ist zu begründen und mit
dem Hinweis auf die l\/öglichkeiten der Klage ($ 76) und die Folgen der Fristversäumnis
zu versehen.

80



r'

s76
Klage

(1) Gegen die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde (S 75) lst innerhalb

einer Frist von zwei Monaten nach deren Zustellung die Klage zulässig

entweder

a) zum Schiedsgericht, wenn zwischen dem Antragsteller und der Kasse vereinbart

wird, daß die Entscheidung über den Streitgegenstand unter Ausschluß der ordentli-

chen Gerichte endgültig durch das Schiedsgericht nach dem in der Verfahrens-

ordnung für das Schiedsgericht geregelten Verfahren erfoìgen soll (Schiedsvertrag),

oder

b) zum ordentlichen Gericht, wenn ein Schiedsvertrag nach Buchstabe a nicht abge-

schlossen wird

(2) Die Klage zum Schiedsgericht ist schriftlich bei der Kasse einzureichen und zu begrÜn-

den; die Kasse gibt die Klageschrift unverzüglich an den Vorsitzenden des Schieds-

gerichts weiter.

(3) lDas Schiedsgericht entscheidet aufgrund mündlicher Verhandlung oder im Einver-

ständnis der am Schiedsgerichtsverfahren Beteiligten im schriftlichen Verfahren. 2Eine

mündliche Verhandlung muß stattfinden, wenn ein Mitgìied des Schiedsgerichts dies

verlangt.

(4) Das Schìedsgericht fertigt die Schiedssprüche aus und stellt sie den Verfahrensbeteilig-

ten zu.

(S) Die Schiedssprüche sind nach $ 1039 ZPO beim Amtsgericht Darmstadt niederzulegen.

(6) iDas Verfahren vor dem Schìedsgericht ist gebùhrenfrei. 2Soweit der Kläger durch

Mutwillen, Verschleppung oder lrreführung erhöhte Kosten des Verfahrens veranlaßt'

kann das Schiedsgericht ihm diese ganz oder teilweise auferlegen'

s77

s78
Zustellungen

lZustellungen sollen, falls die Beteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben, an

diesen, andernfalls an die Beteiligten selbst bewirkt werden 2Förmliche Zustellungen

im Beschwerde- und Schiedsgerichtsverfahren können unmittelbar durch die Post

entweder durch Postzustellungsurkunde oder durch Einschreiben gegen RÜckschein

bewirkt werden.
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Sechster Teil
Übergangsvorschriften

s7e

(i) 1A,s um,asem".",":ïïJ"ïJ:":i"ffi:::::, 1 Januar je67 oder zu
einem in der Anschlußvereinbarung festgesetzten späteren Zeitpunkt begonnen ha-
ben, auch die bis zu diesem Zeitpunkt zurückgelegten Zeiten
a) in der Höher- oder Überversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung, so-

weit die Höher- oder Überversicherungsbeiträge n¡cht erstattet worden sind,
b) einer anderen Zukunftssicherung anstelle der Zusatzversorgung,
wenn die Pflichtversicherung von ihrem Beginn bis zum Eintritt des Versicherungs-
falles ununterbrochen bestanden hat und der Versorgungsrentenberechtigte oder ein
versorgungsrentenberechtigter Hinterbliebener nachweist, daß ein Arbeitgeber im Sinne
des $ 55 Abs, 5 Zuschusse zu den Beiträgen zu diesen Versicherungen gezahlt hat.
2Als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 gelten nicht dieZeil des Bezuges einer
Versorgungsrente und die Zeiten einer Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den
in $ 28 Abs. 5 genannten Fällen.

(2) Der in Absatz 1 geforderte Nachweis gilt hinsichtlich der Höher- und Überversicherung
für die Zeiten als erbracht, fùr die der Berechtigte nachweist, daß der frühere Ver-
sicherte bei einem Arbeitgeber beschäftigt war, der die zusätzliche Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung fur Mitarbeiter der Beschäftigungsgruppe des früheren Versicher-
ten während dieser Zeiten im Wege der Höher- oder Überversicherung durchgeführt
und Zuschüsse zu den Beiträgen geleistet hat.

s80
Besitzstandswahrung bei Überleitungen

werden für zeilen vor dem 1. Januar 1962 Versicherungsbeiträge und Versiche-
rungszeiten ùbergeleitet (g 68), so werden die hieraus sich ergebenden Versorgungs-
und Versicherungsansprüche nach den Vorschriften der lvustersatzung der Arbeits-
gemeinschaft der kommunalen Zusatzversorgungskassen nach dem stand vom
31. Dezember 1966 gewährt, sofern die sich hiernach ergebenden Ansprüche günsti-
ger sind als die nach dieser Satzung.

s81
Beitragserstattung

Bei der Beitragserstattung nach $ 66 werden die zu einer anderen versorgungsein-
richtung vor dem 1 Januar 1967 entrichteten Pflichtbeiträge zu einem Drittel und die
etwa von einem versicherten allein getragenen Beiträge einschließlich etwaiger ver-
sicherungstechnischer Ausgleichsbeträge voll erstattet; S 66 Abs 2sarz2 bleibt un-
berühri
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s82
Umrechnung der Versorgungsrenten

(1) Die Versorgungsrenten werden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zum

1. Januar 1974,1. Januar 1975 und 1. Januar 1976 umgerechnet.

(2) lDie Gesamtversorgung des Berechtigten wird erhöht

a) zum 1 Januar 1974 je nach dem Kalenderjahr, in dem der erste Versicherungsfall

eingetreten ist, um den nachstehenden Vomhundertsatz:

Kalenderjahr v.H

1 964 und früher
1965 bis 1968

1969
I O7n

1971

1972
1973

5,34
J,04
3,45

3,00
2,52
1,80
1,34

(3)

(5)

b) zum 1 Januar 1975 um 0,89 v. H. und

c) zum 1 Januar 1976 um 0,BB v H.
2Bei versorgungsrentenberechtigten Witwen und Waisen wird auch die Gesamt-

versorgung des Verstorbenen, die der Berechnung der Versorgungsrenten der Hinter-

bliebenen zugrunde liegt, nach Satz 1 erhöht.

Der sich bei der Berechnung nach Absatz 2 SaIz 1 ergebende Mehrbetrag wird der

jeweils maßgebenden Versorgungsrente nach $ 31 Abs. 1, S 40 Abs 1 oder $ 41

Abs. t hinzugerechnet.

Das gesamtversorgungsfähige Entgelt wird entsprechend den Bestimmungen des

Absatzes 2 erhöht

lLiegen die Voraussetzungen des $ 32 Abs.5 vor und ist die nach Absatz 2SaIzl
errechnete Gesamtversorgung bei einem Versorgungsrentenberecht¡gten

a) zum 1 . Januar 1974 niedriger als das um 5,34 v. H.,

b) zum 1. Januar 1975 niedriger als das um 6,28 v. H und

c) zum 1. Januar 1976 niedriger als das um7 '21 
v. H

erhöhte Mindestruhegehalt ($ 32 Abs. 5), so wird die Gesamtversorgung nach Ab-

satz 2 auf diesen Betrag angehoben, hÖchstens jedoch auf 75 v. H. des nach Ab-

satz 4 berechneten gesamtversorgungsfähigen Entgelts. 2FÜr die Gesamtversorgung

versorgungsrentenberechtiger Witwen und WaiSen und fur die Gesamtversorgung des

Verstorbenen gìlt Satz 1 sinngemäß

Fur dìe Anwendung des S 32 Abs 5 ist

a) im Jahre 1974von einem um 5,34 v. H. und

b) im Jahre '1975 von einem um 6,28 v H.

erhöhten lVindestruhegehalt ($ 32 Abs S) auszugehen

(4)

(6)
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(7) Die sìch nach Absatz 2, 5 oder 6 ergebende Gesamtversorgung, die sich nach Ab-
satz 3 ergebende Versorgungsrente und das sich nach Absatz 4 ergebende gesamtver-
sorgungsfähige Entgelt sind im Sinne der Satzung Gesamtversorgung, Versorgungs-
rente nach $ 31 Abs 1 $ 40 Abs. 1 und S 41 Abs. 1 sowie gesamtversorgungsfähiges
Entgelt.

s83
Übergangsregelung zu gg 11, 34 a

(1) Tritt der Versicherungsfall vor dem 1 Januar 1985 ein, sind für die Ermittlung der
Beschäftigungsquotienten auch die bezahlten Stunden (g 11 Abs. 4) in den nach g 34
Abs. 1 maßgebenden Zeiträumen zugrunde zu legen, auch soweit sie vor dem
I Januar 1982 liegen.

(2) lAuf schriftlichen Antrag sind die Versorgungsrenten der am 3l . Dezember 1981 vorhan-
denen Versorgungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinter-
bliebenen in Anwendung des g 46 a in Verbindung mit S 34 a und Absatz I vom
1. Januar 1982 an neu zu berechnen, wenn dies zu einer höheren Versorgungsrente
führt. 'zSatz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene eines vor dem 1 Januar 1983 ver-
storbenen Versorgungsrentenberechtigten, der unter Satz 1 fällt und den Antrag nicht
selbst gestellt hat. 3Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezember 1982 gestellt werden

s84
Übergangsregelung zu g 47

(1) lVor der erstmaligen Anwendung des $ 47 Abs 2 in der vom 1 . Dezember 1981 an
geltenden Fassung sind
a) für die nach g 31 Abs. 2 Buchst. a, g 40 Abs. 3 Buchst. a und g 41 Abs. S

Buchst. a berücksichtigten Bezüge jeweils die Beträge zu ermitteln, die bei einer
Neuberechnung zum 31 . Dezember 1 98 1 nach g 46 a Abs. 6 zu berücksichtigen
waren,

b) die Bezüge im Sinne des g 31 Abs 2 Buchst c und d, S 40 Abs. 3 Buchst. c und d
und $ 41 Abs 5 Buchst c und d nach Maßgabe der nachstehenden Tabelle zu
erhöhen.

2Erstmaliger Beginn der bis 31 12.1981
ununterbrochen zustehenden Versorgungsrente Anpassungsfaktor

1 966 und früher
1967

1968
1969

1970

1971

1972
1 973
1974

2,9002
2,6840
2,4779
2,3300
2,2085
2,0778
1,8977

1,7042

1,5324
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Erstmaliger Beginn der bis 31 .1 2 1981

ununterbrochen zustehenden Versorgungsrente Anpassungsfaktor

01 -06
07-12

1975
1976
1977

1978

1978
1979

1980

1981

1,3794
1,2427

1,1303

1,0712
1,0816

1,0816

1,0400
1.0000

I

(2) Die nach Absatz 1 ermittelten Beträge gelten für die erstmalige Anwendung des $ 47

Abs. 2 als die nach s 31 Abs 2 S 40 Abs. 3 und $ 41 Abs. 5 berücksichtigten BezÜge

(3)

(4) Weist der Versorgungsrentenberechtigte oder der versorgungsrentenberechtigte Hin-

terbliebene in den Fällen des Absatzes 1 Buchst. a nach, daß der von der Kasse

ermittelte Betrag der BezÜge aus der gesetzlichen Rentenversicherung Um mehr als

20,- DN/l von den Bezügen abweicht, die im Falle einer Neuberechnung der Ver-

sorgungsrente zum 31 Dezember 1981 nach $ 46 a Abs. 6 zu berÜcksichtigen wären'

ist die Versorgungsrente neu zu errechnen

s85
lm Rahmen der Gesamtversorgung

zu berücks¡chtigende Bezüge

lHat ein Versicherter für Zeiten, fÜr die er von einem Arbeitgeber im Sinne des S 55

Abs. 5 einen Zuschuß zu den Beiträgen zu einer berufsständischen Versorgungs-

einrichtung ìm Sinne des $ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB Vl oder zu einer Lebensversicherung

erhalten hat, Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung oder zur Fortsetzung der

freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung ohne Beteiligung

des Arbeitgebers geleistet, so ist bei der Ermittlung der BezÜge nach $$ 31 Abs, 2

Buchst. c und d, 40 Abs. 3 satz 1 Buchst. c und d und 41 Abs. 5 satz 1 Buchst c und

d die doppelte Summe der Beiträge, die ein Arbeitgeber als Zuschuß zu den Beiträ-

gen zu einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder

zu einer Lebensversicherung des Versorgungsrentenberechtigten gezahlt hat, um die

Summe dieser Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung oder zur Fortsetzung der

fre in der gesetzlichen Rentenv rn zDer

Ve htigte oder ein versorgungsre rbliebe-

ne äge und die Zeiten' fÜr dìe sie hzuwei-

sen.

SS 86 bis 97 entfallen.
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Übergangsregelung zu gg 16, 17

(1) Mitarbeiter, die als Studierende bis zum 30. September 1996 nicht rentenversiche-
rungspflichtig waren, sind erst zu versichern, wenn die Rentenversicherungsfreiheit
nach $ 230 Abs 4 SGB Vl entfällt.

(2) lArbeitnehmer, die bis zum 31 Dezember 1984 nach g 17 Abs. 3 Buchst. e bis g
oder aufgrund $ 17 Abs. 5 satz 1 Buchsl. a oder c in der bis zu diesem Zeitpunkt
geltenden Fassung nicht pflichtversichert waren, unterliegen weiterhin nicht der
Versicherungspflicht, wenn sie dies bis spätestens 30. Juni 1985 schriftlich bei der
Kasse beantragen 2Die von der Kasse auszusprechende Befreiung von der Versiche-
rungspflicht ist endgultig.

see
Übergangsregelung zu g 32 Abs. S

Für die Anwendung des g 32 Abs. 5 ist von einem um 7 ,21 v H. erhöhten Mindest-
ruhegehalt auszugèhen,

s 100
Ubergangsregelung zu gg 31 bis 34 b, 40 und 41

(1) 1FÜr den Versorgungsrentenberechtigten und den versorgungsrentenberechtigten Hin-
terbliebenen, dessen versorgungsrente spätestens am 31. Dezember 1991 begon-
nen hat, gelten für die Anwendung der SS 46 aund 47

a) S 31 Abs. 2 Buchst a, S 40 Abs. 3 Satz 1 Buchst, a und g 41 Abs. 5 Satz j
Buchst a mit der N/aßgabe, daß Kinderzuschüsse ìm sinne des g 270 sGB vl
nichi, jedoch der auf die Kindererziehungszeiten entfallende Teil der gesetzlichen
Rente in Höhe der bis zum 30. Juni 1998 geltenden Bewertung dieser Zeiten anzu-
rechnen ist,

b) S 32 mit der Maßgabe, daß

aa) die Absätze 2, 3 und 3 b in folgender Fassung anzuwenden sind:

,,(2) rDer Vomhundertsatz beträgt bis zur Vollendung einer gesamtversor-
gungsfähigen Zeit von zehn Jahren 35 v. H des gesamtversorgungsfähigen
Entgelts. 2Er steigt in den folgenden i s Jahren der gesamtversorgungsfähigen
Zeit um jährlich 2 v. H und in den folgenden weiteren Jahren der gesamtver-
sorgungsfähigen ZeiI um jährlich 1 v. H. bis zu höchstens 75 v H. des
gesamtversorgungsfähigen Entgelts (Bruttoversorgungssatz)

(3) Hatte der Pflichtversicherte bei Eintritt des versicherungsfalles das
50. Lebensjahr vollendet und ist die nach S 33 Abs. I gesamtversorgungsfähige
ZeiI kürzer als die Zeit von der Vollendung des so. Lebensjahres bis zum
Eintritt des Versicherungsfalles, beträgt der Bruttoversorgungssatz für jedes
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Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit 2 v. H. des gesamtversorgungsfähìgen

Entgelts; Absatz 2 gilt nicht.

(3 b) lDer Vomhundertsatz beträgt in den Fällen des Absatzes 2 bis zur Vollen-

dung einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von zehn Jahren 45 v. H.; er steigt

in den folgenden 15 Jahren der gesamtversorgungsfähigen Zeit um jährlich

2,35 v H. und in den folgenden weiteren Jahren der gesamtversorgungsfähi-

gen Zeit um jährlich 1,15 v. H. bis zu höchstens 91,75 v. H. des fiktiven Netto-

arbeitsentgelts 2ln den Fällen des Absatzes 3 beträgt der Vomhundertsatz bis

zur Vollendung einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von fünf Jahren 20 v H.;

er steigt in den folgenden zwölf Jahren der gesamtversorgungsfähigen Zeit

um jährlìch 2 v H. und in den weiteren Jahren der gesamtversorgungsfähigen

Ze¡t um jährlich 2,35 v. H ",

bb) für die Anwendung von Absatz 4 an die Stelle von ,,70 v. H " ,,80 v H " treten.

cc) Absatz 5 Satz 1 in der folgenden Fassung anzuwenden ist:

,,(5) 1 Für den Versorgungsrentenberechtigten,
a) bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähigkeit nach Vol-

lendung des 40 Lebensjahres oder bei dem der Versicherungsfall

nach$30Abs.1 Satz1 Buchst.abiseoderAbs.2Satz 1 Buchst a

bis e eingetreten ist und

b) der
aa) während der letzten 180 Monate vor Eintritt des Versiche-

rungsfalles ununterbrochen im Arbeitsverhältn¡s bei demselben

Beteiligten oder dessen Rechtsvorgänger gestanden und in die-

sem Zeitraum mindestens 168 Umlagemonate zurückgelegt hat

oder
bb) während der letzten 360 Monate vor Eintritt des Versicherungs-

falles ununterbrochen pflichtversichert gewesen ist und in die-

sem Zeitraum mindestens 336 Umlagemonate zurÜckgelegt hat

und

c) mitdem in den in Buchstabe b genannten 180 bzw 360 Monaten

keine kürzere als die jeweilige durchschnittliche regelmäßige wö-

chentliche Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten verein-

bart gewesen ist,

isl Gesamtversorgung mindestens das Mindestruhegehalt, das einem

kinderlos verheírateten Bundesbeamten nach S 14 Abs 4 Satz 2 und 3

des Beamtenversorgungsgesetzes im Zeitpunkt des Beginns der Ver-

sorgungsrente (S 52) zustehen wÜrde "'

c) S 33 mit der Maßgabe, daß

aa) bei Anwendung des Absatzes 2 SaTz 1

- Buchst. a die der Ermittlung der gesetzlichen Rente zugrundeliegenden

Versicherungszeiten nicht um Kindererziehungszeiten vermindert und dle

Zurechnungszeit bis zum Ende des Kalendermonats, in dem der Versor-

gungsrentenberechtigte das 55. Lebensjahr vollenden würde, nicht er-

a
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höht und Zurechnungszeiten für die Zeit nach dem vollendeten 55. Lebens-
jahr nicht berücksichtigt werden und bei der Ermittlung der Hälfte sich erge-
bende Teilmonate auf volle Monate aufzurunden sind,

- Buchst. b Doppelbuchst. cc Zeiten einer nach Vollendung des 17 Le-
bensjahres liegenden abgeschlossenen Fachschul- oder Hochschul-
ausbildung bis zu l0 Jahren berücksichtigt werden,

bb) bei Anwendung des Absatzes 2SaIz2 als Zurechnungszeit nur die Kalender-
monate vom Monat des Beginns der Versorgungsrente bis zum Ende des Ka-
lendermonats, in dem der Versorgungsrentenberechtigte das 55. Lebensjahr
vollenden wurde, zur Hälfte als gesamtversorgungsfähige Zeit berücksichtigt
werden und bei der Ermittlung der Hälfte sich ergebende Teilmonate auf volle
lVonate aufzurunden sind,

cc) die Absätze 3 und 4 in folgender Fassung anzuwenden sind:

,,(3) 
lFur die Berechnung der Zeiten nach Absatz 2SaIz 1 Buchst. a sind die

Zeiten des Doppelbuchstaben bb dieser Vorschrift nach Monaten und Tagen
zusammenzuzählen 2Je 30 Tage sind ein Monat, ein verbleibender Rest ist als
voller Monat zu werten. sDer so ermittelten Zeit sind die l/onate nach Absatz 2
Satz 1 Buchst, a Doppelbuchst. aa hinzuzurechnen. aVon der Summe dieser
Zeiten sind die Zeiten nach Absatz 1 abzuziehen. sDer verbleibende Rest ist
zu halbieren und ggf. auf volle Monate aufzurunden.6Die Sätze 1, 2 und 5
gelten für die Berechnung der Zeiten nach Absatz 2 SaIz 1 Buchst b und
Satz 2 enÏsprechend.

(4)lDie Anzahl der Monate nach den Absätzen 1 bis 3 ist zusammenzuzählen
2Je zwölf Monate sind ein Jahr gesamtversorgungsfähiger Zeit; bei einem ver-
bleibenden Rest werden sieben und mehr Monate als ein Jahr berücksichtigt.
3Ein verbleibender Rest von weniger als sieben Monaten bleibt unberück-
slchtigt."

d) S 40 Abs 4 mit der Maßgabe, daß an die Stelle von ,,70 v. H." ,,BO v. H.,'treten.

'zSatz 1 gilt auch fur Hinterbliebene eines nach dem 3 1 . Dezember I991 verstorbenen
Versorgungsrentenberechtigten im Sinne des Satzes 1.

(2) lHat die Pflichtversicherung spätestens am 31. Dezember 1991 begonnen und von
diesem Zeitpunkt an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen bestan-
den, gilt
a) fùr Pflichtversicherte der Geburtsjahrgänge vor I937 und
b) für Pflichtversicherte, die vor dem 1. Januar 2OO2 unter den Voraussetzungen des

S 28 Abs. 5 Satz 1 aus dem Arbeitsverhälinis ausscheiden,
Absatz 1 - auch für die Erstberechnung - entsprechend; dabei ist der Brutto- bzw
Nettoversorgungssatz für jeden vollen Kalendermonat der vorzeitigen lnanspruch-
nahme der gesetzlichen Rente nach S 32 Abs 2saIz3 und Abs. 3 b satz 3 zu vermin-
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dern. 2Als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 gelten nicht die Zeit des Bezugs

einer Versorgungsrente, in den Fällen des $ 28 Abs. 3 Satz 1 Buchst, a und b die

Zeiten einer Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses, in den Fällen des $ 28 Abs, 5
die ZeiI von der Beendìgung des Arbeitsverhältnisses bis zum Eintritt des Versiche-

rungsfalles. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch fur Hinterbliebene eines nach dem

31 . Dezember 199'1 verstorbenen Pflichtversicherten ìm Sinne des Satzes 1 .

(3) lHat die Pflichtversicherung spätestens am 31. Dezember 1991 begonnen und bis

zum Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen bestanden (Absatz 2 SaIz 2 gill)

und fällt der Pflichtversicherte nicht unter Absatz 2, ist zusätzlich zu dem nach $ 32

Abs. 2 bis 3 c ermittelten Brutto- und Nettoversorgungssatz der Brutto- und Netto-

versorgungssatz zu ermitteln, der sich ergeben hätte, wenn die Versorgungsrente am

31 . Dezember 1991 begonnen hätte. 'zDabei ist als gesamtversorgungsfähige Zeit die

Zahl von lVonaten zugrunde zu legen, die sich ergibt, wenn von der gesamtversorgungs-

fähigen Zeit nach $ 33
a) die Monate, die zwischen dem 31 . Dezember 1991 und dem Tag des erstmaligen

Beginns der Versorgungsrente liegen - jedoch ohne die Monate, die Kinder-

erziehungszeiten (SS 56,249 SGB Vl) im Sinne des $ 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst a
Doppelbuchst aa und Zeiten nach $ 33 Abs. 2 a sind -, und

b) nach S 33 Abs. 2SaTz l Buchst a Doppelbuchst. aa oder Satz 2 berücksichtigte
Zurechnungszeiten

abgezogen werden 3Bei einer Neuberechnung nach $ 46 a sind auch die Umlage-

monate, die nach dem erstmaligen Beginn der Versorgungsrente liegen, abzuziehen.
aln den Fällen des Satzes 2 Buchst. b sind der nach den Sätzen 2 und 3 ermittelten

gesamtversorgungsfähigen ZeiTdie Monate hinzuzurechnen, die sich ergeben, wenn

die Zeit vom Ablauf des Monats, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, bis zum

Ablauf des lVlonats, in dem der Versorgungsrentenberechtigte das 55. Lebensjahr

vollendet, zur Hälfte berücksichtigt wird. sFür jedes Jahr der in Satz 2 Buchst. a und

Satz 3 genannten Zeit ist der zusätzlich ermittelte

a) Bruttoversorgungssatz um 1 v. H. bis zu 75 v. H.,

b) Nettoversorgungssatz um 1,15 v. H. bis zu91 ,75v. 11.

zu erhöhen - S 33 Abs 4 ist anzuwenden - und danach f ür jeden vollen Kalendermonat

der vorzeitigen lnanspruchnahme der gesetzlichen Rente nach $ 32 Abs. 2 Satz 3 und

Abs 3 b satz 3 zu vermindern 6Ergibt sich nach Anwendung der sàIze 2 bis 4 in

Fällen des $ 32
a) Abs 2 salz 1 eine gesamtversorgungsfähi ge zetlvon weniger als zehn Jahren,

b) Abs 3 satz 1 eine gesamtversorgungsfähigeZeiI von weniger als fünf Jahren,

ist bei Anwendung des Satzes 5 von der Summe der in Satz 2 Buchst a und Satz 3

genannten Zeit die Differenz zwischen zehn l¡zw fünf Jahren und der gesamtveÊ

sorgungsfähigen ZeiT abzuziehen. Tlst der zusätzlich ermittelte Brutto- bzw. Netto-

versorgungssatz günstiger als der nach $ 32 Abs 2 bis 3 c ermittelte, ist er der

Berechnung der Versorgungsrente zugrunde zu legen. Bln diesen Fällen gilt' wenn

diese Vorschrift eingreift, S 32 Abs. 4 mit der Maßgabe, daß die Gesamtversorgung

B0 v. H. beträgt.
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(3a) lVersorgungsrenten, denen ein Versicherungsfall wegen Berufsunfähigkeit oder Er-

werbsunfähigkeit zugrunde liegt und die nach dem 3'1 . Dezember 1991 und vor
dem 1 . April 1 995 begonnen haben, sind auf den 1. April 1 995 gemäß g 46 a neu zu
berechnen; dabei sind bei Anwendung des $ 32 Abs. 3 c der Solidaritätszuschlag
und der Beitrag zur sozialen Pflegeversicherung unberucksichtigt zu lassen. 2Er-

reicht die neu berechnete Versorgungsrente nicht den Betrag, der fur Mär2 1995
zugestanden hat oder hätte, wird der Differenzbetrag neben der Versorgungsrente
als Besitzstandszulage gezahlt. 3Diese gilt als Versorgungsrente im Sinne der Sat-
zung, nimmt jedoch an Erhöhungen nach $ 47 Abs 1 nicht teil. aDie Besitzstands-
zulage vermindert sich, beginnend mit der zum 1. Mai 1995 erfolgenden Anpas-
sung, bei jeder Anpassung nach $ 47 Abs. 1 jeweils um die Hälfte des Betrages,
der sich als Erhöhung der Gesamtversorgung aus der Anpassung ergeben hat
sSteht dem Versorgungsrentenberechtigten aufgrund des $ 104 ein Ausgleichsbe-
Irag zu, der noch abzubauen ist, beginnt die Verminderung der Bes¡tzstandszu- r-",
lage mit der Anpassung, die auf die Anpassung folgt, durch die der Ausgleichs-
betrag gänzlich abgebaut worden ist 6Die Sätze 1 bis 5 gelten für Hinterblìebene
elnes vor dem 1 . April 1995 verstorbenen Pflichtversicherten oder Versorgungsrenten-
berechtigten sinngemäß. Tlst ein Versorgungsrentenberechtigter, dem eine Besitz-
standszulage zugestanden hat, verstorben, gilt für seine Hinterbliebenen $ 104 Abs 4
SaIz 1 , 2 und 4 sinngemäß. slst eine Versorgungsrente aus sonstigen Gründen nach

$ 46 a - ausgenommen die Fälle des Absatzes 1 Satz 1 Buchst. f des Entstehens eines
neuen Anspruchs auf Versorgungsrente für Waisen - neu zu berechnen, entfällt die
Besitzstandszulage.

(4) lBeiVersorgungsrentenberechtigen

a) der Geburtsmonate Dezember 1935 bis April 1938, bei denen der Versicherungs-
fall nach S 30 Abs 1 Satz 1 Buchst b oder Abs. 2 SaIz 1 Buchst. b eingetreten ist,

b) der Geburtsmonate Dezember 1938 bis April 1941 , bei denen der Versicherungs-
fail nach $ 30Abs. 1 Satz 1 Buchst e oderAbs. 2SaIz1 Buchst e eingetreten ist,

gilt abweichend von $ 32 Abs 2 SaIz 3 und Abs. 3 b Satz 3 folgendes:

Bei Vollendung
- in den Fällen des Buchstaben a

des 63. Lebensjahres,
- in den Fällen des Buchstaben b

des 60. Lebensjahres

vermindert sich der Versorg ungs-Vomhundert-
satz für jeden vollen Kalendermonat vom erst-
maligen Eintritt des Versicherungsfalls bis zum
Ablauf des Monats der Vollendung des 65 Le-

bensjahres - höchstens jedoch für 24Kalen-
dermonate - um:

0,00 v H.

0,05 v. H.

0,10 v. H

0,15 v. H.

0,20 v. H.

vor dem

nach dem

nach dem

nach dem

nach dem

1 Dezember 1998

30. November 1 998

3l.Dezember199B

31.Dezember1999

31, Dezember2000

2Satz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene eines Versorgungsrentenberechtigten,
dessen Versorgungsrente nach Satz 1 berechnetwurde.
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(5) lHat die Pflichtversicherung spätestens am 31. Dezember 1991 begonnen und bis zum

Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen bestanden (Absatz 2SaIz2 gilt)' ist

$ 32 Abs 2sa1z3 und Abs 3 b Satz 3 ìn den Fällen des s 30 Abs l Satz 1

Buchst.doderAbs,2Salzl Buchst.d,indenendasArbeitsverhältnisimSinnedes

$ 28 Abs. 5SaIz2 aufgrund
a) eines bis zum 14. Februar 1996 geschlossenen Tarifvertrages spätestens am

31. Dezember 1998

b) einer bis zum 26. Juni 1997 geschlossenen betrieblichen Vereinbarung späte-

stens am 31. Dezember 1997 oder
c) einer bis zum 26 Juni 1997 geschlossenen einzelvertraglichen Vereinbarung spä-

testens am 31. Dezember 1997

endete, nicht anzuwenden 2Der anzurechnende Bezug nach $ 31 Abs. 2 Buchst a,

s40Abs.3satzl Buchst. abzw. $41 Abs 5satz l Buchst aerhöhtsich in diesen

Fällen um den Betrag, um den sich die Rente der gesetzlichen Rentenversicherung

durch die Anwendung des $ 77 Abs. 2 Nr. 1 SGB Vl vermindert. 3Der sich für den

Tag d der Versorgungsrente aus der GegenÜberstellung der

Verso Sätzen 1 und 2 und der Versorgungsrente ohne Be-

rücksi ergebende Unterschiedsbetrag wird als Auffüllbetrag

neben der Versorgungsrente nach den Sätzen 1 und 2 gezahlt 4Er gilt als Versorgungs-

rente, wird jedoch nicht nach $ 47 angepaßt. sDer Auffüllbetrag vermindert sich bei

jeder Anpassung nach $ 47 Abs. 1 um die Hälfte des Betrags, der sìch als Erhöhung

der Gesamtversorgung aus der Anpassung ergeben hat. 6lst bei der Neuberechnung

oder der Anpassung der Versorgungsrente eines Versorgu¡ h

$ 46 a Abs. 2Salz2 bzw. $ 47 Abs. 1 Satz 4 statt der S r-

klasse llliO anzuwenden, ist ein in diesem Zeitpunkt noch S

um den Betrag zu vermindern, der slch wegen der BerÜcksi se

lll/0 als Versorgungsrente zusätzlich ergibt. TStirbt ein Verso er'

dem noch ein Auffüllbetrag zusteht, gelten fÜr die Hinterbl 04

Abs. 4 Sätze 1, 2 und 4 sinngemäß

s 101

Übergangsregelung zu S 31 für Kindererziehungszeiten

Hat die Versorgungsrente erstmals vor dem 1 . Juli 1998 begonnen, ist $ 31 Abs 2 a bis

zum Beginn einer gemäß s 46 a nach dem 30. Juni 1998 neu zu berechnenden

Versorgungsrente (S 52 Abs. 3) nicht anzuwenden.

nenden Versorgungsrente (S 52 Abs 3) unberücksichtigt

a- (1)

(2)
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102
Übergangsregelung zu g 31 Abs.4,

$ 40 Abs.6, S 41 Abs.7

1Für den Versorgungsrentenberechtigten und den versorgungsrentenberechtigten
Hinterbliebenen, deren Versorgungsrente spätestens am 31. Dezember 1984 be-
gonnen hat, gelten S 31 Abs. 4, S 40 Abs. 6 und S 41 Abs. 7 in der vom i. Januar
1985 an geltenden Fassung mit der Maßgabe, daß g 35 a nichi berucksichtigt wird.

'zDies gilt auch für Hinterbliebene eines unter Salz 1 fallenden Versorgungsrenlen-
berechtigten.

s 103
Übergangsregelung zu g 32 für Versorgungsrentenberechtigte und

versorgungsrentenberechtigte Hinterbliebene

(1) lFur den Versorgungsrentenberechtigten und den versorgungsrentenberechtigten
Hinterbliebenen, deren Versorgungsrente spätestens am 31 Dezember 1984 be-
gonnen hat, gilt g 32 mit der fVaßgabe, daß
a) Absatz 3 b in der Fassung des g 100 Abs 1 gilt,
b) auch in den Fällen des Absatzes 3 c SaTz 1 Buchst, b die Steuerklasse lll/O

zugrunde zu legen ist,

c) die in Absatz 5 Satz 1 Buchst. b Doppelbuchst aa geforderte Mindestumlage-
zeit nicht gilt und Absatz 5 Satz 1 Buchst b Doppelbuchst. bb nicht anzuwen-
den ist.

'zSatz 1 gilt auch für Hinterbliebene elnes nach dem 31. Dezember 1984 verstorbe-
nen Versorgungsrentenberechtigten im Sinne des Satzes l

(2) lDie Versorgungsrente der in Absatz 1 satz 1 genannten Berechtigten ist zum
1 , Januar 1985 neu zu errechnen 2Für die Neuerrechnung sind die bisherige gesamt-
versorgungsfähige Zeit und die bisher zu berucksichtigenden Bezüge zugrunde zu
legen. 3Das bisherìge gesamtversorgungsfähige Entgelt isi ohne Berücksichtigung
des $ 34 Abs 4 in der am 31 . Dezember 1984 geltenden Fassung zugrunde zu legen
aS 32 Abs. 3 c in Verbindung mit Absatz i Satz 1 Buchst, b ist mit der Maßgabe
anzuwenden, daß die Steuertabelle, die Beitragssätze und Beitragsbemessungs-
grenzen zugrunde zu legen sind, die am I . Januar 1985 maßgebend sind. sDie Gesamt-
versorgung ist nach $ 32 Abs 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Buchst c zu
berechnen, wenn der Versorgungsrentenberechtigte bei Eintritt des Versicherungsfal-
les, der zu der neu zu errechnenden Versorgungsrente geführt hat, die Voraussetzun-
gen des S 32 Abs. 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Buchst. c erfüllt hatte 6lst

bisher g 34 a aufgrund des g 83 Abs 2 - übergangsregelung zu gg 11,34 a -
angewandt worden, ist $ 34 a weiterhin anzuwenden, Twar die am 31. Dezember
1984 zustehende Versorgungsrente höher als die nach den sätzen 1 bis 6 neu
errechnete Versorgungsrente, so ist der unterschiedsbetrag neben der jeweiligen
Versorgungsrente als Ausgleichsbetrag zu zahlen. BDer Ausgleichsbetrag gilt als
Versorgungsrente, er wird jedoch nicht nach $ 4Z Abs. 1 angepaßt.
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(3) lsoweit sich aus den Absätzen 4 bis 6 nichts anderes ergibt, wird der Ausgleichs-
betrag bei jeder nach dem 1 Januar 1985 nach $ 47 Abs 1 Satz 1 durchzuführenden

Anpassung um ein - auf den nächsten durch 10 teilbaren Pfennigbetrag aufgerun-

detes - Sechstel des nach Absatz 2 errechneten Ausgleichsbetrags abgebaut. 2HÖch-

stens wird jeweils der Betrag abgebaut, der slch als Erhöhung der Gesamtversorgung

aus der Anpassung ergeben hat. 3lst aufgrund des satzes 2 nach der sechsten An-

passung ein Restbetrag verblieben, wird dieser unter Beachtung des Satzes 2 bei

den folgenden Anpassungen abgebaut.

(4) lBei dem Versorgungsrentenberechtigten, bei dem die Pflichtversicherung

a) vor dem 1 . Januar 1 985 geendet hat und bei dem für die Berechnung der Versor-

gungsrente
aa) mìndestens 132 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (S 33

Abs 1 a) berücksichtigt sind, tritt für die Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr 1987,

bb) mindestens 252 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten ($ 33

Abs 1 a) berucksichtigt sind, lritt für dìe Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr 1990,

cc) mindestens 372 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (S 33

Abs. 1 a) berücksichtigt sind, tritt für die Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr 1993,

dd) mindestens 432 Umlagemonate und Monate kirchìicher Vordienstzeiten ($ 33

Abs. 1 a) berÜcksichtigt sind, ist Absatz 3 nicht anzuwenden'

b) vor dem 1. Januar 1 974 geendet hat und bei dem für dìe Berechnung der Versor-

gungsrente
aa) weniger als 120 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstze¡ten (S 33

Abs 1 a) berücksichtigt sind, tritt fÜr die Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr'1987'
bb) mindestens 120 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (S 33

Abs. 1 a) berücksichtigt sind, tritt fur die Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr 1990,

cc) mindestens 240 Umìagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten ($ 33

Abs. 1 a) berücksìchtigt sind, tritt für die Anwendung des Absatzes 3 an die

Stelle des Jahres 1 985 das Jahr 1 993,

dd) mindestens 3OO Umlagemonate und lVlonate kirchlicher Vordienstzeiten (S 33

Abs, 1 a) berÜcksichtigt sind, ist Absatz 3 nicht anzuwenden.

c) ....

2ln den Fällen des Satzes I Buchst. a Doppelbuchst cc und Buchst. b Doppel-

buchst. cc wird nur der Teil des Ausgleichsbetrags abgebaut, der 2 v. H des f iktiven

Nettoarbeitsentgelts (S 32 Abs, 3 c) Übersteigt, das nach Absatz 2 der Errechnung

der Versorgungsrente zugrunde gelegt ist. 3lst bei der Berechnung der neu zu errech-

nenden versorgungsrente $ 34 a oder $ 34 b angewendet worden, ist der Betrag, der

sich nach Satz 2 ergibt, entsprechend dem Verhältnis des Gesamtbeschäftigungs-
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quotienten zu 1,00 herabzusetzen, sofern der Gesamtbeschäftigungsquotient zur
Kürzung der Gesamtversorgung geführt hat. aBei der Anwendung des Satzes 1 tritt
auf Antrag an die Stelle des Endes der Pf lichtversicherung der Beginn der Versorgungs-
rente, wenn die Rente vor dem nach den Buchstaben a und b jeweils maßgebenden
Ze¡tpunkt begonnen, die Pflichtversicherung aber erst nach diesem Zeitpunkt geen-
det hat

(5) lAbsatz 4 gilt entsprechend für den am 3l . Dezember 1 984 schon und am 1. Januar
.1985 noch vorhandenen versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen. 2Für die
Zuordnung nach Absatz 4 Satz I Buchst a und b ist vom Ende der Pflichtversicherung
des verstorbenen Pflichtversicherten oder Versorgungsrentenberechtigten auszuge-
hen. sBei Anwendung des Absatzes 4 SaIz 2 trelen an die Stelle von 2 v. H. bei der
Witwe 1 ,2 v. H, bei der Halbwaise O,24 v H und bei der Vollwaise 0,4 v. H. des
maßgebenden fiktiven Nettoarbeitsentgelts 

J
(6) lStirbt nach dem 31 Dezember 1984 ein unter Absatz 1 fallender Versorgungsrenten-

berechtigter, dem nach den Absätzen 2 bis 4 noch ein Ausgleichsbetrag zugestanden
hat, erhalten von dem im Zeitpunkt des Beginns der Versorgungsrente für Hinterbliebene
(S 52 Abs 2) maßgebenden Betrag die Witwe 60 v. H., die Halbwaise 12 v. H und die
Vollwaise 20 v. H, als Ausgleichsbetrag neben der jeweiligen Versorgungsrente ,$ 42
Abs. 1 giltfür den Ausgleichsbetrag sinngemäß 3DerAusgleichsbetrag wird in sinn-
gemäßer Anwendung der Absätze 3, 4 und 5 Satz 3 in so vielen Teilen abgebaut, wie
sie sich ohne Berücksichtigung des Absatzes 3 Satz 2 noch ergeben hátten. 4Beì der
Anwendung des Absatzes 3 Satz 2 ist die Erhöhung der Gesamtversorgung der Hinter-
bliebenen maßgebend.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für den Versorgungsrentenberechtigten und
den versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen, deren Versorgungsrente am
1 Januar 1985 beginnt.

s 104

Ubergangsregelung zu g 32
für Pflichtvers¡cherte und ihre Hinterbliebenen

(1 ) 1Für den Versorgungsrentenberechtigten,
a) der am 1. Januar 1985 pflichtversichert und nicht versorgungsrentenberechtigt

gewesen ¡st

und
b) dessen Pflichtversicherung spätestens am 30, Juni 1983 begonnen und von die-

sem Zeitpunkt an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen bestan-
den hat,

wird für den Tag des Beginns der Versorgungsrente (g b2) die Versorgungsrente auch
ohne Berücksichtigung des g 32 Abs. 3 a bis 3 c, jedoch unter Anwendung des g 32
Abs. 2 und Abs. 3 in der Fassung des g 100 Abs. 1 sowie des g 34 Abs. 4 in der am
31. Dezember 1984 geltenden Fassung berechnet, 2Als Unterbrechung im Sinne des
Satzes 1 Buchst. b gelten nichi dìe Zeit des Bezugs einer Versorgungsrente und die
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(2)

I

(3)

Zeiten einer Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den in S 28 Abs. 3 Satz 1

Buchst. b und Abs. 5 genannten Fällen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch fÜr Hinter-

bliebene eines nach dem 31 Dezember 1984 verstorbenen Pflichtversicherten, der
im Zeitpunkt seines Todes die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt hatte.

llst der nach Absatzl Satz 1 berechnete Betrag hÖher als die Versorgungsrente, ist

der Unterschiedsbetrag festzustellen. 2Dieser ist, vorbehaltlich des Absatzes 3, um

so viele - auf den nächsten durch 10 teilbaren Pfennigbetrag aufgerundete - Sechstel

zu vermindern, wie nach dem 1. Januar 1985 bis zum Ablauf des Tages des Be-

ginns der Versorgungsrente ($ 52) Anpassungen nach $ 47 Abs. 1 Satz 1 statt-

gefunden haben. 3Der verbleibende Betrag ist als Ausgleìchsbetrag neben der
jeweiligen Versorgungsrente zu zahlen. 4Er gilt als Versorgungsrente, wird jedoch

nicht nach $ 47 angepaßt. ssoweit sich aus Absatz 3 nichts Abweichendes ergibt,

wird der Ausgleichsbetrag bei jeder nach dem Tag des Beginns der Versorgungs-

rente ($ 52) durchzuführenden Anpassung nach S 47 Abs. 1 Satz 1 um ein - auf

den nächsten durch 10 teilbaren Pfennigbetrag aufgerundetes - Sechstel des Un-

terschiedsbetrages vermindert. oHÖchstens wird jeweils der Betrag abgebaut, der

sich als Erhöhung der Gesamtversorgung aus der Anpassung ergeben hat. Tlst

aufgrund des Satzes 6 ein Restbetrag verblieben, wird dìeser unter Beachtung des

Satzes 6 bei den folgenden Anpassungen abgebaut, slst bei der Neuberechnung

oder der Anpassung der Versorgungsrente eines Versorgungsrentenberechtigten

nach $ 46 a Abs. 2salz2 bzw s 47 Abs 1 satz 4 statt der steuerklasse l/0 die

Steuerklasse lll/0 anzuwenden, ist ein in diesem Zeitpunkt noch zustehender

Ausgleichsbetrag um den Betrag zu vermindern, der sich wegen der Berücksìchti-

gung der Steuerklasse lll/O als Versorgungsrente zusätzlich ergibt.

1Für den Versorgungsrentenberechtigten und den versorgungsrentenberechtigten

Hinterbliebenen, der unter Absatz 1 fällt und bei dem für die Berechnung der

Versorgungsrente für die Zeilvor dem 1. Januar 1985

a) mindestens 132 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (s 33

Abs 1 a) berücksichtigt sind, tritt für die Anwendung des Absatzes 2saIz2 an die

stelle des Jahres 1985 das Jahr 1 987 und an die stelle des Tages des Beginns der

Versorgungsrente in Absatz 2SaIz5 als frühestmÖglicher Zeitpunkt der 1 Januar

1987,

b) mindestens 252 Umlagemonate und Monate kirchlicher vordienstzeiten ($ 33

Abs. 1 a) berücksichtigt sind, tritt fÜr die Anwendung des Absatzes 2SaIz2 an die

Stelle des Jahres 1985 das Jahr 1990 und an die Stelle des Tages des Beginns der

Versorgungsrente in Absatz 2 Satz 5 als frÜhestmöglicher Zeitpunkt der 1 Januar

1990,

c) mindestens 372 umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (s 33

Abs. 1 a) berücksichtigt sind, tritt für die Anwendung des Absatzes 2SaIz2 an die

Stelle des Jahres 1 985 das Jahr 1993 und an die Stelle des Tages des Beginns der

Versorgungsrente in Absatz 2 Satz 5 als frÜhestmöglicher Zeitpunkt der 1. Januar

1993,

d) mindestens 432 Umlagemonate und Monate kirchlicher Vordienstzeiten (s 33

Abs 1 a) berücksichtigt sind, ist Absatz 2salz2 und 5 bis 7 nicht anzuwenden.
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2ln den Fällen des Satzes 1 Buchst, c wird nur der Teil des Ausgleichsbetrags abge-
baut, der 2 v. H des fiktiven Nettoarbeitsentgelts (g 32 Abs. 3 c) ùbersteigt, das der
erstmaligen Berechnung der Versorgungsrente zugrunde gelegt worden ist. 3An die
Stellevon 2v H treten bei derWitwe 1,2v 11 , bei derHalbwaise 0,24v 11. und bei
der Vollwaise 0,4 v. H. des maßgebenden fiktiven Nettoarbeitsentgelts alst bei der
Berechnung der Versorgungsrente g 34 a oder $ 34 b anzuwenden, so ist der Betrag,
der sich nach den Sätzen 2 und 3 ergibt, entsprechend dem Verhältnis des Gesamt-
beschäfti gungsquotienten zu 1,00 herabzusetzen.

(4) 1Stìrbt nach dem 31. Dezember 1984 ein unter Absatz 1 Satz 1 fallender Versorgungs-
rentenberechtigter, dem nach den Absätzen 2 und 3 noch ein Ausgleichsbetrag zuge-
standen hat, erhalten von dem im Zeitpunkt des Todes maßgebenden Betrag die Wit-
we 60 v. H., die Halbwaise 12 v. H. und die Vollwaise 20 v H, als Ausgleichsbetrag
neben der jeweiligen Versorgungsrente. ,g 42 Abs. 1 gilt für den Ausgleichsbetrag
sinngemäß. 3Der Ausgleichsbetrag wird in sinngemäßer Anwendung der Absätze 2
und 3 in so vielen Teilen abgebaut, wie sich für den Verstorbenen ohne Berück-
sichtigung des Absatzes 2 SaTz 6 noch ergeben hätten. 4Bei der Anwendung des
Absatzes 2 Satz 6 ist die Erhöhung der Gesamtversorgung der Hinterbliebenen
maßgebend

s 105

Übergangsregelung zu gg 34 bis 34 b

(1) lst der Versicherungsfall nach dem 31. Dezember i9B4 und vor dem 1. Januar 1989
eingetreten, gilt an Stelle der Regelung des g 34 Abs, i Satz 4 und 6 auch für die
Entgeltbestandteile nach S 34 Abs 1 Satz 4 und 5 die Regelung des g 34 Abs 1

Satz 1 bis 3

(2) lstderversicherungsfall nachdem3l DezemberlgBBundvordeml.Januarlgg5
eingetreten, tritt an die Stelle der in $ 34 Abs. 1 Satz 6 genannten zehn Kalenderjahre
diezahl von Kalenderjahren, für die nach dem 31. Dezember 1984 bis zum Ende des
Kalenderjahres vor dem Jahr des Eintritts des Versicherungsfalles Umlagen entrichtet
worden sind.

(3) Der Beschäftigungsquotient für vor dem I Januar 1985 liegende Versicherungsab-
schnitte ist nach $ 42 a Abs. 2 in der bis zum 31 Dezember 1984 geltenden Fassung
mit der Nrlaßgabe zu ermitteln, daß die Beschäftigungsquotienten fur die Zeit der
Pflichtversicherung vor dem l. Januar 1982 ausschließlich auf der Grundlage der
arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit zu berechnen sind

(4) FÚr den Versorgungsrentenberechtigten und den versorgungsrentenberechtigten
Hinterbliebenen, deren Versorgungsrente spätestens am 3l . Dezember 19BS begon-
nen hat und deren Gesamtversorgung unter Anwendung des $ 34 a in der bis zum
3l Dezember 1 985 geltenden Fassung berechnet worden ist, ist g 34 a in der vom
1. Januar 1986 an geltenden Fassung erstmals zu dem Zeitpunkt anzuwenden, zu

96



(5)

(6)

( (7)

dem nach dem 31 . Dezember 1985 eine Anpassung nach $ 47 Abs 1 oder eine Neu-

berechnung nach S 46 a durchzuführen is

Bei dem Versorgungsrentenberechtigten und dem versorgungsrentenberechtigten Hin-

terbliebenen, dessen Versorgungsrente vor dem 1 April 1991 begonnen hat, wird der

nach $ 34 a in der bis zum 31. März 1991 geltenden Fassung ermittelte Bruttover-

sorgungssatz und Nettoversorgungssatz durch die Neufassung der SS 34 a und 34 b

zum 1 . April 1991 nicht berührt

War der Versicherte seit dem 1. Januar 1982 bis zum Eintritt des Versicherungsfalles

ausschließlich mit dem Beschäftigungsquot¡enten 1 pflichtversichert, ist $ 34 a nicht

anzuwenden auf Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung, fÜr die Pflichtbeiträge und Umla-

gen vor dem 1 Januar 1982 entrichtet worden sind

lst der Pflichtversicherte nach dem 30. April 1984 aufgrund einer Vonuhestandsregelung

aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden, gilt für die Berechnung der Gesamt-

versorgung s 34 b Abs 2 entsprechend für die Monate, die nach der Beendigung des

Arbeiisverhältnisses bis zum Eintritt des Versicherungsfalles liegen.

$ 105 a

Übergangsregelung zu S 35 a

S 35 a Satz '1 Nr. 3 wird nicht angewendet, wenn der Rentenbeginn vor dem
'1 . April 1995 liegt.

s 105 b

Übergangsregelung zu SS 36 und 37

lAnspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente fÜr Witwen hat auch die

aufgrund des vor dem 1. Juli 1977 geltenden Rechts schuldlos oder aus überwiegen-

dem Verschulden des Verstorbenen geschiedene Ehefrau, die eine Witwenrente nach

ss 243, 268 sGB vl erhält oder erhalten wÜrde, wenn der Verstorbene in der gesetzli-

chen Rentenversicherung versichert gewesen wäre und dort die Wartezeit erfÜllt

gehabt hätte. ,Entsprechendes gilt fur die einer schuidlos geschiedenen Ehefrau

gleichgestellte frühere Ehefrau des Verstorbenen, wenn die Ehe aufgrund des vor

dem 1 . Juli 1977 geltenden Rechts aufgehoben oder für nichtig erklärt worden ist.

S 36 Abs. 1 gilt für den Witwer einer vor dem 1 . Januar 1986 verstorbenen Versicher-

ten, Versorgungsrentenberechtigten oder VerSicherungsrentenberechtigten nur, wenn

seine Ehefrau den Unterhalt ihrer Familie Überwìegend bestritten hatte

t-\

(1)

(2)
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$ 105 c
Übergangsregelung zu g 41

Für am 31 Dezember 1991 schon und am 1 Januar 1992 noch vorhandene Waisen
gilt folgendes:
a) Erhielt eine Halbwaise nach den am 31 Dezember 1991 geltenden Vorschriften

Waisenrente fur Vollwaisen, verbleibt es dabei.
b) Bei der Waise bleibt der Erhöhungsbetrag in der Höhe, in der er am 31. Dezember

1991 zustand, bei den auf die Gesamtversorgung anzurechnenden Bezügen un-
berücksichtigt; dies gilt nicht, soweit Einkommen nach g 97 SGB Vl i. V m g 3i4
Abs 5 SGB Vl angerechnetwerden.

s 105 d
Übergangsregelung zu g 55

Bei Anwendung des $ 55 Abs. 6 Satz 1 bleibt für die Beendigung des Ruhens díe
Vollendung des 62. Lebensjahres maßgebend, wenn
a) die Versicherte das 60. Lebensjahr vor dem 1 . Juli 1999 vollendet hat oder
b) der Antrag auf Gewährung einer Altersrente für Frauen in der gesetzlichen Renten-

versicherung vor dem 1. Juli 1999 gestellt wurde und das Arbeitsverhältnis späte-
stens am 31. Dezember 1999 geendet hatoder

c) das Arbeitsverhältnis aufgrund einer vor dem 1 Juli 1gg9 geschlossenen Verein-
barung spätestens am 31. Dezember 1999 geendet hat.

s 106
Abfindung zur Förderung der Räckkehr von Ausländern

(1) llst ein ausländischer Pflichtversicherter, der auch in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert war, in der Zeit vom 1. oktober 1983 bis 30. september 1984
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden und hat er deshalb nach g 24 c ArVNG
oder $ 26 b AnVNG die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung erstattet
erhalten, so wird die Anwartschaft auf Verslcherungsrente nach den SS 35, 35 a,
wenn die Wartezeit erfüllt ist, auf seinen Antrag durch eine einmalige Abfindung
abgegolten 2Die Erstattung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung ist
durch den Erslattungsbescheid des Rentenversicherungsträgers nachzuweisen

(2) Als Abfindung wird der Barwert der Anwartschaft auf Versicherungsrente gezahlt,
der sich fÜr den Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus der Tabel-
le 1 der Barwert-Verordnung vom 24. Juni 1977 (BGBI I S. i014) ergibt.

(3) 1$ 67 Abs. 3 a bleibt unberührt 'zBeiträge werden jedoch nur zuruckgezahlt, wenn
der Betrag der Abfindung niedriger ist als der Rückzahlungsbetrag; in diesem Fall
wird keine Abfindung gezahlt

(4) lVit der Auszahlung der Abfindung oder des Ruckzahlungsbetrages erlöschen alle
Rechte aus der Versicherung
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(1)

s10
Anhebung der allgemeinen Zulage zum 1. Januar 1990

llst die Versorgungsrente zum 1 . Januar 1 990 nach $ 47 Abs 1 angepaßt worden, ist

das angepaßte gesamtversorgungsfähige Entgelt im Sinne des $ 34 um 65,- DM zu

erhöhen und die Versorgungsrente entsprechend S 47 Abs 1 neu zu errechnen
,Die Erhöhung gilt für die Anwendung des $ 103 Abs. 3 satz 2 und des $ 104 Abs. 2

satz 6 als Teil der allgemeinen ErhÖhung im sinne des $ 47 Abs. 1 satz 1 zum

1. Januar 1990.

(2) lst in Fällen, die nicht von Absatz 1 erfaßt werden, fÜr die Errechnung des gesamtver-

sorgungsfähigen Entgelts zusatzversorgungspflichtìges Entgelt im sinne des $ 34

Abs. 1 Satz 1 ausschließlich aus Zeiten vor 1990 maßgebend, ist das sich nach $ 34

Abs 1, 2 oder 6 ergebende gesamtversorgungsfähige Entgelt um 65,- DM zu erhö-

hen.

lst in Fällen, die nicht von Absatz 1 und Absatz 2 erÍaßT werden, fur die Errechnung

des gesamtversorgungsfähigen Entgelts der Durchschnitt des zusatzversorgungs-

pflichtigen Entgelts im Sinne des $ 34 Abs. 1 Satz 1

a) der Jahre 19BB bis 1990 maßgebend, ist das gesamtversorgungsfähige Entgelt

um 40,- DM,

b) der Jahre 1989 bis 1991 maßgebend, ist das gesamtversorgungsfähige Entgelt

um 20,- Dlt/
zu erhöhen.

(3)

$ 107 a

Einmalzahlung und AnPassung 1992

(1) lDie Versorgungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinter-

bliebenen, deren Versorgungsrente spätestens am 1. Mai 1992 begonnen hat, ha-

r den Monat Mai 1992 - vor der

Versorgun gsrente zugrundelie-
von 5500,- DM nicht überschrit-

ntenberechtigte den dem fÜr ihn

maßgebenden Bruttoversorgungssatz (s 32, ggf. in Verbindung mit ss 34 a, 34 b)

entsprechenden Vomhundertsatz des Betrages

a) von 3OO,- DM, wenn das gesamtversorgungsfähi9e Entgelt im sinne des satzes 1

mindestens 4100,- Dl\/ und nicht mehr als 5500'- DM'

b) von 375,- DM, wenn das gesamtversorgungsfähige Entgelt im sinne des satzes 1

weniger als 4100,- DM

betragen hat. 3Die Witwe erhäìt 60 v. H., die Halbwaise 12v. H. und die Vollwaise

20 v. H. des Betrages, der sich für den verstorbenen nach satz 2 ergeben hätte. 4ln

den Fällen des $ 46 Abs, 3 und 4 ist für die Berechnung der Einmalzahlung nur der

Anspruch auf Versorgungsrente maßgebend, der nicht ruht sDie Einmalzahlung steht

dem Versorgungsrentenberechtigten nicht zu, dessen

a) Pflichtversicherung nach dem 30. April 1992 geendet hat oder endet, und
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b) dessen Versorgungsrente vor dem 1 . Mai 1 992 begonnen hat oder beginnt,
wenn mindestens einer der Monate Januar bis April 1992 Umlagemonat ist.
6lst die versorgungsrente im Mai i992 aufgrund des g 52 a Abs 1 nicht gezahlt wor-
den oder hat sie aufgrund des $ 55 (ohne Berúcksichtigung des Absatzes 7 dieser
Vorschrift) in voller Höhe geruht, steht die Einmalzahlung nicht zu. Tlst der Berechtigte
vor der Auszahlung gestorben, können nur seine versorgungsberechtigten Hinterblie-
benen dle Auszahlung verlangen sDie Zahlung an einen Berechtigten befreit gegen-
über alien Berechtigten.

(2) Für die Anwendung des g 4z Abs 1 satz I und des g 34 Abs 1 sa|z2 in Verbindung
mit Artikel 2 Abschnitt 1 g 2 Abs. 7 BBVAnpG 1992 gilt folgendes:
a) HatdieVersorgungsrentevordem i.lvlai 1992begonnen, istZeitpunktderAnpas-

sung der 1. N/ai 1992, wenn das gesamtversorgungsfähige Entgelt am 30 April
1992 den Betrag von 5500,- DlVl nicht überschrilten hat, in den übrigen Fällen der
1. Juni 1 992.

b) Hat die Versorgungsrente erstmals im lvlai 1992 begonnen, sind die Entgelte nach
$ 34 Abs. 1 Salz2 zum 1. Mai 19922u erhöhen. Eine Anpassung nach g 47 Abs j
Satz 1 findet in diesen Fällen zum 1 . Juni i 992 nicht statt

s 107 b
Anpassung 1994

lHat die Versorgungsrente vor dem 1. Januar 199s begonnen, ist Zeitpunkt der An-
passung nach $ 47 Abs. 1 der satzung aufgrund der Erhöhung der maßgebenden
Versorgungsbezüge durch das BBVAnpG 1994 einheitlich der 1 Januar l99s ,Dies
gilt entsprechend für die Anwendung des g 32 Abs s und des g 34 Abs. 1 satz 2.

$ 107 c
Einmalzahlung 1995

lVersorgungsrentenberechtigte und versorgungsrentenberechtigte Hinterbliebene,
deren Versorgungsrente spätestens am 1. April 1 9gs begonnen hat, haben Anspruch
auf eine Einmalzahlung. 2Als Einmalzahlung erhält der Versorgungsrentenberechtigte
den seinem Bruttoversorgungssatz (g 32, ggf. in Verbindung mit gg 34 a, 34 b) ent-
sprechenden vomhundertsatz des Betrages von BO,- Dlt/ 3Die witwe erhált 60 v. H ,

die Halbwaise 12 v 11. und die Vollwaise 20 v. H. des Betrages, der sich für den
Verstorbenen nach satz 2 ergeben hätte. 4ln den Fällen des g 46 Abs. 3 und 4 istfür
die Berechnung der Einmalzahlung nur der Anspruch auf Versorgungsrente maßge-
bend, der nicht ruht, sDie Einmalzahlung steht dem Versorgungsrentenberechtigten
nicht zu, dessen Pflichtversicherung nach dem 31 März 199s geendet hat 6lst die
Versorgungsrente im April 1995 aufgrund des g s2 a Abs. 1 nicht gezahlt worden oder
hat sie aufgrund des g 55 (ohne Berücksichtigung des Absatzes 7) in voller Höhe
geruht, steht die tirbt der Bere
können nur seine igten Hinterbl
langen, sDie Zahl ten befreit ge
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s 107 d
Einmalzahlung 1996

lVersorgungsrentenberechtigte und versorgungsrentenberechtigte Hinterbliebene,

die am 1. Dezember 1996 einen Anspruch auf Versorgungsrente haben, haben

Anspruch auf eine Einmalzahlung, wenn das im Monat Dezember 1996 der Be-

rechnung der Gesamtversorgung zugrunde liegende gesamtversorgungsfähige Ent-

gelt den Betrag von 1O 174,75 DM nicht uberschritten hat. 2Als Einmalzahlung er-

hält der Versorgungsrentenberechtigte den seinem Bruttoversorgungssatz (SS 32'

1OO Abs. 1 bis 3, ggf . in Verbindung mit ss 34 a, 34 b) entsprechenden Vomhundertsatz

des Betrages von 150,- DM 3Dìe Witwe erhält 60 v. H., die Halbwaise 1 2 v, H. und die

Vollwaise 20 v. H. des Betrages, der sich fÙr den Verstorbenen nach satz 2 erge'

ben hätte aln den Fällen des s 46 Abs. 3 und 4 ist fÜr die Berechnung der Ein-

malzahlung nur der Anspruch auf Versorgungsrente maßgebend, der nicht ruht
sHat die Versorgungsrente erstmals nach dem 1. Mai 1996 begonnen, verringert

sich die Einmalzahlung fÜr ieden vollen Kalendermonat, den die Versorgungsrente

nach dem 30 April 1996 beginnt, um ein Achtel des sich aus den sätzen 2 bis 4

ergebenden Betrages. 6Die Einmalzahlung steht nicht zu, wenn am 1 Dezember

1996

a) die Versorgungsrente aufgrund des $ 55 (ohne Berücksichtigung des Absatzes 7)

in voller Höhe ruht oder
b) die Versorgungsrente aufgrund des $ 52 a Abs 1 nicht gezahlt wird
Tlst der Berechtigte vor der Auszahlung gestorben, kÖnnen nur seine versorgungs-

rentenberechtigten Hinterbliebenen die Auszahlung verlangen sDie Zahlung an einen

Berechtigten befreit die Kasse gegenÜber allen Berechtigten

s 108

Rentenversicherungszeiten im Beitrittsgebiet

Der Ausschluß von Rentenversicherungszeiten aus dem Beitrittsgebiet nach $ 33

Abs. 2 Satz 1 gilt nicht fÜr Versorgungsrentenberechtigte, bei denen der Versiche-

rungsfall erstmals vor dem 1 . November 1995 eingetreten ist, sowie fÜr die versorgungs-

rentenberechtigten Hinterbliebenen eines vor dem 1. November 1995 verstorbenen

Pflichtversicherten oder Versorgungsrentenberechtigten

$ 108 a

Sonderregelung für Arbeitnehmer im Be¡trittsgeb¡et

lDer im Beitrittsgebiet Pflichtversicherte, bei dem der Versicherungsfall vor Erfullung

der wartezeit (s 29 Abs. 1 satz 1) eingetreten ist und der vom 1, Januar 1992 an

ununterbrochen bei einem Beteiligten, dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger oder

bei einem Arbeitgeber, der Mitglied einer Zusatzversorgungseinrìchtung ist, von der

Versicherungen zur Kasse ubergeleitet werden, bzw. bei dessen Rechts- oder

(1)
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Funktionsvorgänger in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, das - bei Geltung der
Satzung - zur Pfljchtversicherung geführt hätte, und

a) der vom L Januar .1997 
an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen

pf lichtversichert gewesen ist

oder

b) nach dem 1 Januar 1997

aa) aufgrund einer von dem Beteiligten aus betrieblichen Gründen ausgespro-
chenen Kundigung oder aufgrund eines von dem Beteiligten aus nicht ver-
haltensbedingten Gründen veranlaßten Auflösungsvertrages aus dem Ar-
beitsverhältnis ausgeschieden,

bb) vom .l 
. Januar 1997 an bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses ununterbrochen

pf lichtversichert gewesen und
cc) bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs. 1 Satz i Buchst. d vor dem

2. Januar 2002 eingetreten ist,

erhält eine Leistung in der Höhe, in der sie ihm als Versicherungsrente (g 35
Abs. 1)zusiehen würde, wenn er in den dem Eintritt des Versicherungsfalles bzw
dem Ende des Arbeitsverhältnisses vorangegangenen 60 Kalendermonaten pflicht-
versichert gewesen wäre.

2Eine Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den in $ 28 Abs 3 Satz 1

Buchst. b genannten Fällen gilt nicht als unterbrechung im sinne dieser Vorschrift.
3Satz 1 gilt für Hinterbliebene eines vor Erfüllung der Wartezeit verstorbenen Pflicht-
versicherten entsprechend

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 gelten als Versicherungsrente im Sinne der Satzung

s 108 b
Versicherungsf reiheit

Lebensversicherung ¡m Beitr¡ttsgebiet
anstelle der Pflichtversicherung 

r

(1) lDer bei einem Beteiligten im Beitrittsgebiet im Arbeitsverháltnis stehende Mitarbeiter, \"'/
für den vor dem 4. Mai 1995 unter Beteiligung des Beteiligten ein Lebensver-
sicherungsvertrag abgeschlossen oder ein Bezugsrecht aus einem Gruppenver-
sicherungsvertrag begründet worden ist, ist nur zu versichern, wenn er dies unter
verzicht auf die damit zusammenhängenden Leistungen des Arbeitgebers bean-
tragt.2Der Antrag bedarf der schriftform und kann nur bis zum 31 Januar.l997
gestellt werden

(2) FÜr Mitarbeiter eines Beteiligten, dessen Beteiligung bei der Kasse nach dem 1. Janu-
ar 1997 beginnt, tritt an die Stelle des in Absatz l SaIz2 genannten Zeitpunktes ein
Zeitpunkt, der sechs Monate nach dem Beginn der Beteiligung liegt,
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Anhang 1

Übergangs- und Durchführungsvorschriften

A. Übergangsvorschriften

19. Änderung der Satzung
(Beschluß vom 21. Oktober 1988)

s1
Änderung der Satzung

(im Satzungstext berücksichtigt)

s2
Übergangsvorschrift zu $ 17 Abs' 3 Buchst' e und f

Die Kasse kann von der Anwendung des s :1 Nr. 5 Buchst. c absehen, wenn das

Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar 1989 begonnen hat'

22. Änderung der Satzung
(Beschluß vom 2. Novemberl990)

s1
Änderung der Satzung

(im Satzungstext berÜcksichtigt)

s2
Übergangsvorschrift zu $ 64 Abs. 3

$ 64 Abs. 3 Satz 3 und 4 ist nicht anzuwenden, wenn der Nachversicherungsfall vor

dem 26. Oktober 1989 eingetreten ist.

24. Änderung der Satzung
(Beschluß vom 11. Oktober 1991)

s1
Anderung der Satzung

(im Satzungstext berücksichtigt)

103



s2
Übergangsvorschrift

lst bei einem Mitarbeiter, für den die Pflicht zur Versicherung aufgrund der 24. Ände-
rung der Satzung entsteht, durch einen nach dem lnkrafttreten, aber vor der Anmel-
dung zur Pflichtversicherung erlittenen Arbeitsunfall der Versicherungsfall eingetre-
ten, ist der Mitarbeiter gleichwohl anzumelden.

s3
Satzungsergänzender Beschluß

Eine Pflichtversicherung kann von einem Arbeitgeber durch schriftliche Vereinba-
rung aufrechterhalten werden, wenn der Pflichtversicherte im Gebiet des nach Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages im öffentlichen oder kirchlichen Dienst als Arbeitneh-
mer oder lVitarbeiter bescháftigt wird.

B. Durchführungsvorschrift zu g 60 a der Satzung

Rentenauskünfte an Versicherte

Pflichtversicherte mit Anwañschaft auf Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung

1.1 Die Kasse erteilt an Pflichtversicherte mit Anwartschaft auf Rente aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung Auskunft über die Höhe der bestehenden Anwartschaft auf
Versorgungsrente ($ 3i ), wenn der Versicherte
a) das 55. Lebensjahrvollendet hat,
b) die Wartezeit nach g 29 erfüllt hat,
c) eine Mitteilung des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung über die Höhe

der dort bestehenden Rentenanwartschaft einschließlich sämtlicher Anlagen vor-
legt und

d) eine Mitteilung des Arbeitgebers über die bis zu dem in Abschnitt 1.2 genannten
Zeitpunkt vom Versicherten bezogenen und mit der Kasse noch nicht abgerechne-
ten zusatzversorgungspf lichtigen Entgelte vorlegt,

1 2 Die Anwartschaft auf Versorgungsrente ist auf den Zeitpunkt zu berechnen, der fur die
Berechnung der Rentenanwartschaft aus der gesetzlichen Rentenversicherung maßge-
bend war.

1
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2. Pflichtversichefie ohne Anwartschaft auf Rente aus der geseÞlichen Rentenver-
s¡cherung

Für Pflìchtversicherte ohne Anwartschaft auf Rente aus der gesetzlichen Rentenver-

sicherung giltAbschnitt 1.1 mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Mitteilung des

Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung der lÜckenlose Nachweìs über die Zu-

schüsse von Arbeitgebern im sinne des $ 31 Abs. 2 satz 1 Buchst. c und d und Über

die gesamtversorgungsfähigen Zeiten nach $ 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst b tritt.

3. Freiwillig Weiterversicheñe und beitragsfrei Versicherte

Die Kasse erteilt den freiwillig Weiterversicherten und beitragsfrei Versicherten auf

ihren Antrag Auskunft über die Höhe der bestehenden Anwartschaft auf Versiche-

rungsrente (SS 35 und 35 a), wenn

a) der Versicherte das 55 Lebensjahr vollendet hat und

b) die Wartezeit nach $ 29 erfullt ist

4. Auskunft über die auf die bisherige Ehezeit entfallende Anwartschaft

4 1 Versicherte erhalten auf ihren Antrag, der von einem durch Vollmacht ausgewiesenen

Rechtsanwalt oder Notar zu stellen ist, Auskunft über die Höhe der auf die bisherige

Ehezeit entfallenden Anwartschaft auf Versicherungs- oder Versorgungsrente, wenn

sie eine Mitteilung des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung über die HÖhe

der dort auf die Ehezeit entfallenden Anwartschaft einschließlich sämtlicher Anlagen

vorlegen

4.2 Versicherte ohne Anwartschaft auf Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

erhalten auf ihren Antrag, der von einem durch Vollmacht ausgewiesenen Rechts-

anwalt oder Notar zu stellen ist, Auskunft über die Höhe der auf die bisherige Ehezeit

entfallenden Anwartschaft auf Versicherungs- oder Versorgungsrenie, wenn die Vor-

aussetzungen vorliegen, unter denen die gesetzliche Rentenversicherung in Anwen-

dung der,,Zweiten Verordnung über die Erteilung von RentenauskÜnften an Versicher-

te der gesetzlichen Rentenversicherung" eine Rentenauskunft erteilen wÜrde

5. Allgemeines

S.1 Die Auskünfte sind mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die Unverbrindlichkeit der

Berechnungen zu versehen.

5.2 Die Auskúnfte nach Abschnitt 1 bis 3 sind in der Regel an die Anschrift des Ver-

sicherten zu erteilen, Dritien kann dìe Auskunft nach Abschnitt 1 bis 3 nur dann zuge-

leitet werden, wenn eine entsprechende Vollmacht des Versicherten vorgelegt wird, in

der der Versicherte auch erklärt, daß ihm dìe Kostenfreiheit der Auskunft der ZusaIz'

versorgungskasse bekannt sei.

b.3 Auskúnfte nach Abschnitt 1 bis 3 werden frühestens nach Ablauf von drei Jahren

erneut erteilt.

105



Anhang 2

Der Kasse gehören nach dem Stand vom 1 Januar 1997 als Beteiligte (S jO der
Satzung) an:

a) die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
die Evangelische Kirche der Pfalz

(Protestantische Landeskirche)
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern
die Evangelisch-lutherische Landeskirche

in Braunschweig
die Bremische Evangelische Kirche
die Evangelisch-LutherischeLandeskirche

Schaumburg-Lippe
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg
die Evangelisch-methodistische Kirche in Deutschland
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche

Sachsens
die Evangelisch-LutherischeLandeskirche

in Thüringen
mit ihren sämtlichen Rechtstrágern ;

b) die Evangelische Kirche ìn Deutschland (EKD)
die Evangelische Kirche der Union (EKU)
die VereinigteEvangelisch-LutherischeKirche

Deutschlands (VELKD)

c) das Diakonische Werk in Hessen und Nassau
das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche der Pfalz
das Diakonische Werk der Evang.-Luth. Kirche in Bayern
das Diakonische Werk in Kurhessen-Waldeck
das Diakonische Werk der Evang -luth. Landeskirche

in Braunschweìg
das Diakonische Werk Bremen
das Diakonische Werk in Schleswig-Holstein
das Diakonische Werk Berlin-Brandenburg
das Diakonische Werk Hamburg
das Diakonische Werk Lübeck
das Diakonische Werk der Evang.-Luth Landeskirche

Sachsens
das Diakonische Werk der Evang.-Luth. Landeskirche

in Thuringen
sowie die ihnen angeschlossenen Anstalten und
Einrichtungen, die der Kasse beigetreten sind;

d) die selbständigen diakonischen Einrichtungen der
Evangelisch-lutherischen Kirche Oldenburg in Oldenburg

ab 1.1 1967

ab 1 .'1 1967
ab 1.1.1968

ab 1.1.1969
ab 1.1.1969

ab 1 1 1969
ab 1 1 1969

ab 1 1 1973

ab 1 1.1997

ab 1.1.1997

ab 1.1.1969
ab 1.1 1969

ab 1.1 1969

ab 1 1 1967
ab 1 1 1967
ab 1 1 1968

ab 1 1 1968

ab 1.1

ab 1.1

ab 1.1

ab11
ab 1.1

ab 1.1

1 969
1 969
1 969
1 969
1 969
1 969

ab 1.1 1997

ab 1 1.1997
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die selbständigen diakonischen Einrichtungender
Evang,-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe

der Evang. Diakonieverein e.V, Berlin-Zehlendorf

e) sonstige kirchliche Arbeitgeber und Einzelpersonen
gemäß $ 1 0 Abs. 1 Buchst. d der Satzung.

4.

ab 1.1.1969
ab 1.1.1969

Anhang 3

Aufstellung der Zusatzversorgungseinrichtungen'
mit denen eine Überleitungsvereinbarung abgeschlossen worden ist

(5 68 der Satzung)

Zusatzversorgungskasse der
Ev.-Luth. Landeskirche Hannovers
Postfach 1663
32706 Detmold

Kirchliche Zusatzversorgungskasse
Rheinland-Westfalen
Postfach 102241
44022DorImund

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden

Postfach 37 64
76022 Karlsruhe

Kirchliche Zusatzversorgungskasse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Postfach 102064
50460 Köln

Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen

Versorgungsverband ThÜringen

Postfach 11 10

06551 Artern

Pfälzische Pensionsanstalt
Postfach 14 63
67088 Bad Dürkheim

Zusatzversorgungskasse der Gemeinden

und Gemeindeverbände in Darmstadt

Postfach 11 1561
64230 Darmstadt

2

-, Ã

6,

7
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Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorgungsverbandes Sachsen
Postfach 21 0257
01263 Dresden

Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorg un gsverbandes Baden-Württemberg
Postfach 14 20
76003 Karlsruhe

Zweigstelle Stuttgart
Postfach 1027 43
70023 Stuttgart

10, Zusatzversorgungskasse derGemeinden
und Gemeindeverbände des Reg -Bez. Kassel
Postfach 10 41 44
34041 Kassel

1 1. Rheinische Zusatzversorgungskasse für
Gemeinden und Gemeindeverbände
Postfach 21 0920
50533 Köin

12 Zusatzversorgungskassebeim Kommunalen
Versorgungsverband Brandenburg
RudoltBreitscheid-Str. 62
16775 Gransee

13 Kommunaler Versorgungsverband
Sachsen-Anhalt
Schneidersgarten 2

391 1 2 [/agdeburg

14 BayerischeVersorgungskammer
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden
81921 München

15. KommunaleZusatzversorgungskasseWestfalen-Lippe
Postfach 46 29
48026 Mûnster

16 Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes
Abt. Zusatzversorgung
Postfach 102432
66024 Saarbrücken
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17 Kommunale Zusatzversorgungskasse
Mecklen burg-Vorpommern
Am Markt 22
'1 7335 Strasburg (Uckermark)

18. ZusatzversorgungskassefÜrdie
Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden

Postfach 62 29

65052 Wiesbaden

'19. ZusatzversorgungskassederLandeshauptstadtDüsseldorf
40200 Düsseldorf

20. Zusatzversorgungskasse der Stadt Duisburg

Postfach 10 13 51

47049 Duisburg

21 Zusatzversorgungskasse der Stadt Emden

Postfach 22 54
26702Emden

22. Zusatzversorgungskasse der Stadt Essen

Postfach 10 37 61

45121 Essen

aÕ Zusatzversorgungskasse der Stadt Frankf urt

Stadtverwaltung Amt 11 E

60275 Frankfurt

24. Versorgungsanstalt derStadt Hannover

Teichstr. '1 1/ 1 3

30449 Hannover

25.

26.

Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln

Jakordenstraße '18 - 20

50668 Köln

Emder Zusatzversorgungskasse f ür Sparkassen

Postfach 1428
26694 Emden

Zusatzversorg ungskasse
der Landesgirokasse
70144 Stuttgart

28 Bahnversicherungsanstalt,Abt.B
Karìstraße 4 - 6
60329 Frankfurt
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29. Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder
76128 Karlsruhe

Pensionskasse Deutscher Eisen- und Straßenbahnen
Volksgartenstra9e 54a
50677 Köln

31 Bayerische Versorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen
81921 Múnchen

32 BayerischeVersorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester
81921 München

JJ Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost
Postfach 30 06 60
70446 Stuttgart

Anhang 4

Verfahrensordnung für das Schiedsgericht 
\,r'

s1
Leitung

(1 ) Der Vorsitzende leitet die Geschäftsstelle des Schiedsgerichts.

(2) Der Vorsitzende trifft die für die Durchführung des Klageverfahrens erforderlichen An-
ordnungen, fÜhrt den Schriftverkehr mit den Verfahrensbeteiligten und leitet die Ver-
handlung des Schiedsgerichts

(3) Dìe Kosten der Geschäftsführung trägt die Kasse
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s2
Besetzung bei Entscheidungen

(1) Das Schiedsgericht entscheidet in der Besetzung m¡t einem Vorsitzenden und zwei

Beisitzern nach Maßgabe des S 6 Abs. 2 der Satzung

(2) lDie Entscheidungen des Schìedsgerichts werden mit Stimmenmehrheit gefaßt, 2Stimm-

enthaltungen sind nicht zulässig

s3
Vorlage durch die Kasse

Die Kasse legt eine bei ihr eingegangene Klage unverzüglich dem Vorsitzenden vor

(1)

(2)

s4
Behandlung der Eingänge und des Vorbringens. Beiladung

Alle Schriftsätze sind in doppelter Ausfertigung einzureichen

lNach Eingang eines Schriftsatzes ist eine Ausfertigung unverzüglich der anderen

ParTeizuzuleilen 2Hat eine Partei schriftliche Entscheidung beantragt, ist der anderen

Partei Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern. sDer Vorsitzende bestimmt eine

angemessene Frist zur Gegenáußerung.

lDer Vorsitzende kann im Laufe des Verfahrens die Verfahrensbeteiligten jederzeiÏzur

Erklärung ihres Vorbringens in einzelnen Punkten und zum Beweisantritt auffordern

und ihnen hìerfür eine angemessene Frist setzen. 2Das Schiedsgericht entscheidet

nach pfìichtgemäßem Ermessen, inwieweit im Falle unentschuldigter Fristversåumnis

nachträgliches Vorbringen noch bei der Entscheidung zu berücksichtigen ist

Soweit eine Entscheìdung rechtliche lnteressen Dr¡tter berührt, kann diesen vom Vor-

sitzenden oder nach Eröffnung der Verhandlung durch Beiladungsbeschluß des

Schiedsgerichts Gehör gewährt werden,

(3)

(4)

s5
Aufklärung des Sachverhalts' Beweisaufnahme

(1) lDer Vorsitzende kann alle zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnun-

gen treffen, ohne an Anträge der Parteien gebunden zu sein. 2Er kann zur Vorberei-

tung der Entscheidung Beweise erheben

(2) Die Parteien und die Beigeladenen sind berechtigt, Beweisterminen beizuwohnen, die

Beweisaufnahme betreffende Anträge zu stellen und Fragen an Zeugen und Sachver-

ständige zu richten

(3) lDie Beweistermine sind den Parteien und den Beigeladenen bekanntzugeben 2Die

Bekanntgabe soll nicht später als eine woche vor dem Termin zugegangen sein.
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s6
Prozeßvertretung

lDie Parteien und die Beigeladenen können sich in jeder Lage des Verfahrens, auch in

mündlichen Verhandlungen und Beweisterminen, durch einen mit schriftlicher Voll-
macht versehenen Bevollmächtigten vertreten lassen, 2ln der Ladung zu den
Verhandlungs- und Beweisterminen sind sie auf diese Möglichkeit hinzuweisen 3Die

Vollmacht ist beim Schiedsgericht einzureichen

s7
Terminbestimmung. Ladung.

Anordnung des persönlichen Erscheinens

(1) lDer Vorsrtzende bestimmt Ort und Zeilder mündlichen Verhandlung. 2Er verfügt die ç-l
Ladung der Parteien, der Beigeladenen sowie der Zeugen und Sachverständigen,
deren Vernehmung im Termin er für erforderlich hält. 3Für die Ladung gilt g 78 der
Salzung.

(2) Die Parteien und die Beigeladenen sind in der Ladung darauf hinzuweisen, daß eine
Entscheidung auch dann ergehen kann, wenn sie im Termin weder erschienen noch
vertreten sind

(3)

(4)

(1)

(2)

Dle Ladungsfrist soll mindestens zwei Wochen betragen.

Der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen des Gegners der Kasse sowie ei-
nes Bevollmächtigten der Kasse und eines Beigeladenen anordnen.

s8
Mündliche Verhandlung. Beratung und Abstimmung

Die Sitzung des Schiedsgerichts ist öffentlich.

1Über den Verlauf der Sitzung wird eine Niederschrift geführt. ,Die Niederschrift ist
vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

(3) Die Beratung und die Abstimmung schließen sich unmittelbar an die mündliche Ver-
handlung an und sind geheim

(4) Über die Vorgänge bei der Beratung und Abstimmung haben die lVitglieder des
Schiedsgerichts Verschwiegenheit zu bewahren.

se
Schrift liches Verfahren

Ein Schiedsspruch ohne mundliche Verhandlung darf erst ergehen, nachdem die
Verfahrensbeteiligten ihr Einverständnis hierzu erklärt haben.
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(1)

\z)

(3)

' (4)

(5)

s10
Entscheidung

Über die Klage wird durch Schiedsspruch entschieden

1ln dem Schiedspruch sind eteiligten Mitglìeder des Schieds-

gerichts und der Tag der . 2Aus dem schiedsspruch muß

õrsichtlich sein, ob er aufg ung oder im schriftlichen Verfah-

ren ergangen ist,

Sofern eine mÜndliche Verhandlung stattgefunden hat, sind dìe Entscheidungsformel

nach Schluß der múndlichen Verhandlung zu verkÜnden und die wesentlichen GrÜnde

für die Entscheidung anzugeben.

lDer Schiedsspruch ìst nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite hin zu begrün-

den. 2Er ist von den an der Entscheidung beteìligten Mitgliedern des Schiedsgerichts

zu unterzeichnen.

Der Schiedsspruch ist den Verfahrensbeteiligten bìnnen sechs wochen nach der Enl

scheidung zuzustellen.

s11
Kostenerstattung. Stre¡twert

lAuf Erstattung n fÙ Wahrnehmung eines

Termins hat der r da r vor dem Schìedsge-

richtobsiegtundiedieserKostenfÜrver-
pflichtet erklärt. Bet en Kosten durch das

Schiedsgericht festgesetzt.

lDer Vorsitzende kann nach seìnem Ermessen dem Gegner der Kasse die Erstattung

der Reisekosten i des Reisekostenrechts zusìchern' wenn

er das persÖnlich hält. 'zLehnt der vorsitzende eine solche

Zusicherung ab, das Schiedsgericht anrufen

Der Kasse durch das Verfahren entstehende Kosten können ihrem Gegner nur im

Falle des S 76 Abs. 6SaTz2 der Satzung auferlegt werden

Auf Antrag ist im schiedsspruch der streitwert zu ermitteln und festzusetzen

s12
Zustellung

lZustellungen sollen, falls die Verfahrensbeteiligten einen Bevollmächtigten bestellt

haben, anãiesen, andernfalls an jene selbst bewirkt werden 2lm Übrigen gilt $ 78 der

Satzung.

(1)

(2)

i (3)

(4)
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s13
Verfahren nach der ZiviliprozeBordnung

lSoweit in dieser Verfahrensordnung nichts anderers bestimmt ist, finden die Vorschrif-
ten der zivilproze3ordnung, insbesondere des 10, Buches der zivilprozeßordnung,
entsprechende Anwendung. 2lm übrigen gestaltet das schiedsgericht das Verfahren
nach seinem Ermessen

s14
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) lDie Geschäftsstelle nimmt die Eingänge in Empfang, vermerkt den Tag des Eingangs
und die Zahl der Anlagen, trägt sie in das Eingangsbuch ein und legt sie dem Vorsit-
zenden vor. 2Bei Eingängen, für die eine Frist zu beachten ist, wird der mit dem Post- -.,)
absendestempel versehene Umschlag beigefúgt.

(2) Alle Eingänge, die als Streitsachen zu bearbeiten sind, trägt die Geschäftsstelle in
das Streitsachenbuch nach der zeitlichen Reihenfolge der Eingänge ein.

(3) Die Art und Weise der Erledigung des Streites ist im Streitsachenbuch nach Jahrgän-
gen zu vermerken.

(4) Die Geschäftsstelle fertigt die von dem Vorsitzenden verfügten Ladungen zu den Sit-
zungen aus und sorgt für die Zustellungen.

(5) lm übrigen obliegen der Geschäftsstelle:
1. die Anlegung, Führung und Aufbewahrung der Akten,
2 die Anfertigung des Schriftverkehrs des Schiedsgerichts,
3 die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen, die zur Niederschrift des Schieds-

gerichts abgegeben werden,
4. die Anfertigung der Niederschriflen über mündliche Verhandlungen,
5. die Zustellungen und Niederlegungen,
6 die Fúhrung der Streitsachenstatistiken.
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Stichwortverzeichnis

Abflndung von Versicherungsrenten

S27;S50
- zur Förderung der Rückkehr von

Auslândern $ 106

Abgeltungsbetrag $ 10 a Abs 2 bis 4

Abmeldung $ 11 Abs.2
Buchst a, b

Abtretung
- Ansprüche auf Kassenleistungen

$ 60;
- von Ersatzansprüchen $ 58

Allersleilzeitarbeit S 34 a Abs 3

Anmeldung $ 11 Abs. 2 Buchst. a

Anpassung S a7; S 84; S 107;

S 107 a bis $ 107 d

Anträge S 73

Anzeigepflichten des Berechtlgten

s54

Auflösung der Kasse S 3 aAbs 1

Buchst k, $ 9

Aufsicht S B

Aufsichtführende Kirche S 4 b Abs 3

Satz 2, $ B Abs. 1

Ausgleichsbetrag
- Versorgungsrenten $ 103

Abs, 2-7; $ 104 Abs 2-4
- Ausscheiden des Beteiligten $ 13

Auskunft über Rentenanwartschaft

S 60 a, Anhang 3

Ausschluß von Ansprüchen $ 37

Ausschlußfristen S 59

Auszahlung der Renten $ 53

Beitragserstattung S 66; S B1

Beruf sunfähi gkeit, Gesamtversorgung

$ 32 Abs 4, S 100 Abs. 1 Buchst d

Beschwerde $ 75

Besitzstandszulage $ 100 Abs, 3 a

Beteiligung S 10, S 11 Abs. 1

- Beendigung $ 12

- Pflichten des Beteiligten S 11

Abs, 2, 3, 4, 5
- Fortselzung von Beteiligungen $ 10 a

Betr¡ebsrente S 35 a; S 105 a

Beurlaubung $ 34 b

Bruttogesamtversorgung $ 32 Abs. 2, 3

Einmalzahlung S 107 a, $ 107 c, S 107 d

Einzelversicherungsverhältnisse $ 1 4

Erhöhungsbeträge S 62 Abs. 3
- Erstattung $ 66
- Rückzahlung $ 67 Abs 1

Erlöschen des Anspruchs auf Rente

s56

Gesamtversorgung
- Versicherte S 32, S 100;

bei Teilzeitbeschäftigung $ 34 a;

bei Beurlaubung S 34 b
- für WitwenMitwer S 40 Abs. 2, 4:

s 100

- fürWaisen $ 41 Abs, 2, S 100

- Höchstbeträge bei mehreren
Hinterbliebenen $ 42

Gesamtversorgun gsfähi ges Entgelt

S 3a; S 105 Abs. 1 u.2; S 107 Abs 2,3
- bei Teilzeitbeschäftigung $ 34 b

Abs 4

Gesamtversorgun gsf ähi ge Zeit

S 33; S 79; $ 100 Abs 1 Satz 1

Buchst. c
- bei Beurlaubung S 34 b Abs. 2

Gewåhrleistung $ 10 b

Gewährleistungsübernahme $ 10 Abs, 2
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Günstigkeitsvergleich $ 100 Abs, 3

Härteausgleich $ 51

HaushaltsplanS3aAbs 1

Buchst. b; $ 4 aAbs. 1 Satz 2;

s70

Hinterbliebenenrenten SS 41 ff.

Jahresmeldung $ 11 Abs 3, 4, 5

Jahresrechnung $ 72, g 3 a
Abs 1 Buchst. c, $4aAbs. 1

SaIz 2

Kassenvermögen $ 69
- Anlage und Verwaltung g 71 a
- Rechnungslegung $ 72

Klage $ 76

Mindestgesamtversorgung S 32
Abs 5, S 100 Abs 1 Satz 1

Buchst. b Doppelbuchst cc

Mindestversorgungsrente $ 31

Abs. 4, $ 40 Abs. 6, $ 41 Abs, 7;

s 102

lVitarbeiter der Kasse $ 7 a

Nachversicherung aufgrund des
Gesetzes zur Verbesserung der
betrieblichen Altersversorgung g 64

Nettoarbeitsentgelt, f iktives

S32Abs 3c,$103Abs 1,

$ 104 Abs. 1

Nettogesamtversorgung

$32Abs.3a,3b,3c
Ubergangsregelung g 103; g 104

Neuberechnung g 46 a

Nichtzahlung der Rente $ 52 a

Organe der Kasse $ 2 a

Pflichtversicherung S 14 Abs .l 
; S 16

- Anspruch auf Versorgungsrente

$ 28 Abs. .1 Buchst. a
- Begründung $ 15

- Aufrechterhaltung $ 
.16 Abs. 1 a

- Ende $ 19
- Fiktion S 28 Abs 3, 5, 5 a

Prúfungen der Kasse S 4 a Abs 1 Satz 4

Rechtsverhältnis der Kasse g 2

Rechtsweg SS 73 ff

Rente wegen Berufsunfähigkeit g 28
Abs. 7; $ 32 Abs. 4; g 100 Abs, .1

Satz I Buchst. b Doppelbuchst. bb
- Ruhen der Versorgungsrente

S 55 Abs. 4

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

$ 28 Abs, 7
- Ruhen der Versorgungsrente

S55Abs,4b

Rentenbeginn $ 52

Rentenfall s. Versicherungsfall

Rentenversicherungszeiten g 33 Abs. 2

Satz 1 Buchst, a,

$ 100 Abs. I Buchst c, S 108

Richtlinien für die Anlegung des Ver-
mögens $ 3 aAbs 1 Buchst. f

Rückzahlung
- von Kassenleistungen S 51 a
- von Beiträgen und Umlagen g 67

Ruhen der Rente S 55

Satzungsänderungen $ 2Abs. 2 u 3;

$ 3 a Abs. .l Buchst. i

Schiedsgericht $ 6
- Mitglieder $ 7
- Verfahren $ 76, Anhang 4

Servicevereinbarung g 10 a Abs 5

SterbegeldS2T; Sag

Teilzeitbeschäftigung g 1 1 Abs. 4
S 34 a; S 83; S 105 Abs. 3, 4, 5

Überleitungen g 68
- Besitzstandswahrung g B0
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-^

Uberleitungsabkommen S 68;

Anhang 3

Ubernahme von Rentenlasten

$68Abs.1a

Umlagen $ 62
- Rückzahlung S 67 Abs. 2

Umlagesatz S 71; S 3 a Abs.1
Buchst. e, $ 4 a Abs. 1 Satz 2, 3

UmlagemonatS62Abs. 10

Verfahren SS 73 ff

Verpfändung $ 60

Versicherung, beìtragsfreie

S 14 Abs. 1; S 25; S 26
- Anspruch auf Versichertenrente

$ 28 Abs. 1 Buchst b

Versicherun gsabschnitt

$11Abs.3,4

Versicherungsaufsicht S B Abs. 2;

S9Abs.1;S3aAbs.2

Versicherungsfall $ 30

Versicherungsfreiheit $ 17, S 108 b

Versicherungsnehmer $ 14 Abs. 2

Versicherungspflicht$ 16; S 1B

- Ausbildungsverhältnisse $ 22

- Ausnahmen S 17; S 98
- Befreiung S 17 Abs 5
- Beschäftigung, befristete $ 17

Abs. 1

- Ende $ 20

- Saìsonarbeitnehmer S 16 Abs. 2;

$ 17 Abs. 2

Versicherungsrenten
- für Versicherte $ 28 Abs.1 Buchst. b,

S35;S35a
- für WitwenMitwer $ 36 Abs. 3; S 43;

s45
- für Waisen S 38; S 44; S a5
- Sonderregelung im Beìtrittsgebiet

S 108 a

Versorgungsrenten
- für Versicherte S 28; S 31

- für WitwenMitwer $ 36 Abs. 2;

s40,s105b
- für Waisen S 38; S a1 ; S 105 c
- Neuberechnung $ 46 a
- Ruhen $ 55

Verwaltungsrat S 3, S 3 a, $ 3 b,

SSAbs 1,2;S9Abs 1

- Mitglieder $ 7
- Vorsitzender$ 3Abs 5, S 4 b

Abs. 3 Satz 2

Vordienstzeiten S 10 Abs 3;

$29Abs.3;S33Abs 1a

Vorstand S 3 aAbs, 1 Buchst. a,

S4,S4a,S4b,Sac,S5
- N4itglieder $ 7
- Vorsitzender$4Abs 4, S 4a

Abs.2,S4bAbs.3Satz1,
Abs. 5; S 5 Abs. 3

Vorzeitige I nanspruchnahme einer Rente

S 32 Abs. 2SaIz3, $ 100 Abs. 2, 3

- Übergangsregelung S 100 Abs. 4, 5

Waisenrente s. Versorgungsrenten,
Versicherungsrenten

Wartezeit $ 29

Weiterversicherung, freiwill ige

S 14 Abs. 1; S 24
- Anspruch auf Versicherungsrente

S 28 Abs '1 Buchst b
- Beiträge $ 65
- Erstattung der Beiträge S 66 Abs. 2
- Bückzahlung S 67 Abs 1

Witwenrente s Versorgun gsrenten,

Versicherungsrenten
- Höchstbeträge bei mehreren

Hinterbliebenen S 42, S 45
- Wiederaufleben des Anspruchs $ 57

Zurückbehalten von Leistungen

S 54 Abs. 3

Zusätzliche Umlage $ 62 Abs 3 u. 4
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Zusammentreffen mehrerer Anspruche

s46

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt

$ 62 Abs. 7; $ 1 1 Abs. 2 Buchst. c

Zustellung $ 78
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